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RAHMENTHEMA: JUGENDARBEITSLOSIGKEIT UND AUSBILDUNGSPLATZANGEBOT 

Karen Schober-Gottwald 

Jugendarbeitslosigkeit: eine Zwischenbilanz 

Eine Voraussetzung für die Bewältigung der Ausbildungs­
und Beschäftigungsprobleme Jugendlicher in den kommen­
den Jahren ist die genaue und detaillierte Kenntnis der 
Struktur dieser Personengruppe, der Ursachen ihrer Arbeits­
losigkeit und der möglichen Auswirkungen von eingeleiteten 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. ln 
diesem Beitrag wird deshalb - auf dem neuesten Datenstand 
- ein Oberblick über die Entwicklung der Jugendarbeits­
losigkeit gegeben und über eine neuere, detaillierte Ana­
lyse der einzelnen Personengruppen unter den arbeitslosen 
Jugendlichen berichtet. Ausgehend von diesen empirischen 
Befunden versucht die Autorin abschließend, bereits beste­
hende Maßnahmen und Maßnahmekonzepte auf ihre mög­
lichen Auswirkungen hin zu untersuchen. 

1. Einleitung 

ln der Bundesrepublik Deutschland beginnt nunmehr das 
4. Jahr anhaltend hoher Jugendarbeitslosigkeit. Wenn hier 
der Versuch unternommen wird, eine B1lanz aus den bisheri­
gen Erfahrungen und Erkenntnissen zu z1ehen, dann nicht, 
weil wir "über den Berg" sind, sondern we1l neue Probleme 
sich auftun, ohne daß d1e "alten" bewaltigt sind. 

Eine zeltlang - das war im Frühjahr und Sommer des ver­
gangenen Jahres - konnte man hoffen, daß mit dem kon­
junkturellen Aufschwung und der spurbaren Belebung auf 
dem Tellarbeitsmarkt fur Jugendliche der rezessionsbedmgte 
Beschäftigungseinbruch in d1esem Bereich zum Stillstand 
kommen wurde. Die allenthalben gehegte Erwartung, daß ein 
Wiederaufschwung SICh vor allem gunstig auf die rasche be­
rufliche W1ederemgl1ederung jugendlicher Arbeitskrafte aus­
Wirken wurde, schien sich zu bestätigen: die Zahl der regi­
stnerten arbeitslosen Jugendlichen sank überdurchschnittlich 
und spezielle Wiedereingliederungsuntersuchungen konnten 
belegen, daß JUgendliche Arbeitslose rascher und in größe­
rem Umfang als erwachsene beruflich wiederemgegl1edert 
wurden [1]. 

Doch der Aufschwung im Frühjahr und Sommer des vergan­
genen Jahres war zu schwach und seine Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt zu gering, um eine nachhaltige Belebung 
der Arbeitskräftenachfrage bewirken zu können. Derzeit meh­
ren sich die Stimmen, d1e ein längerfristiges, globales Ar­
beitsplatzdefizit in der Bundesrepublik Deutschland nicht aus­
schließen [2]. 

Diese wenig ermutigende Lage auf dem Gesamtarbeitsmarkt 
ist nicht das einzige, was die Beschäftigungslage Jugend­
licher 1n den kommenden Jahren beeinflussen wird. Gebur­
tenstarke Jahrgange, die ab 1977 in die Phase der Berufs­
bildung und ins Erwerbsleben eintreten und fehlende Aus­
bildungskapazitäten in allen Ausbildungsbereichen vom Be­
trieb bis zur Hochschule erschweren die berufliche Integra­
tion Jugendlicher in das Berufsleben [3] und stellen somit 
die Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik 
vor schwere Aufgaben. 

2. Quantitative Entwicklung 

Die Datenlage zur Jugendarbeitslosigkeit ist in vielerlei Hin­
sicht unzureichend und spiegelt demzufolge weder das volle 
quantitative Ausmaß der Jugendarbeitslosigkeit noch die Ur­
sachen der spezifischen Verteilung von Arbeitslosigkeit un­
ter den Jugendlichen wider. Diese Tatsache hat ihren wesent­
lichen Grund darin, daß die von der Bundesanstalt für Arbeit 

erhobenen Daten eine Geschäftsstatistik darstellen und nicht 
im Hinblick auf eine Ursachenanalyse hin erhoben werden. 

Grundlage fur alle Analysen zur Jugendarbeitslosigkeit sind 
die halbjahrliehen Strukturanalysen der Arbeitslosen, die von 
der Bundesanstalt für Arbeit seit 1973 Ende September und 
Ende Ma1 emes jeden Jahres durchgeführt werden [4]. Au­
ßerdem gibt es seit März 1976 auch monatliche Zahlen über 
arbeitslose Jugendliche unter 20 Jahren, allerdings ohne 
weitere Strukturmerkmale. 

Einen überblick über die quantitative Entwicklung der Ju­
gendarbeitslosigkeit seit September 1973 g1bt Übersicht 1. 

Erstmals stark angestiegen ist die Zahl der registrierten ar­
beitslosen Jugendlichen im September 1974. Zu jenem Zeit­
punkt war auch der Anteil der Jugendlichen an allen Ar­
beitslosen am höchsten. Ihren bisherigen Höhepunkt erreich­
te die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen im Herbst und 
Winter 1975/76 (Daten fur Januar 1976 existieren nicht, doch 
ist zu vermuten, daß die Zahl uber 120 000 lag), danach 
sank s1e wieder und lag sowohl im Mai als auch im Septem­
ber 1976 unter dem jeweiligen Vorjahresniveau. 

Bei der Interpretation ist zu beachten, daß die jeweiligen Da­
ten durch die Erhebungszeitpunkte Ende September und 
Ende Mai bedmgte saisonale Verzerrungen aufweisen. Die 
Septemberwerte smd wegen der im Sommer liegenden Schul­
entlaßtermme überhöht, die Mai-Werte sind wegen der Fruh­
jahrsbelebung am Arbeitsmarkt eher zu niedrig. Welche Be­
wegungen sich zwischen diesen Erhebungszeitpunkten im 
einzelnen abspielen, zeigt die monatliche Zeitreihe, die für 
jugendliche Arbeitslose seit März 1976 ex1stiert (vgl. Über­
sicht 2). Bis Juni einschließlich war im Frühjahr 1976 die 
Zahl der arbeitslosen Jugendlichen überdurchschnittlich ge­
sunken, mit dem Einsetzen der Schulentlaßtermine ab Juli 
1976 setzte ein überdurchschnittlicher Anstieg ein, der sich 
bis September wieder abflachte. Danach begann - saison­
und witterungsbedingt - ein erneuter stet1ger, aber im Ver­
gleich zu allen Arbeitslosen, unterdurchschnittlicher An­
stieg [5]. 

Bei der Beurteilung von Ausmaß und Entwicklung der Ju­
gendarbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren darf eine 
Einschätzung der nicht registrierten Jugendarbeitslosigkeit 
nicht fehlen. Dabei ist - wie bereits an anderer Stelle aus­
führlich dargestellt [6] - zu unterscheiden zwischen der 
durch die Art der statistischen Erfassung und Berechnung 
zu niedrig ausgewiesenen Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 
und der echten Dunkelziffer der nicht erfaßten und erlaß­
baren ausbildungs- und beschäftigungslosen Jugendlichen. 

Die entsprechenden Berechnungen für September 1975 hatten 
gezeigt, daß bereits damals unter Einbeziehung auch der 
nicht untergebrachten Bewerber um Berufsausbildungsstellen 
sow1e eines Teils der Jugendlichen, die an den von der 
Arbeitsverwaltung finanzierten Lehrgangen teilnehmen, die 
altersspezifische Arbeitslosenquote 7,5% anstelle der tat­
sachlichen von 5,8 Ofo betragen hätte [7]. 

Eme Aktualisierung dieser Berechnungen für September 1976 
unter Einbeziehung der nicht arbeitslos gemeldeten, unver­
sorgten Bewerber um Ausbildungsstellen (22 600) [8] sowie 
eines Teils der Teilnehmer an berufsvorbereitenden Lehr­
gängen (12 000) [9], ergibt eine altersspezifische Arbeits­
losenquote von ca. 6,2% gegenüber 4,6 Ofo in der Arbeits­
losenstatistik. 
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Obersicht 1: Arbeitslose Jugendflehe (unter 20 Jahre): Entwicklung seit September 1973 Im Vergleich zur Gesamtentwicklung der Ar­
beitslosigkeit 

Veränderung der Zahl der Arbeits-

Zahl der jugendl Anteil an allen 
Arbeitslosenquote losen jeweils gegenuber dem 

Vorjahr in % 
Arbeitslosen Arbeitslosen 

I 
Jugendliche Alle 

Jugend I iche Alle 
unter 20 Jahre Altersgruppen Altersgruppen 

September 1973 21 000 9,6 1,0 0,9 + 29,0 + 12,5 
Mai 1974 38 700 8,5 2,0 2,0 - -
September 1974 69 800 12,5 3.4 2,4 +232,3 +154,2 
Januar 1975 123 100 10,7 6,0 5,1 - -
Mai 1975 86 100 8,5 4,6 4,4 +122,0 +123.0 
September 1975 115 800 11,5 5,8 4,4 + 65,9 + 80,7 
Mai 1976 85 000 8,9 3,8 4,2 - 1,3 - 6,3 
September 1976 102 600 11,4 4,6 3,9 - 11,3 - 10,8 

Quelle: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA) Strukturanalysen 

Obersicht 2: Arbeitslose Jugendliche (unter 20 Jahre): Entwicklung zwischen März 1976 und Dezember 1976 Im Vergleich zur Gesamt­
arbeitslosigkeit 

I Miuz April Mai I Juni Juli I August September Oktober I November I Dezember 

Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen 112 100 96 300 80 300 1) 77 200 86 800 95 200 96 000 1) 97 200 100 300 103 000 2) 

Veränderung gegenüber 
Vormonat - -14,1 -16,6 -3,9 +12,6 + 9,7 + 0,8 + 1,2 + 3,2 + 2,7 

Insgesamt -11,6 -8,1 -12,8 -3,5 + 2,6 -0,5 -4,3 + 5,0 + 4,3 +10,7 

Quelle. Amtl1che Nachnchten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA), monatl1che Zahlungen 
') Abweichungen zu entsprechenden Werten in Ubersicht 1 aufgrund ') Ab Dezember 1976 nur noch Vollze1tarbe1tslose E1ne Hochrechnung 

untersch1edl1cher Erhebungsgrundlagen. auf JUgendliche Arbeitslose 1nsgesamt (vgl Anm [5]) erg1bt emen 
Wert von 107 000 und e1nen Anst1eg gegenuber dem Vormonat von 
-'- 6,8 °/o 

Obersicht 3: Arbeitslose Jugendliche (unter 20 Jahre) nach ausgewählten Strukturmerkmalen ln den Jahren 1974 bis 1976 

Strukturanalysen Jugendliche Arbeitslose Insgesamt 

September 

I 
Januar 

I 
Ma1 

I 
September 

I 
Ma1 

I 
September 

1974 1975 1975 1975 1976 1976 

Zahl der Falle ( = 100 %) 69 800 123 100 86 100 115 800 85 000 102 600 

a) Geschlecht 
Mimner 46,1 54,0 53.8 48,5 45,7 40,3 
Frauen 53,9 46,0 46,2 51,5 54,3 59,7 

b) Alter 
15 Jahre 10,1 

} 
1,7 5,7 3,0 4,5 

16 Jahre 15,9 43,9 11,3 13,6 12,8 13.7 
17 Jahre 22,2 18,9 19,9 19,1 21,7 
18 Jahre 24,8 } 56,1 

27,0 27,3 29,4 28,2 
19 Jahre 27,1 41,1 33,5 35,7 32,0 

c) Ausbild"ungskomb1nat1onen 
ohne abgeschl. Berufsausbildung 69,8 71,8 71,7 67,4 1) 66.4 1) 62,6 1) 

darunter: ohne Hauptschulabschluß 32,2 33,1 29,6 26,3 
mit Hauptschulabschluß 28,4 30,0 30,3 27,1 
mit weiter!. Schulabschluß 3,2 2,7 4,0 7,4 

mit Anlernung 3,2 

} 
3,8 ') ') ') 

m1t betnebl Berufsausbildung 25,8 28,2 23,7 30,5 32,0 34,2 
mit schulischer Berufsausbildung 1,3 0,8 2.1 1,6 3,2 

d) Berufstatigkeit 
bisher n 1cht 23,6 11,8 12,5 18,9 12,9 22,4 
mit Berufstat1gke1t 76,-4 88,2 87,5 81,1 87,1 77,6 

e) Teilnahme an Lehrgangen Insgesamt 0,9 1,3 2,2 1,9 2,9 
davon: Grundausbildungslehrgang 0,1 0,3 0,9 0,8 1,4 

Förderungsieh rgang 0,4 0,6 0,6 0,6 0,8 
E1ng l1ederungslehrgang 0,4 0,4 0,7 0,5 0,7 

I) Wunsch nach Berufsausbildung bei 
Arbeitslosen Jugendlichen ohne abge-
schossene Berufsausbildung 
ja 14,8 16,0 10,6 8,5 8.8 12,0 
nein 85,2 84,0 89,4 91,5 91,2 88,0 

Quelle: Amtl1che Nachrichten der Bundesanstalt für Arbe1t (ANBA). ') emschl1eßlich Anlernung 
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Die e1gentliche Dunkelziffer der nirgendwo gemeldeten aus­
bildungs- und beschäftigungslosen Jugendlichen ist - abge­
sehen von Primärerhebungen - nur näherungsweise über 
die 1n der Berufsschulstatistik ausgew1esene Zahl der .. arbeits­
und berufslosen" Berufsschuler zu erm1tteln. Diese Personen­
gruppe ist in den vergangenen Jahren stark angestiegen, 
allerdings liegen die neuesten Daten nur für Herbst 1975 vor. 
Damals waren in den Berufsschulen rund 72 000 Schüler, die 
weder ein Arbeits- und ein Ausbildungsverhältnis hatten. 
Demgegenuber waren Ende September 1975 jedoch nur ca. 
45 000 Jugendliche unter 18 Jahren bei den Arbeitsämtern 
arbeitslos registriert. Das bedeutet, daß im September 1975 
d1e tatsachliche Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 18 
Jahren um rund 60% uber der amtlich registrierten gelegen 
hat [7a] Im Schuljahr 1976/77 hat es vermutlich keinen weite­
ren Anstieg bei der Zahl der berufs- und arbeitslosen Berufs­
schuler gegeben, da mzwischen für d1esen Personenkreis in 
einigen Bundeslandern vollzeitschuiJsche Bildungsangebote 
bestehen bzw. obligatorisch sind (Berufsvorbereitungsjahr in 
Nordrhem-Westfalen, Berufsgrundschuljahr J in Bayern). Man 
kann also fur 1976 in etwa davon ausgehen, daß die Dunkel­
Ziffer be1 den unter 18jahrigen jugendlichen Arbeitslosen 
n1cht we1ter angest1egen ist. 

Bei den über 18jähngen ist die Dunkelziffer vermutlich uner­
heblich, da be1 diesen Jugendlichen in aller Regel ein An­
spruch auf Arbeitslosengeld besteht und somit anzunehmen 
1st, daß s1e sich auch arbeitslos melden. Darüber hinaus hat 
die seit September 1976 fur Arbeitslose zwischen dem 18. 
und 23. Lebensjahr geltende Kindergeldregelung seit Okto­
ber 1976 zu einem gewissen Anstieg be1 der Zahl der regJ­
strJerten jugendlichen Arbeitslosen und dam1t tendent1ell zu 
einer Verrmgerung der Zahl der nicht registrierten Arbeits­
losen Jn diesem Alter geführt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Entwicklung 
der reg1stnerten w1e der nicht registrierten arbeitslosen Ju­
gendlichen 1m Jahre 1976 eine, allerdmgs nur schwache Bes­
serung gegenuber dem Vorjahr gebracht hat. 

Wegen des sich w1eder verringernden Wirtschaftswachstums 
wird 1977 voraussJchtl1ch nur em vergleichsweise geringer 
Abbau der ArbeJtslosJgkeJt insgesamt fur wahrscheinlich ge­
halten [10}. Fur d1e Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit 
1st die Entwicklungsperspektive eher noch ungunstiger, weil 
das Nachrucken der geburtenstarken Jahrgange zu einer 
starkeren Konzentration der ArbeJtslosJgkeit bei Berufsanfan­
gern fuhren wird, sofern d1eser Effekt nicht durch zusätzliche 
bildungspolitische Auffangbecken und einen weiteren Aus­
bau der AusbildungskapazJtaten ausgeglichen wird. 

3. Strukturelle Entwicklung 

Der Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit im Jahre 1976 ge­
genuber den Voqahren beruht sowohl auf dem konjunktu­
rellen Aufschwung als auch auf Entzugseffekten durch die 
zwJschenzeJtlich eingeleiteten arbeitsmarktpoiJ!Jschen und bil­
dungspolitischen Maßnahmen zur Bekampfung der Jugend­
arbeitslosigkeit. Auch wenn nicht bekannt Jst, Jn welchem 
Ausmaß jeder d1eser Faktoren an dem Rückgang beteiligt 
ist, da Jn den Strukturanalysen nur Bestandsgrößen und 
keine Stromgrößen enthalten sind, so lassen sich diese Ein­
flusse doch aus best1mmten - wenn auch nur geringfugigen 
- Veranderungen ablesen, die sich zw1schen 1974 und 1976 
Jn der Zusammensetzung der jugendlichen Arbeitslosen er­
geben haben. 

UbersJcht 3 gibt einen Überblick uber die WIChtigsten Struk­
turmerkmale der jugendlichen Arbeitslosen und deren Ver­
anderung. Trotz der in den globalen Großenordnungen kaum 
veränderten Struktur dieses Personenkreises, lassen sich im 
Detail ganz wesentliche Verschiebungen erkennen: 

- Im September eines jeden Jahres 1st wegen der Schulent­
laßtermine der Anteil der Jungeren, der Anteil der Berufs­
anfänger und demzufolge auch der Anteil derjenigen ohne 
Berufsausbildung unter den jugendlichen Arbeitslosen höher 

als im Mai. Gleichzeitig ist aber auch feststellbar, daß im 
Beobachtungszeitraum die entsprechenden Anteilswerte ab­
genommen haben. Dies ist - neben den verringerten Schul­
abgangerzahlen 1975 und 1976 - auch auf den verstärkten 
Einsatz und die Inanspruchnahme berufsvorbereitender Lehr­
gänge und schulischer Bildungsangebote für arbeits- und 
ausbildungslose Schulabgänger zurückzuführen, denn durch 
diese Maßnahmen werden insbesondere jüngere arbeitslose 
Schulabganger und auch leistungsschwache Jugendliche 
ohne Hauptschulabschluß für ein Jahr dem Arbeitsmarkt ent­
zogen. Daß durch d1ese Maßnahmen in vielen Fallen keine 
dauerhafte berufliche Integration der Jugendlichen erreicht, 
sondern das Problem teilweise nur um ein Jahr verschoben 
wurde, zeigt der gestiegene Anteil ehemaliger Lehrgangs­
teilnehmer an den jugendlichen Arbeislosen. 

- Em Vergleich der Mai-Daten läßt erkennen, daß ältere und 
mannliehe Jugendliche, die in Zeiten des Tiefstandes der 
Rezession (1975) besonders stark unter den jugendlichen Ar­
beitslosen vertreten waren (im Mai 1975 waren 41 Dfo der ar­
beitslosen Jugendlichen 19 Jahre alt, der Anteil der Män­
ner betrug 54%) im Zuge des konjunkturellen und sa1sonalen 
Aufschwungs am ehesten wieder Arbeitsplätze finden (der 
Anteil der 19jährigen betrug im Mai 1976 36 %, im Septem­
ber 1976 nur noch 32 %, der Anteil der Manner ging auf 
40% zu ruck). Der Anteil der weiblichen Jugendlichen ist da­
gegen se1t dem beginnenden konjunkturellen Aufschwung in 
stet1gem Anst1eg begriffen. Hier scheint sich eine "Struktura­
IJsJerung" der Arbeitslosigkeit abzuzeichnen, die auch bei 
den Arbeitslosen aller Altersgruppen festzustellen ist. 

Konjunktureller und saisonaler Aufschwung einerseits, ar­
beJtsmarkt- und bildungspolitische Maßnahmen andererseits 
we1sen somit emen eher gegenläufigen Einfluß auf die Struk­
tur der jugendlichen Arbeitslosen auf, so daß die Zusammen­
setzung des Personenkreises keine wesentlichen Veränderun­
gen erfahren hat. 

Erwähnenswert erscheint noch eine we1tere, wenn auch nur 
geringfugige Strukturverschiebung: Der Anteil der Jugend­
lichen ohne Berufsausbildung mit weiterfuhrendem Schulab­
schluß hat sich gegenüber 1974 mehr als verdoppelt. Gleich­
zeitig ist der Anteil der Berufsanfänger unter den jugend­
lichen Arbeitslosen und derjenigen, die eine Berufsausbil­
dung anstreben, nach zwischenzeitlichem Rückgang wieder 
angestiegen. Hier deutet sich offenbar - im Zusammenhang 
mit der zunehmenden Zahl der unversorgten Bewerber um 
Berufsausbildungsstellen - der 1mmer gravierender werden­
de Ausbildungsstellenmangel und die Abdrangungsprozesse 
von Ausbildungsstellen - auf den Arbeitsmarkt an. 

Die hier fur die Vergangenheit aufgezeigten strukturellen 
Entwicklungstendenzen lassen vermuten, daß die künft1ge 
Zusammensetzung der jugendlichen Arbeitslosen vermutlich 
n1cht grundlegend von der derzeit bestehenden abweichen 
durfte. Die demographische Entwicklung und der auch weiter­
hin zu erwartende Ausbildungsstellenmangel werden jedoch 
vermutlich zu einem weiteren Ansteigen der Berufsanfänger 
unter den Arbeitslosen führen, d1e durch d1e bere1ts emge­
leiteten bzw. geplanten Bildungsmaßnahmen vorerst nur 
kurzfristig aufgefangen werden. lnfolge des mittelfristig wahr­
scheinlichen globalen Arbeitsplatzdefizits wird es auch bei 
Jugendlichen m1t abgeschlossener Berufsausbildung und bei 
bereits erwerbstätigen Jugendlichen Probleme der dauer­
haften und angemessenen Integration ins Berufsleben geben. 

4. Arbeitslosigkeit bei Berufsanfängern 

ln Anbetracht der Tatsache, daß Jugendarbeitslosigkeit in 
Zukunft in weitaus starkerem Maße als bisher ein Problem der 
fehlenden Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für Berufs­
anfanger sein durfte, erscheint es sinnvoll, sich mit diesem 
Personenkreis und den bei der Entstehung von Arbeitslosig­
keit unter ihnen ablaufenden Selektionsprozessen näher zu 
befassen. 

Als Berufsanfänger sind dabei nicht nur - wie in den Struk-
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turanalysen der BA (vgl. Übersicht 3d) - jene Jugendlichen 
anzusehen, die als Absolventen einer allgemeinbildenden 
oder berufsbildenden Schule neu auf den Arbeitsmarkt tre­
ten, sondern auch die Absolventen bzw. Abbrecher einer be­
tneblichen Berufsausbildung, denn diese Jugendlichen stan­
den in einem Ausbildungs- und nicht in einem Arbeitsverhält­
nis, und für den Betrieb besteht nach Ausbildungsabschluß 
keine automatische Übernahmeverpflichtung [11]. Dieser Per­
sonenkreis muß also in die Analyse der Selektionsprozesse 
bei der Arbeitslosigkeit von Berufsanfängern mit einbezogen 
werden. D1e Daten aus den Strukturanalysen der BA liefern 
hierzu nur grobe Anhaltspunkte. Die im folgenden dargestell­
ten Ergebn1sse entstammen einer empirischen Verlaufsunter­
suchung bei deutschen Arbeitslosen im Herbst 1975, die ein 
Jahr zuvor be1 den Arbeitsämtern arbeitslos gemeldet waren 
[12]. 

Aus dieser Studie geht hervor, daß etwa die Hallte der 
damals arbeitslosen Jugendlichen neu ms Erwerbsleben ein­
tretende Arbeitskräfte waren, die andere Hallte war zuvor 
bereits erwerbstatig gewesen und wahrend der Rezession 
freigesetzt worden. 

Diese starke Konzentration der Arbeitslosigkeit auf Berufs­
anfanger ist in engem Zusammenhang m1t den langerfristig 
bestehenden Problemen des Obergangs vom Bildungs- ins 
Beschäftigungssystem zu sehen. Diese Probleme treten an 
zwei biographischen Schwellen auf: beim Übergang von der 
Allgemeinbildung in die Berufsbildung bzw. die Erwerbs­
tätigkelt und beim Ubergang von der Berufsbildung in die 
Erwerbstätigkeit Bereits in früheren Jahren haben quali­
tative Ungleichgewichte zwischen Bildungs- und Beschafti­
gungssystem bestanden, die dazu gefLihrt haben, daß ein Teil 
der Berufsanfänger nicht die gewünschte Ausbildungsstelle 
bekommen konnte und daß em Teil der Ausgebildeten nach 
Ausbildungsabschluß den Betrieb, die Branche und häuf1g 
auch den Beruf wechseln mußte, um eine Beschäft1gung zu 
erhalten [13]. 

Wahrend in Ze1ten der Arbeitskratteknappheit d1ese Ungleich­
gewichte durch Mobilitäts- und Substitutionsprozesse am 
Arbeitsmarkt z. T. ausgeglichen wurden, funktionieren diese 
Ausgleichsprozesse bei einem globalen Arbeits- und Ausbil­
dungsstellendefizit jedoch nicht mehr. 

Von den in die Untersuchung einbezogenen Berufsanfängern 
waren 36% Abgänger von allgemeinbildenden Schulen, 26% 
hatten unmittelbar vor der Arbeitslosigkeit ihre Berufsausbil­
dung abgebrochen und 38% waren nach Abschluß 1hrer 
Berufsausbildung arbeitslos geworden (vgl. Schaubild). 

Schaubild: Jugendliche Arbeitslose (unter 20 Jahre) vom 
September 1974 nach ihrem Ausbildungsstand 

Vor der Arbeitslosigkeit 
erwerbstätig: 48% 

Etwa die Hallte der arbeitslosen Schulabgänger wurde ln­

folge des Ausbildungsstellenmangels und der gestiegenen 
Anforderungen an die Qualifikation der Bewerber vom Aus­
bildungsstellenmarkt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ab­
gedrängt (54% strebten nach eigenen Angaben primar eine 
Ausbildungsstelle an). Der Verdrangungswettbewerb verläuft 
dabei ganz eindeutig entlang dem Qualifikationsniveau der 
Bewerber, so daß Jugendliche mit unzureichender Vorbildung 

verstärkt von Arbeitslosigkeit betroffen smd (58% dieser 
Schulabganger waren ohne Hauptschulabschluß) 

Die arbeitslosen Jugendlichen, d1e unmittelbar vor Beginn 
der Arbeitslosigkeit ihre Berufsausbildung abgeschlossen 
hatten und nun ins Erwerbsleben eintreten wollten, kommen 
zu emem erheblichen Teil aus Kleinbetrieben (47% aus Be­
trieben mit 1-9 Beschaftigten) des Handwerks und des Han­
dels und dem sonstigen Dienstleistungsgewerbe, also aus 
traditionell ausbildungsmtensiven Bereichen, die mfolge der 
Rezession d1e ausgebildeten Fachkräfte nicht weiterbeschäf­
tigen konnten (83% wurden vom Arbeitgeber entlassen). 
Aufgrund des globalen Arbeitsplatzdefizits wurden diese Ju­
gendlichen nicht wie in Zeiten ausgeglichener Arbeitsmarkt­
lage von anderen, weniger ausb1ldungsmtens1ven Beschafti­
gungsberelchen aufgenommen D1e Strukturdiskrepanzen zwi­
schen Bildungs- und Beschaftigungssystem sind somit nicht 
als primare Ursache für d1e Jugendarbeitslosigkeit aufzufas­
sen, sie best1mmen vielmehr (als Verteilungsmechan1smen). 
welche Berufsgruppen und Personengruppen besonders von 
Arbeitslosigkeit betroffen werden 

Rund em Viertel der JUgendlichen Arbeitslosen, d1e neu ms 
Erwerbsleben eintreten, haben ihre Berufsausbildung un­
mittelbar vor der Arbeitslosigkeit abgebrochen. Die Grunde 
fur den Ausbildungsabbruch werden von den Jugendlichen 
uberwiegend im individuellen Bereich gesehen. Trotzdem ist 
zu vermuten, daß rezess1onsbedmgte Einflußfaktoren den 
Abbruch der Ausbildung wesentlich mit verursacht haben. 
D1es laßt sich aus der beineblichen und beruflichen Herkunft 
d1eser Jugendlichen schließen: denn mehr als d1e Hallte von 
ihnen kommt aus Kleinbetrieben des Handels und des Hand­
werks (Fahrzeugbau, Baugewerbe), Bere1che, d1e stark vom 
konjunkturellen Einbruch betroffen waren. 

D1e Gruppe der Ausbildungsabbreeher ist unter dem Ge­
Sichtspunkt bildungspolitischer Maßnahmen eme besonders 
wichtige Gruppe unter den arbeitslosen Jugendlichen, denn 
durch den Ausbildungsabbruch werden die Weichen fur das 
weitere Erwerbsleben 1n eine Richtung gestellt, die d1e Be­
treffenden auch in Zukunft besonders anfallig für weitere Ar­
beitslosigkeit macht. 

Nur wenige der arbeitslosen Ausbildungsabbreeher smd an 
einer Fortsetzung der Ausbildung mteressiert. Das Ausbil­
dungsinteresse n1mmt mit zunehmender zeitlicher D1stanz 
und zw1schenze1tlicher Berufstätigkelt sukzessive ab. Im 
weiteren Berufsverlauf weisen die Erwerbstallgen mit abge­
brochener Berufsausbildung em wesentlich "mstabileres Er­
werbsverhalten" auf, 1hre berufliche Laufbahn ist durch 
häufigen Betnebswechsel und haufige Arbe1tslosigke1t ge­
kennzeichnet [14]. 

Folgt man den hier vorgelegten Daten, müßte ein zentrales 
Anl1egen sowohl 1n der Reform der beruflichen Bildung als 
auch bei den flankierenden Maßnahmen zur Bekampfung 
der Jugendarbeitslosigkeit dann bestehen, Ausbildungsab­
bruch durch geeignete Maßnahmen weltgehend zu verhin­
dern. 

5. Stellenwert von Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung 
von Berufsanfängern bei hoher Arbeitslosigkeit 

Es gibt bereits eine breite Palette von durchgefuhrten und 
geplanten Maßnahmen zur Bekampfung der Jugendarbeits­
losigkeit [15]. Wegen der in der Bundesrepublik stark zer­
splitterten Kompetenzen in diesem Bereich ex1Sl1ert ein relativ 
undurchschaubares Nebenemander (und manchmal auch Ge­
geneinander) von Einzelmaßnahmen und Maßnahmekonzep­
ten, aber-trotzvielfaltiger Bemühungen und Apelle- noch 
kein einheitliches Strategiekonzept aller beteiligten Institutio­
nen zur Bewaltigung der anstehenden Probleme. Ohne ein 
solches einheitliches Konzept jedoch besteht die Gefahr, daß 
durch punktuell ansetzende Maßnahmen an einer Stelle 
Löcher gestopft und Mangel behoben werden, d1e an anderer 
Stelle dann neue Probleme entstehen lassen. 

Die bisher konzipierten Maßnahmen orientieren sich an der 
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jeweils vorherrschenden Problememschatzung der betreffen­
den lnst1tut1on und an dem, was im Rahmen der bestehenden 
gesetzlichen Mögl1chke1ten realisierbar, und das he1ßt m der 
Regel auch fmanz1erbar 1st Von der Z1elnchtung und Pro­
blemelnschatzung her gesehen lassen sich in grober Unter­
gliederung v1er Maßnahmearten unterscheiden (unabhang1g 
von der f1nanz1erenden oder durchfuhrenden Institution). D1e 
1m folgenden aufgefuhrten Einzelmaßnahmen haben exem­
planschen Charakter, s1e beanspruchen keme Vollstandigkeit: 

(1) Maßnahmen der Arbelts-(platz-)beschaffung: h1erzu ge-
hören samtl1che Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der BA 
nach dem Arbeitsforderungsgesetz (AFG) sowie die im 
Rahmen der regionalen Wirtschaftsforderung durchge­
fuhrten Maßnahmen (Gememschaftsaufgabe "Verbesse­
rung der reg1onalen Wirtschaftsstruktur"). 

(2) Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme nach 
dem AFG h1erzu gehoren Zuschusse an Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer (Emgl1ederungsbeihilfen, Bewerbungsko­
stenzuschusse, Uberbruckungsbeihilfe u. a.). 

(3) Maßnahmen zur Behebung des Ausbildungsstellenman­
gels durch Schaffung und Bereitstellung zusatzl1cher be­
tnebllcher und außerbetrieblicher Ausbildungsplatze (z. B. 
bei Bahn und Post, Berufsamt Berlm, Schaffung zwei­
jahrlger Ausbildungsgange !ur Lernbehmderte, finanzielle 
Be1h1lfen oder Steuererleichterungen !ur Unternehmungen 
fur zusatzlieh bereitgestellte Ausb1ldungsplatze). 

(4} Maßnahmen zur beruflichen und allgemeinen Qualifizie­
rung der jugendlichen Arbeitslosen: h1erzu gehoren d1e 
Forderung der Beruflichen Bildung nach dem AFG (Aus­
bildung, Fortbildung und Umschulung), schulische und 
außerschulische Bildungsangebote zur Berufsvorberel­
tung, Berufsgrundbildung oder zum Nachholen des 
Hauptschulabschlusses sow1e soz1alpadagog1sche und ar­
beltstherapeutische Maßnahmen. 

Eme quantitat1ve Bilanz dieser Maßnahmen 1st wegen des 
tellweise unzureichenden Datenmalenals nicht mcigl1ch und 
hier auch n1cht beabs1cht1gt. Uber den Umfang, in dem 
arbeitslose Jugendliche b1sher durch Maßnahmen der Ar­
beitsbeschaffung und der Forderung der Arbeitsaufnahme 
beruflich e1ngegl1edert werden konnten, l1egen keme Zahlen 
vor. Nach den Erfahrungen der Arbe1tsamter dürften die 
Effekte jedoch n1cht sehr erheblich sein. Ebenfalls n1cht be­
kannt 1st der quant1tat1ve Effekt der von der Bundesregierung 
und den Landern bereitgestellten M1ttel zur Finanz1erung zu­
satzllcher betnebl1cher und außerbetnebl1cher Ausbildungs­
platze (16] Insgesamt durften auf d1ese Weise nicht mehr als 
rund 10 000 Ausbildungsplatze geschaffen worden se1n 
Grundsatzlieh s1nd bei der Beurteilung der Auswirkungen 
von fmanz1ellen Forderungsprogrammen zur Ausbildung und 
Beschaft1gung von Arbeitslosen d1e sogenannten .. Mitnehmer­
effekte" zu berucks1chtigen, d. h daß !ur ohnehin geplante 
Vorhaben d1e bereitgestellten öffentlichen M1ttel 1n Anspruch 
genommen werden. Eme genaue Emschätzung des Erfolgs 
d1eser Maßnahmen 1st daher b1slang kaum mögl1ch. 

Wesentl1ch starker schlagen dagegen die Maßnahmen zur 
allgemeinen und beruflichen Qualifizierung zu Buche, uber 
d1e auch detailliertere Informationen vorl1egen. Seit 1973 
haben Insgesamt 70 000 Jugendliche an von der BA finan­
Zierten Lehrgangen zur Berufsvorbereitung und zur Grund­
ausbildung 1n best1mmten Berufsfeldern teilgenommen (17]. 

We1tere Lehrgange d1eser Art s1nd durch die d1versen Son­
derprogramme des Bundes und der Lander fmanz1ert worden. 
H1eruber l1egen jedoch ke1ne quant1tat1ven Angaben vor. 

E1n erheblicher Te1l der QuallfiZierungsmaßnahmen, aber 
auch der Maßnahmen zur Schaffung zusatzl1cher Ausbildungs­
stellen or1ent1ert sich an den nachweislichen Qualifikations­
oder Mot1vat1onsdef1Z1ten der Jugendlichen, w1e sie aus der 
Arbeitslosenstatistik bekannt sind (Lehrgange fur n1cht be­
rufsrelfe Schulentlassene, soz1alpadagog1sche und arbeits­
therapeutische Maßnahmen fur benachteiligte und demot1vier-

te Jugendliche, Ausbildungsgange !ur Lernbehinderte) [18]. 

Dabei werden allerdmgs haufig Ursache und Verteilungs­
mechanismus bei der Entstehung von Arbeitslosigkeit unter 
Jugendlichen verwechselt: Jugendliche sind in dem gegen­
wartigen Umfang primar nicht deshalb arbeitslos, weil sie fi.Jr 
eme Berufsausbildung n1cht geeignet oder n1cht motiviert 
waren, sondern wegen des Mangels an Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzen und des starken Selektionsdrucks in den 
Schulen bleiben vor allem jene Jugendlichen bei dem Ver­
drangungswettbewerb entlang dem Qualifikationsniveau zum 
Schluß als Arbeitslose übrig, die infolge 1hrer Benachteili­
gung durch d1e soz1ale Herkunft und d1e Schule uber eme 
unzureichende Vorbildung und erhebliche Motivationsdefizite 
verfugen. 

Es soll an dieser Stelle n1cht bestritten werden, daß heute 
mehr denn je d1e Notwendigkeit besteht, für drop-outs, für 
lernschwache, benachteiligte und demot1v1erte Jugendliche 
andere, neuartige Lernangebote bereitzustellen, die diesen 
PersonenkreiS auch erreichen. Unter dem Stichwort "Jung­
arbe1terproblemat1k" w1rd daruber schon se1t langem disku­
tiert, und 1n diesem Sinne smd auch die in diesem Heft 
sk1zz1erten Projekte und Modellversuche zu sehen. Die Jung­
arbeiterproblematlk darf jedoch n1cht 1n emen ursächlichen 
Zusammenhang m1t der gegenwart1gen hohen Jugendarbeits­
losigkeit gebracht werden. Wenn derze1t unter dem Druck 
der Selektionsprozesse in Schule und auf dem Arbeitsmarkt 
die Zahl der Jungarbeiter - entgegen allen langfnst1gen 
Trends - wieder erheblich ansteigt, dann ist dem nicht nur 
mit zusatzliehen Lernangeboten und Molivierungsmaßnahmen 
zu begegnen, sondern vor allem durch die Bereitstellung 
emer ausreichenden Anzahl von Ausbildungsstellen und -
last not least - durch bildungspolitische Maßnahmen, die 
das Entstehen einer zunehmenden Zahl von drop-outs ver­
hindert. 

Solche bildungspolitischen Maßnahmen zur Verminderung 
des Selektionsdrucks und zur Erhohung der Ausbildungs­
kapazltaten durfen allerdmgs n1cht auf den Bere1ch der 
Hauptschule und der dualen Ausbildung beschränkt ble1ben, 
sondern s1e erfordern eme Gesamtkonzeption !ur den ge­
samten Bildungsbereich b1s hin zur Frage der Hochschul­
kapazitäten und der Auswe1tung des We1terbildungsbere1chs. 
D1es g1lt ganz besonders unter dem Druck der jetzt zu ver­
sorgenden geburtenstarken Jahrgange m1t ausreichenden 
Ausbildungs- und Arbeitsmogl1chke1ten [19]. 
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M a a 0 

Berufsstartprobleme von Jugendlichen 

Der Artikel enthält erste Daten einer derzeit laufenden Aus­
wertung von etwa 3000 repräsentativ erhobenen Jugendlichen 
ohne Berufsausbildungsvertrag und rund 500 Auszubilden­
den. Die endgültigen Ergebnisse dieser bundesweiten Er­
hebung werden im Laufe des Jahres 1977 vorliegen. Die 
Erhebung, zugleich Abschluß der analytischen Phase des 
BBF-Jungarbeiterprojekts, wird detaillierte Analysen der so­
zialen, ökonomischen und psychologischen Faktoren des 
Jungarbeiterproblems, des Problems arbeitsloser Jugend­
licher, der Faktoren des Abbruchs von Ausbildungsverhältnis­
sen und Daten über ausländische Ungelernte bereitstellen. 

ln den sechziger Jahren, als im Durchschnitt jährlich jewe1ls 
eine runde Viertelmillion (gemeldeter) Lehrstellen (insgesamt 
wurden damals Jahrlieh zwischen 600 000 und 660 000 Lehr­
stellen als Angebot gemeldet) unbesetzt blieb und sich ein 
dauerhafter Mangel an qualtfizierten Arbeitskratten abzu­
zeichnen schien, berechtigte die Situatton zu der Hoffnung, 
das Problem der Ungelernten bald lösen zu können. Freie 
Ausbildungsstellen und günstige Arbeitsmarktlage haben 
damals eine expansive Btldungspoltttk in dem Ziel unter­
stutzt, die Problemgruppen der Jungarbeiter, Jungangestell­
ten, mithelfenden Familienangehörigen wte auch der berufs­
und arbeitslosen Jugendlichen abzubauen oder aufzulösen. 

Untersuchungen, dte das Bundesinstitut für Berufsbildungs­
forschung ab Anfang der siebztger Jahre durchführte, konn­
ten das verbreitete Kltschee vom lernbehinderten Jungarbei­
ter korrigieren und lteßen das Ausmaß so z i a I er Behin­
derung als Hauptursache des Ungelerntenproblems erkennen 
Damtt waren Ansatzpunkte !ur eine Bildungspolitik anzuge­
ben, deren Ztel der Bildungsgesamtplan formultert hatte: 
Senkung des Anteils der Schuler ohne qualifizierende Berufs-

ausbtldung an der Gesamtschulerzahl 1m Sekundarbereich II 
von rund 9 Dfo (1970) auf 2-3 Dfo (1985). Eine derarttge Redu­
zterung hatte eine Verminderung der Zahl der Jugendltchen 
ohne Berufsausbildungsvertrag von rund einer Vtertelmtllton 
auf etwa 55 000-80 000 1m gletchen Zettraum bedeutet 

Heute, angestchts eines tendenziell abnehmenden Angebots 
an Berufsausbildungsstellen und einer tn den nachsten Jah­
ren wetter stark stetgenden Nachfrage, durfte dteses Ztel 
kaum erretcht werden konnen. Es besteht 1m Gegenteil dte 
Gefahr, daß steh absolute Zahl wte Antetl der Ungelernten 
in den nachsten 6 Jahren wteder erhöhen, von derzett rund 
250 000 (1974, vorlaufige Zahlen) oder etwa 15 Dfo der Be­
rufsschuler und Berufssonderschuler auf uber 500 000, oder 
etwa 30 Dfo der Bezugsgruppe. 

Den Zuwachs würden im wesentltchen Jugendliche verursa­
chen, dte keine Berufsausbtldungsstellen finden konnen Zum 
btshengen "harten Kern" der Jungarbetter, etner Gruppe 
von Jugendlichen, die auch bei ausretchendem Lehrstellen­
angebot kein Berufsausbtldungsverhaltnis eingegangen stnd, 
wurde steh eine etwa gletche Anzahl "unfretwtlltger" Jung­
arbeiter addteren, darunter etwa 80 000-100 000 Jugendltche 
mit Hauptschulabschluß. 

Damit wtrd das Jungarbeiterproblem zur Quadratur des 
Kreises, und es darf dte Frage gestellt werden, ob es an­
gestchts ntcht realtsterbarer Berufsausbtldungsabstchten stnn­
voll ist, neue Wünsche nach qualifizierter Berufsausbildung 
zu wecken. 

Eine Folgerung dteser Art mußte aber als kurzschiLisstg er­
scheinen Einmal abgesehen von einem magliehen Defiztt an 
Fachkratten in den achtziger Jahren, abgesehen von den 
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Sozialkosten, die ein unterqualifiziertes Erwerbspotential ver­
ursacht, wrrd hier ein Problem so versimpelt, als ginge es 
um eme Alternative "Wenn schon keine Lehrstelle, dann 
wenigstens eine Arbeitsstelle". 

Diese Alternative besteht für die Jugendlichen insgesamt 
aber nrcht. Im Dezember 1974, auch im September 1975, 
konnte dre Bundesanstalt für Arbeit noch einen vergleichs­
weise schwachen Zusammenhang zwrschen Lehrstellenknapp­
heit und Arbeitslosigkeit von Jugendlichen feststellen (1, S. 7; 
2, S. 9.*} 

Erne Analyse der Zeitreihen von allgemeiner Arbeitslosen­
quote und der Quote der Jugendlichen scheint dies zu be­
statigen (vgl. Tabelle 1}. 

Tabelle 1: Entwicklung der Jugendarbeitslosenquote und der 
allgemeinen Arbeitslosenquote von 1967-1976 

1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 

Arbertslosenquote 0,8 0,4 0,3 0,4 0,6 0,7 1,0 
Jugendlrche 
(unter 20 Jahren) 
allgemerne 1,6 0,8 0,5 0,4 0,7 0,8 0,9 
Arbertslosenquote 

(Fortsetzung) 5/74 9/74 5/75 9/75 5/76 9/76 11/76 

Arbeitslosenquote 1,9 3,4 4,3 5,8 3,8 4,6 4,5 
Jugendlrche 
(unter 20 Jahren} 
allgememe 2,0 2,4 4,4 4,4 4,2 3,9 4,3 
Arbertslosenquote 

Quelle Bundesanstalt fur Arbert 

Daraus folgt unmittelbar: 

1. Dre Jugendarbeitslosigkeit ist der allgemeinen Arbeits­
losigkeit in der Regel vorausgelaufen [1], ohne dauerhaft 
uber dreser zu liegen - sieht man von den September­
zahlen ab, dre jeweils die besonderen Schwierigkeiten 
der Erngliederung der gerade Schulentlassenen reflek­
tieren 

2 Die Korrelation beider Zeitreihen miteinander ab 1970, 
dem Zertpunkt der Übereinstrmmung berder Quoten, er­
grbt - Je nach Einbezug oder Ausschaltung der Septem­
ber-Werte - Koeffizrenten zwischen r = 0.952 und 
r = 0 997. 

Das bedeutet, daß die Varranz der Jugendarbeitslosen­
quote zwrschen 90 und 99 Dfo aus der Varianz der allge­
meinen Arbeitslosenquote erklart werden kann. 

Bei dresen Folgerungen ist aber zu ben.icksichtigen, daß die 
Daten der Bundesanstalt auf den Arbeitslosenmeldungen be­
ruhen, unter denen dre Jugendlichen unterrepräsentiert sind. 

Die vorlaufrge Auswertung der Untersuchung des BBF zeigt, 
daß srch nur etwas uber 60% der Jugendlichen als arbeitslos 
regrstrieren lassen [2]. Die amtlrchen Zahlen eignen sich 
daher schon deshalb nur bedrngt fur Analysezwecke Dre 
Untersuchung des BBF, die auch die nicht gemeldeten Ju­
gendlichen embezreht, ergibt em anderes Brld: 

Danach sind rund ein Funftel der jugendlichen Arbeitslosen 
zwischen 15-18 Jahren deswegen ohne Arbeit, werl sie 
kerne Berufsausbildungsstelle gefunden haben. 

Vergleicht man werter den Anteil unfrerwillrger Jungarbeiter 
- etwa 20 Dfo - und den Anteil arbeitsloser Jungarbeiter -
ebenfalls etwa 20 Dfo - so darf vermutet werden, daß über 
die unmrttelbare Auswrrkung der Lehrstellensituation auf die 
Arbeitslosigkeit von Jugendlichen hinaus durch Verdrän­
gungsprozesse wertere Jugendliche im Gefolge der Lehr-

") Dre Angaben rn runden Klammern bezrehen sich auf dre Literatur­
hrnwerse am Ende des Bertrags. 

stellenknappheil arbeitslos geworden sind. Das tatsächliche 
Ausmaß dreser Verdrängungsprozesse ist schwer abzuschät­
zen. Jedenfalls zeichnet sich eine - zunehmende Koppelung 
zwischen der Lehrstellenknappheit und der Arbeitslosigkeit 
Jugendlicher ab, so daß die Alternative "Arbeitsstelle statt 
Lehrstelle" tatsächlich nicht gegeben ist. 

Im gegenwartigen Stand der Auswertung der Erhebung las­
sen sich aus dem Material der BBF-Untersuchung noch keine 
genaueren Analysen von Berufsstartproblemen erarbeiten. 
Einrge Daten sind jedoch als Einzelbefunde aufschlußreich: 
Knapp 50 Dfo der arbeitslosen Jugendlrchen haben den Haupt­
schulabschluß - und widerlegen damit ein populäres Vor­
urteil, wonach Arbeitslosigkeit 1m wesentlichen die vorzeiti­
gen Abgänger treffe. 

Dieser Prozentsatz entspricht etwa dem Anteil der Haupt­
schulabsolventen an der gleichaltrigen Bevölkerung. Damit 
ist aber klar, daß der Hauptschulabschluß grundsätzlich nicht 
vor Arbeitslosigkeit schutzt. Damit wird einmal mehr deutlich, 
daß Arbeitslosigkeit grundsätzlich nicht die Folge schulischen 
Versagens ist. 

Dre Gliederung nach der Dauer der Arbeitslosigkeit erlaubt 
ern drfferenzrerteres Brld (vgl. Tabelle 2}. 

Tabelle 2: Schulabschluß und Dauer der Arbeitslosigkeit 

Dauer der Arbertslosrgkert 

Art des Abschlusses brs 6 Monate uber 6 Monate I-Wert 
abs Ofo abs. 0/o 

kein Abschluß 81 27.8 146 34.8 2,188 (Srgn 1°/o) 

Sonderschule 47 16,2 86 20,5 1.444 

Hauptschulabschluß 146 50,2 177 42,3 2,500 (Srgn 2°/o) 

Mrttl. Reife, Abrtur 
17 5,8 10 2.4 2,330 (Sign. 2°/o) 

u verglerchb Abschluß 

291 100,0 419 100,0 
----------------·-- ----

Quelle· BBF 

Mrt Ausnahme des Sonderschulabschlusses, dessen Einfluß 
statistisch nicht zu srchern war, lreß sich eine Verkürzung 
der Dauer der Arbeitslosigkeit bei vorhandenem Abschluß 
nachwersen (inwiewert sich dres etwa durch den Besuch von 
Bildungsmaßnahmen erklärt, läßt sich derzeit nicht sagen}. 

Weitere Daten aus der BBF-Untersuchung weisen aus, daß 
rund ein Drittel der JUgendlichen Arbeitslosen noch nie ge­
arbeitet hat [3]. 

Die Geldknappheit ist druckend und schränkt Kontakte weiter 
ein. Bei den Jugendlichen, die bereits gearbeitet und - als 
Jungarbeiter relativ gut verdient hatten - vernichtet sie den 
brsherigen Quasi-Erwachsenenstatus und brndet den Jugend­
lichen regressrv an ern Elternhaus, 1n dem er aber eher als 
Storenfried empfunden wrrd und wo rhm - entgegen den 
objektrven Gegebenherten - seine Lage haufig als selbst­
verschuldet zugerechnet wrrd. Da dre Außenbeziehungen 
verarmen und die Möglichkeiten, Ansprüche zu erfüllen ab­
nehmen, sinkt das gesamte Anspruchsniveau des Jugend­
lichen. Wahrend aber das Niveau der Ansprüche sinkt, wird 
die Spanne zwischen Wunsch und Erfullung eher größer. 
Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel stellten fest, daß bei arberts­
losen Jugendlrchen Wunsche an dre Stelle von Plänen tre­
ten, daß dre Fahigkeit zu planvollem Handeln verloren geht 
und dre Ratronalitat des Verhaltens abnimmt (4, S. 75}. Die 
Arbeitslosen empfmden srch allmählich als eigenen Stand 
(4, S. 97}. Der Verlust der sozialen Realitat geht einher mit 
emem verstarkten Emschlagen von Fluchtwegen. Alkoholis­
mus, Drogenkonsum (insbesondere bei den Jüngeren}, An­
ergnungsdelikte und Rockerturn nehmen zu. 

Lassen Wir die Frage nach dem quantitativen Ausmaß der 
Storungen, soweit sie uberhaupt meßbar sind, einmal außer 
acht - Sie ist mangels vorlregender Verlaufsuntersuchungen 
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ohnehin zumeist nur korrelationsstatistisch zu beantwor­
ten [4]. 

Geht man davoro aus, daß bestimmte Sozialisationdefizite 
oder -rückschritte bei jugendlichen Arbeitslosen korrigiert 
werden mussen, so muß man die sozialen, ökonomischen 
Verhältnisse der Jugendlichen, ihre Einstellungen und Wer­
tungen, sowie wesentliche Merkmale ihrer Persönlichkeit 
kennen. 

Hierzu gehört beispielsweise, daß etwa 3% der abeitslosen 
Jugendlichen nach ihren Angaben in der BBF-Erhebung 
überhaupt nicht bereit sind, eine Arbeit anzunehmen oder 
eine Berufsausbildung zu beginnen, 10% nur dann, wenn 
ihnen eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle in ihrem Wohn­
viertel angeboten würde. Dazu gehört weiter die Einstellung 
der Jugendlichen zu den Institutionen, die 1hre Defizite aus­
gleichen sollen - etwa ein Drittel der arbeitslosen Jugend­
lichen steht beispielsweise der Berufsschule, so die Antwor­
ten, ablehnend gegenüber - diejenigen gar nicht gerechnet, 
die durch Fernbleiben vom Unterricht ihre Einstellung aus­
drücken. Die Auswertung der Erhebung wird solche Daten, 
wie auch Daten über Intelligenz, Konzentrationsfähigkeit und 
andere, für die Entwicklung von Maßnahmen wesentliche 
Daten erbringen. Damit dürfte der Zuschnitt von Konzepten 
fur die Problemgruppe der jugendlichen Arbeitslosen erleich­
tert werden. Das Problem ist damit aber nicht an der Wurzel 

Es wäre auch irrig, d1e Lösung vom wirtschaftlichen 
Aufschwung zu erwarten, wenngleich dieser socher einen Teil 
der Arbeitslosigkeit beseitigen würde [5]. 

Die strukturellen Auswirkungen einer weiter verschärften 
Knappheot der Ausbildungsstellen, die inzwischen auf dem 
Arbeitsmarkt für Jugendliche sichtbar geworden sind, werden 
die Arbeitsmarktchancen der Jugendlichen künftig weiter 
mindern. Überlegungen müssen damit letztlich auf die Be­
seitigung unzureichender Versorgung mit Berufsausbildungs­
platzen gerochtet seon. Hier scheint es, sind auch noch nicht 
alle vorhandenen Mciglichkeiten durchdacht: rechnet man die 
vorliwfigen Daten der BBF-Erhebung hoch, so gobt es jahrlieh 
schätzungsweise mondestens 100 000 Jugendliche, die eine 
begonnene Berufsausbildung wechseln und 35 000, die ab­
brechen (Je Generation Berufsschulpflichtige). 

Diese Jugendlichen blockieren [6] vorhandene Ausbildungs­
kapazotaten on erheblichem Umfang, selbst wenn man in 
Rechnung stellt, daß die dann frei gewordenen Plätze zum 
Teil sofort wieder besetzt werden. 

Durch verbesserte Berufsberatung und -informatoon, sollte es 

Hermann Senner 

gelingen, einen Teil dieser Fehlleitungen zu vermeiden und 
Kapazitäten freizumachen. 

Anmerkungen 

(1] Den Zusammenhang zwoschen der Jugendarbeotslosenquote und der 
allgemeonen Arbeotslosenquote des folgenden Zeotpunkts gobt doe 
Regressoonsgerade Yt 1 1.735 0.543 x1 an. wobeo x1 doe Quote 
der Jugendlochen. Yt. 1 doe allgemeone Arbeotslosenquote (r 0.873) 
ost (Berechnet aus den Werten der Tabelle 1 ab 1973) 

[2] Da doe Jugendlochen haulog keonen Anspruch auf Arbeotslosenunter­
stutzung haben, entfallt fur soe eon Anreoz. soch als arbeotslos zu 
melden 

[3] 20% waren bereits beschaftogt gewesen und sond entlassen worden. 
10% hatten selbst gekundogt. Weotere 10% waren zwar zum Zeot­
punkt der Erhebung noch arbeotslos, hatten aber nach eogenen 
Angaben bereots eone Stelle zugesagt bekommen Der Rest sond 
fehlende Angaben 

[4] Erhohte Delonquenz etwa kann sowohl Ursache als auch Folge von 
Arbeotslosogkeot seon Workungszusammenhange lassen soch meost 
nur boografosch uber Verlaufs- oder mondestens Zeotreohenanalysen 
ermotteln 

[5] Eon Wortschaftlocher Aufschwung durfte aber auch wegen des woeder 
knapper werdenden Angebots an Fachkraften. doe Ausboldungs­
bereotschaft der Betroebe erhohen, da doe Moglochkeoten der Re­
krutoerung von außen geronger werden 

[6] Blockoerungen konnen auch (om wesentlichen aber nur von gut be­
noteten Schulern bzw. Schulern mot Mottlerer Reofe oder Abotur) 
durch Mehrfachbewerbungen erzeugt werden Dagegen hat der 
DIHT om Herbst 1976 doe Eonfuhrung von Meldekarten fur eongegan­
gene Ausboldungsverhaltnosse vorgeschlagen Von gewerkschaft­
locher Seote sond hoergegen Bedenken angemeldet worden. Doe 
DAG empfoehlt stattdessen doe Aufnahme eoner Erklarung des Aus­
zuboldenden on den Ausboldungsvertrag, daß keone weoteren Aus­
boldungsverhaltnosse eongegangen worden sond 
ln Baden-Wurttemberg sollen on doesem Jahr probeweose Annahme­
karten fur Schulabganger eongefuhrt werden Doe Karten mussen 
beom Betroeb abgegeben werden. mot dem eon Ausbotdungsvertrag 
vereonbart word Dadurch kann eon Auszuboldender noch! mehrere 
Vereonbarungen treffen Er soll aber das Recht behalten, eone Zu­
sage zu woderrufen ln doesem Fall erhalt er doe Karte zuruck 
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Ausbildungsordnungen und Ausbildungsplatzangebot 

Ausbildungsordnungen bestimmen die Mindestanforderun­
gen, die an die betriebliche Berufsausbildung gestellt 
werden. Die darin angegebenen Qualifikationen sind wäh­
rend des Ausbildungsprozesses unabdingbar zu ver­
mitteln. 

Eine Beziehung zwischen Ausbildungsordnung und Aus­
bildungsplatzangebot ist insofern gegeben, als die Be· 
triebe Berufsausbildungsplätze nur dann anbieten können, 
wenn sie in der Lage sind, die Erfüllung der für die 
Berufsausbildung bestehenden Rechtsnormen zu gewähr­
leisten. 

- Eine Vermehrung des Ausbildungsplatzangebots durch 
Verminderung des Qualifikationsniveaus der Facharbei­
ter-/Fachangestelltenebene erscheint aus verschiedenen 
Gründen nicht praktikabel. 

Die Interdependenz von den in Ausbildungsordnungen 
enthaltenen materiellen Regelungen entsprechend § 25 
Abs. 2 BBiG und dem Tarif- und Sozialrecht beeinflußt 
das Ausbildungsplatzangebot der in der Ausbildungs­
dauer unterschiedlichen Ausbildungsberufe. 

Eine Berufsausbildung selbst in weniger attraktiven Aus­
bildungsberufen bietet gegenüber der Jugendarbeitslosig­
keit dem einzelnen und der Gesellschalt wesentliche 
Vorteile. 

Die Zusammenhange zwoschen Ausbildungsordnungen und 
dem Ausbildungsplatzangebot werden vor allem dann deut­
loch, wenn man sich d1e Besonderheoten des dualen Systems 
der Berufsausbildung vergegenwartigt. Die schlichte Fest­
stellung, doe duale Berufsausbildung wird im Betr1eb und on 
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der Berufsschule durchgeführt, reicht allerdings für diesen 
Zweck allem nicht aus. 

D1e betriebliche und die schulische Berufsausbildung, die 
sich 1n 1hren Inhalten erganzen und einer gemeinsamen 
berufspadagogischen Z1elsetzung verpflichtet sind, stehen 
in zwei unterschiedlich strukturierten Bezugssystemen: 

Der Jugendliche nimmt aufgrund unterschiedlicher Rechts­
verhaltnisse an den Berufsausbildungsveranstaltungen beider 
Einrichtungen teil. Er ist Berufsschüler aufgrund emer gesetz­
lich verordneten Berufsschulpflicht und ist Auszubildender 
aufgrund emes privatrechtlich geschlossenen Ausbildungs­
vertrages. 

Die curricularen Vorschriften der schulischen Berufsaus­
bildung, d. h die Rahmenlehrpläne, nach denen d1e Berufs­
schuler unterrichtet werden, sind in Erlassen der entspre­
chenden Kultusmm1ster oder -senatoren festgelegt. Sie gelten 
als Verwaltungsvorschrift und sind den Berufsschullehrern 
zur E1nhaltung aufgegeben. 

Die curricularen Vorsehnlien der betrieblichen Berufsaus­
bildung, d. h d1e Ausbildungsordnungen, nach denen die 
Auszubildenden unterwiesen werden, sind vom zuständigen 
Bundesminister erlassene Rechtsverordnungen m1t gesetz­
licher Rechtskraft fl.ir die am betrieblichen Ausbildungs­
prozeß Beteil1gten. 

D1e schulische Berufsausbildung w1rd in der Regel von staat­
lich besoldeten und entsprechend den gesetzlichen Studien­
und Prüfungsordnungen ausgebildeten Berufsschullehrern 
durchgefuhrt, wahrend d1e beinebliche Berufsausbildung von 
betrieblich vergl.iteten Ausbildern übernommen wird, die die 
Anforderungen der als Rechtsverordnung erlassenen Aus­
bilder-Eignungs-Verordnung zu erfl.illen haben. 

Die staatliche Berufsbildungsplanung orientiert sich an bil­
dungspolitischen Vorgaben und den demographischen Daten, 
s1e hat dafür Sorge zu tragen, daß allen berufsschulpflichti­
gen Jugendlichen der gesetzlich vorgesehene Berufsschul­

erteilt wird. 

01e betriebliche Berufsausbildungsplanung orientiert sich am 
kurz- oder m1ttelfnst1gen emzelwirtschaftlichen Bedarf an 
qual1f1Z1erten Fachkratten und/oder an den materiellen und 
personellen Ausbildungsmöglichkeiten und -grenzen des Un­
ternehmens. 

Bei mangelnden Ressourcen der schulischen Berufsausbil­
dung, d. h. be1 emer nicht ausreichenden Zahl von Berufs­
schullehrern, von Berufsschulen oder deren Ausstattungen 
erfahren d1e davon betroffenen Berufsschüler eine gleich­
artige Kurzung des eigentlich vorgesehenen Unterrichts. Mit 
einer derart1gen Kurzung ist zwangsläufig eine Reduzierung 
der 1m Rahmenlehrplan vorgesehenen Bildungsziele und 
-Inhalte verbunden 

Bei mangelnden Ressourcen einer betrieblichen Berufsaus­
bildung, d h. beim Fehlen ausreichender personeller und 
materieller Ausbildungsm6gllchkeiten oder entsprechender 
Entscheidungen dafur, konnen nur in der Anzahl Auszubil­
dende in die Unternehmen aufgenommen werden, wie für 
sie e1ne den gesetzlichen Bestimmungen entsprechende 
Ausbildung gewährleistet 1st. 

Bei der gesetzlich vorgeschriebenen Berufsschulpflicht ist 
demnach die Elastiz1tat schul1scher Ausbildungskapazität 
durch d1e Reduz1erungsmögl1chkeit des zu erteilenden Unter­
richts und dam1t des Umfangs und der Tiefe der anzustre­
benden Ziele gegeben. 

Bei den privatrechtlich zustandekommenden Ausbildungsver­
haltnlssen m1t der gesetzlichen Verpflichtung zur Einhaltung 
der Ausb1ldungsvorschnften ist demnach die Elastizität der 
betrieblichen Ausbildungskapaz1tat durch die betriebliche 
Moglichkeit des Erfullens d1eser Rechtsverordnungen be­
grenzt 

Schulischerseils ist die primäre gesetzliche Verpflichtung 
die Aufnahme aller Berufsschulpflichtigen, betrieblicherseits 

ist die pnmare gesetzliche Verpflichtung die Erfüllung der 
Ausbildungsordnung. 

Diese unterschiedliche Beziehung zwischen Ausbildungsplatz 
und curricularen Vorschriften bei der betrieblichen und 
schul1schen Berufsausbildung verdeutlicht auch die Abhän­
gigkeit, die zwischen Ausbildungsordnungen und dem Aus­
bildungsplatzangebot existiert: 

Das emzelw1rtschaftliche Interesse, Fachkräfte zur optimalen 
Realisierung von Unternehmenszielen auszubilden, wird an 
den Möglichkeiten und Grenzen gemessen, die staatlich vor­
gegebenen Ausbildungsnormen und Rahmenbedingungen er­
lullen zu konnen. Zu diesen Normen gehören vor allem die 
Ausbildungsordnungen selbst, aber auch Rechtsverordnun­
gen und Gesetze, d1e die Umsetzung der in den Ausbildungs­
ordnungen angegebenen Ziele und Inhalte in die betriebliche 
Ausbildungspraxis beruhren, wie z. B Rechtsverordnungen, 
die die Anrechnung schulischer Ausbildungsgänge auf die 
betriebliche Ausbildungsdauer beinhalten, das Jugendarbeits­
schutzgesetz und seine Beachtung wahrend der Berufsaus­
bildung, die Ausbilder-Eignungs-Verordnungen, die die Qua­
l1f1kat1onen des betrieblichen Ausbildungspersonales vor­
schreiben. 

M1t d1esen d1e Berufsausbildung betreffenden Normen setzt 
der Staat jene Mindestanforderungen, die den Anspruch er­
lullen, der an emen qualifizierten Ausbildungsgang zu stel­
len 1st. 

W1e 1n allen ubrigen Lebensbere1chen, so muß auch bei der 
beineblichen Berufsausbildung m1t Umstellungsschwierigkei­
ten und emer Anpassungsphase an neue Rechtssituationen 
gerechnet werden. D1e nach § 25 BB1G oder HWO neu erlas­
senen Ausbildungsordnungen, d1e m1t 1hren Z1elen und Inhal­
ten den Erfordernissen der technischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung zu entsprechen versuchen, 
werden in Verbindung m1t neuen Struktur- und Organisations­
formen der Ausbildungsgange (z. B. schul1sches Berufsgrund­
bildungsJahr und belriebliehe Fachbildung) sow1e ebenfalls 
neue Vorschriften, d1e den Jugendarbeitsschutz und die An­
forderungen an das Ausbildungspersonal betreffen, eher zu 
Ubergangsproblemen fuhren als heute noch gernaß § 108 
fortgeltende Ordnungsmittel aus den Ze1ten vor dem Erlaß 
des BB1G, die in ihren Anforderungen weniger aktuell sind 
D1e Bundesregierung hat deshalb zur Vermeidung von Frik­
tionen, d1e aus einer Fehlmterpretat1on des Ausbildungs­
rahmenplanes neu erlassener Ausbildungsordnungen resul­
tieren könnten, 1n einer Flexibil1tatserklarung festgestellt: 

,.Eine vom Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche 
und zeitliche Gliederung des Ausbildungsinhaltes ist insbe­
sondere zulassig, sowe1t eine berufsfeldbezogene Grundbil­
dung vorausgegangen ist oder betriebspraktische Besonder­
heiten die Abweichung erfordern" [1]. Entsprechend formu­
lierte Flexibilitatsklauseln werden auch in den Ausbildungs­
ordnungen aufgenommen. Darl.iber hinaus erklarten d1e zu­
standigen Bundesminister im Zusammenhang mit den neu 
erlassenen Ausbildungsordnungen kaufmann1scher Ausbil­
dungsberufe, daß die Ausbildungsbetnebe von der zur Ver­
mittlung vorgesehenen Kenntn1sse der automatisierten Daten­
verarbeitung nur absehen konnen, ,.soweit s1e auch zum 
Lehrstoff der Berufsschule geh6ren und in der Berufsschule 
auch tatsächlich vermittelt werden" [2] 

Hieran w1rd zweierlei deutlich: Einerseits kann auf die das 
Qual1f1kat1onsniveau bestimmenden und fl.ir einen Ausbil­
dungsberuf unabdingbaren Ausbildungsinhalte in einer Aus­
bildungsordnung nicht verz1chtet werden, und andererseits 
s1nd Ausb1ldungsinhalte, d1e nicht von allen Ausbildungsbe­
Ineben angeboten werden konnen, alternativ in anderen 
Ausbildungsstallen (Schule oder uberbetnebliche Ausbil­
dungseinrichtungen) zu erwerben, aber das Ausbildungsplatz­
angebot 1st nicht auf Kosten der als notwendig erachteten 
Qualität der Berufsausbildung zu erhöhen. 
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Zur Interdependenz zwischen Ausbildungsordnung und Aus­
bildungsplatzangebot sowie zum Problem der Ausbildungs­
ordnungen m1t sogenannten uberzogenen Anforderungs­
niveau als Hemmnis fur die Ausbildungsbereitschaft außert 
sich Staatssekretar Gruner vom Bundeswirtschaftsministerium 
wie folgt: "Der Bundesregierung wird hier zu Unrecht der 
Schwarze Peter zugeschoben. Alle Ausbildungsordnungen 
werden in emem muhsamen und langwierigen Verfahren mit 
den Sozialpartnern abgestimmt, von denen auch zume1st die 
Forderungen nach einer Erhöhung der Ausbildungsanforde­
rungen kommen, denen sich der Bundeswirtschaftsminister, 
der ja, wie Sie wissen, fur d1e Ausbildungsordnungen in der 
Industrie, im Handel und im Handwerk zuständig ist, nur 
schwerlich Widersetzen kann und will. W1r sind jedoch bereit 
und gew1llt, jede Ausbildungsordnung zu prufen und - wenn 
1rgend mögl1ch - zu andern, wenn dies dem Ziel dient, den 
Jugendlichen mehr Ausbildungsplatze zu verschaffen" [3). 

Der Veranderungsfah1gke1t von Ausbildungsordnungen mit 
dem Ziel der Vergrößerung des Ausbildungsplatzangebotes 
smd jedoch in verschiedener Hmsicht Grenzen gesetzt. Die 
für das Qualifikationsniveau von Facharbeitern und Fachan­
gestellten als notwend1g erkannten Ausbildungsanforderun­
gen lassen s1ch nicht ersatzlos streichen, ohne daß sich da­
raus auch längerfnst1g Konsequenzen für die Beschäftigungs­
struktur ergaben. Die bildungspolitischen Ansprüche, die mit 
und durch Ausbildungsberufe real1siert werden sollen, waren 
in Gefahr, wenn substantielle Veranderungen des Ausbildungs­
niveaus von Facharbeitern und Fachangestellten vorgenom­
men wurden. Schließl1ch g1bt es kein zahlenmaßig ertaßtes 
Verhältnis, das quantitativ d1e Beziehung zwischen dem Weg­
fall der einzelnen Qualifikationskomponenten eines Ausbil­
dungsberufes und der sich daraus ergebenden Vermehrung 
des Ausbildungsplatzangebotes offenlegen konnte. Vielmehr 
1st zu vermuten, daß selbst be1m Abrucken des allgemein als 
Facharbeiter- I Fachangestelltenniveau anerkannten Ausbil­
dungsstandards das Ausbildungsplatzangebot nicht beliebig 
vermehrt werden kann, zumal auch der geplante einzelwirt­
schaftliche Bedarf an qualifizierten Fachkräften die Zahl der 
angebotenen Ausbildungsplatze mitbestimmt. Wesentlich ef­
fektiver erscheint es deshalb und wegen der Kosten1ntensitat 
der Berufsausbildung, durch tmanzielle Anreize Entscheidun­
gen zur Verstarkung der betrieblichen Berufsausbildungs­
anstrengungen zu stimulieren, ohne Abstriche beim Qualifika­
tionsniveau vorzunehmen 

D1e Berufsausbildung ist in d1esem Zusammenhang auch un­
ter ihrem tarif- und soz1alrechtl1chen Bezug zu betrachten. 
D1e in emer Ausbildungsordnung zu regelnden Ausbildungs­
Ziele und -mhalte, d1e Ausbildungsberufsbezeichnungen, d1e 
Ausbildungsdauer und d1e Prufungsanforderungen stehen in 
e1ner wechselseitigen Beziehung zueinander und bestimmen 
n1cht nur das Qualifikationsniveau eines Ausbildungsberufes, 
sondern auch sein soziales Ansehen und direkt oder indirekt 
d1e tarifliche Eingruppierung und Entlohnung. D1e Entwick­
lung von Ausbildungsordnungen und d1e dabei zu setzenden 
curricularen Eckdaten unterl1egen deshalb auch dem Einfluß 
der Tanfpartner. Der mutmaßliche Bedarf an Fachkratten be­
stimmter Qualifikationsstufen und d1e Definit1on der Qualifika­
tionsstufen 1m H1nbl1ck auf deren Entlohnung f11eßen als po­
litische Vorgaben 1n die Konstruktion von Ausbildungsberu­
fen ein D1ese Vorgaben prajudizieren aber auch wegen der 
Interdependenz von Vergütung und Ausbildungsdauer, das 
Ausbildungsplatzangebot für d1e Ausbildungsberufe m1t un­
terschiedlicher Dauer (z. 8. 2-, 3-, 3'/,jahriger Berufsausbil­
dung). 

Die S1tuation der Neuordnung 1m Bereich der metallgewerb­
lichen Ausbildungsberufe verdeutlicht diese Zusammenhänge 
und d1e untersch1edl1chen Positionen der beteiligten Sozial­
partner in eindrucksvoller We1se [4). 

Eine we1tere Bez1ehung zw1schen Ausbildungsordnung, d. h. 
hier der cumcularen Regelung eines Ausbildungsberufes, 

und dem Ausbildungsplatzangebot ergibt sich daraus, daß 
die verschiedenen Ausbildungsberufe für die Jugendlichen 
eine unterschiedliche AttrakiiVItat aufweisen D1e ökonom1sch 
gegebene Beschrankung der Ausbildungskapazität ze1gt sich 
be1 attraktiven Ausbildungsberufen eher als bei weniger ge­
fragten. Das n1cht akzeptierte Ausbildungsplatzangebot sol­
cher wen1ger praferierten Ausbildungsberufe tuhrte teilweise 
sogar zu einer Unterversorgung best1mmter Branchen (z 8 
Sauwirtschaft, Textilindustne, Holz1ndustr1e) [5) m1t dem not­
wendigen Fachkraftenachwuchs. Eme erhohte Nachtrage nach 
Ausbildungsplätzen kann sich tendenziell regulierend auf d1e 
Ausbildungs- und Nachwuchssituation dieser Berufe auswir­
ken und damit den Jugendlichen reale Berufschancen er­
öffnen, selbst wenn s1e m1t e1ner derart1gen Berufsausbildung 
n1cht 1hren pnmaren Berufswunsch verw1rkl1chen konnten 

Besonders problematisch ist vor allem in einer Periode de­
mographisch bedingter verstarkter Ausbildungsplatznachfrage 
die Vermehrung des Ausbildungsplatzangebotes am zukunf­
tigen Facharbelter-/Fachangestelltenbedarf or1ent1eren zu wol­
len, nicht nur, we1l, wie d1e bishengen Erfahrungen zeigen, 
die Zuverlässigkeit wirtschaftspolitischer Prognosen zu wun­
schen ubrig laßt und entsprechende Vorhersagen fur den 
Arbeitskräftebedarf nur in Ansatzen vorhanden sind, sondern 
auch weil bei der Vermehrung des Ausbildungsplatzange­
botes uber den aktuellen Bedarf hinaus die Kostenmtens1tat 
der Ausbildung 1n den einzelnen Ausbildungsberufen e1ne 
wesentliche Rolle sp1elen wird Das Ausbildungsplatzangebot 
in Berufen, d1e relat1v gennge Ausbildungskosten verursa­
chen, laßt s1ch zweifellos, unabhangig vom zukunft1gen Be­
darf, le1chter vermehren als in Berufen, die eme relativ 
kostenmtensive Ausbildung erfordern. (Dieselbe S1tuat1on be­
steht im übngen auch bei der akademischen Berufsausbil­
dung, wenn es darum geht, das Studienplatzangebot von 
Zahnarzten oder Soziologen zu vermehren) 

Fur den Jugendlichen konnte s1ch aus d1esen Gegebenhei­
ten d1e Alternative stellen, entweder e1ne Berufsausbildung in 
emem Ausbildungsberuf m1t geringeren Berufs- und Sozial­
chancen oder uberhaupt ke1ne Berufsausbildung zu durch­
laufen. Obwohl eine derart1ge Situat1on durch berufsbildungs­
polltische Maßnahmen verhindert werden muß, ware 1n e1nem 
solchen Fall d1e Berufsausbildung 1n e1nem Ausbildungsberuf 
der Jugendarbe1tslos1gkelt vorzuziehen, we11 selbst eine der­
artige Berufsausbildung fur den einzelnen und die Gesell­
schaft 1n mancherlei Hins1cht Vorteile erwarten laßt, auch 
wenn, re1n stat1st1sch betrachtet, ein spaterer fachfremder 
beruflicher Emsatz und u U. e1ne berufliche Umschulung 
notwend1g 1st Die Vorteile smd vor allem 1n den pos1t1ven 
Folgen der beruflichen Soz1al1sat1on zu sehen, d1e sowohl 
zur "lnnenstabillsierung" e1ner Person als auch zur "Umwelt­
stabiliSierung" [6) be1tragt. Neben den fachl1chen Qualifika­
tionen w1rd der Auszubildende wahrend der Berufsausbildung 
Soz1al- und Humankompetenzen erwerben, die unabhang1g 
von fachspez1f1schen Qual1f1kat1onen 1n andere berufliche 
Tat1gke1tsbereiche ubertragbar und damit im Beschaftlgungs­
system verwertbar sind Daruber hmaus b1etet die berufliche 
Erstausbildung re1n lernpsychologisch gesehen d1e Bas1s fur 
spatere Umschulungs- und/oder Weiterbildungsmaßnahmen 

Anmerkungen 
[11 Z1t1ert 1n der Fassung, die '" erlassenen Ausbildungsordnungen 

enthalten 1st Z B 1n § 5 der Verordnung uber d1e Berufsausbil­
dung zum Uhrmacher vom 9 4 1976 (BGBI I S 1013 ff 1 

[2) Vgl Der Bundesm1n1ster fur Bildung und Wissenschaft (Hrsg 1 
Pressemitteilung Nr 77/1975. Bann 

[3) Gruner, Mart1n Berufsausbildung 1n den achtz1ger Jahren in 
Bulletm. Nr 119 vom 12 11 1976. Bann 

[4) Vgl h1erzu die offentliehe D1skuss1on des Themas U a Gesamt­
metall Chancen fur d1e Schwachsten in Handelsblatt 29 '30 10 76 
und Ro1tsch. Jutta Abgewerteter Facharbeiter als Lohnbremse? 
in Frankfurter Rundschau. Nr 280 vom 11 12 1976 

[5) Vgl hierzu Hofbauer, Hans, Stooß, Fnedemann Def1z1te und 
Uberschusse an beinebliChen Ausbildungsplatzen nach Wirtschafts­
und Berufsgruppen in Mitleilungen aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung 8 Jg (19751. Heft 2. S 104 

[6) Vgl h1erzu · Schelsky, Helmut D1e Bedeutung des Berufs 1n der 
modernen Gesellschaft in Luchmann, Themas und Sprondel, Wal­
ler M. (Hrsg 1 Berufssoz1olog1e. Koln 1972, S 32 
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Dagmar Lennartz 

Differenzierung des Ausbildungsangebots -
Instrument zur Minderung des Ausbildungsplatzmangels? 

Mit den Vorschlägen zur "Neuordnung der Metallberufe" ha­
ben Vertreter der Wirtschaft und der Unternehmen ein Kon­
zept zur "Differenzierung der Ausbildung" vorgelegt, das an 
die Stelle der Einheitsausbildung von drei bzw. dreieinhalb 
Jahren treten soll. ln ihrem Beitrag zeigt die Autorin den 
bildungspolitischen Hintergrund dieses Vorschlags auf und 
weist auf seine Konsequenzen für die künftige Struktur des 
Berufsbildungssystems hin. Es wird herausgearbeitet, daß 
dieses Konzept einen weiteren Schritt zur "Taylorisierung 
der Ausbildung" darstellt und sich in eine Entwicklung ein­
fügt, in der zunehmend bildungspolitische Maßnahmen er­
griffen werden, mit denen in der Berufsausbildung der Oe­
qualifizierung im Produktionsprozeß entsprochen wird. 

Immer mehr Jugendliche müssen nicht nur auf eine Ausbil­
dung ihrer Wahl, sondern uberhaupt auf eine Ausbildung ver­
zichten. D1e Zahl der Jugendlichen steigt, die zwar noch die 
Chance zu emer Ausbildung erhalten haben, sie aber ohne 
Erfolg beenden. Schließlich sind immer mehr Jugendliche 
nach Abschluß 1hrer Ausbildung von Arbeitslosigkeit, zumin­
dest aber von Berufswechsel bedroht. Angesichts d1eser Tat­
sachen hat sich die Auseinandersetzung über d1e konkreten 
Formen der Anpassung der beruflichen Bildung an die tech­
nische Entwicklung und dam1t auch d1e Kontroverse über die 
kunftige Struktur und Organisat1on der beruflichen Erstaus­
bildung zugesp1tzt in d1esem Zusammenhang sind auch die 
Vorschlage zu emer D1fferenz1erung der Ausbildung zu sehen, 
w1e s1e 1m Bere1ch der Erstausbildung mit der Einführung 
der Stufenausbildung konzeptionell bereits eingeleitet und in 
den Überlegungen zur .. Neuordnung der Metallberufe" wei­
terentwickelt worden 1st (vgl. Schlaffke 1976) 

Dieses Konzept zielt darauf ab, die Einheitsausbildung von 
dre1 bzw. dre1e1nhalb Jahren aufzuheben und stattdessen 
e1ne Ausbildung emzufuhren, die "nicht mehr aufeinander 
aufbauend, sondern parallel nebeneinander zweijahrige und 
dreijahrige Monoberufe mit unterschiedlichem Qualifikations­
niveau umfaßt" (Geer 1976, S 153). Die Einfuhrung vertikal 
differenzierter Ausbildungsgange wird seitens der Vertreter 
der Wirtschaft und der Unternehmen als ein Modell zur Lö­
sung der aktuellen Probleme der beruflichen Bildung vorge­
stellt, da es die Möglichkelt eröffnet, 

den "differenzierten Anforderungen der betrieblichen Ar­
beitsplatze durch e1ne Ausbildung mit differenzierten Qua­
lifikationen zu entsprechen" (Bartscherer 1976, S. 167) 
und damit das Problem der Abstimmung zwischen Bil­
dungs- und Besch<ift1gungssystem besser in den Griff zu 
bekommen, 

das Berufsbildungsangebot 'nach unten', d. h. auf die 
Ausbildung von Jugendlichen auszuweiten, d1e bisher 
entweder als Hilfsarbeiter oder Anlernkratte eingestellt 
wurden" (Geer 1976, S. 151), und überdies 

d1e Jugendarbeitslosigkeit zu vermindern, da einerseits 
zusatzliehe Ausbildungskapazitaten geschaffen werden 
und andererse1ts aufgrund der verkurzten Ausbildungs­
zeit das Angebot an Ausbildungsplatzen ohne we1tere ln­
vesllllonen erhoht werden kann (Bartscherer 1976, S. 170). 

1. Differenzierte Ausbildungsgänge als Instrument zur Ab­
stimmung von Bildungs- und Beschäftigungssystem. 

Bere1ts in den 60er Jahren wurde se1tens der Vertreter der 
Wirtschaft und der Unternehmen eine Neuorientierung in der 

Berufsausbildung gefordert und mit der Stufenausbildung ein 
konzeptioneller Ansatz entwickelt (vgl. DIHT 1965). Das Kon­
zept der Differenzierung knupft an diesen Ansatz an, nur 
w1rd in ihm aufgrund der inzwischen gewonnenen Erfahrun­
gen das Pr1nz1p der gestuften Ausbildung durch das Pnnzip 
der differenzierten Ausbildungsgange ersetzt. Bislang ist die­
se Konzeption für den Bereich der Facharbeiterausbildung 
systemat1sch nur 1n den Vorschlägen zur .. Neuordnung der 
Metallberufe" entwickelt und zur Diskussion gestellt worden. 
Gleichwohl hat s1e uber die Ordnung der Metallberufe hinaus 
eine weitreichende Bedeutung fur die berufliche Erstausbil­
dung. Sie basiert auf der Erkenntnis, daß "in Zukunft unter­
schiedliche Anforderungen an das Qualifikationsprofil zu stel­
len (sind). 

in der Produktion wird ein qualifizierter Arbeiter mit gut 
fundierten fachpraktischen Fertigkeiten benötigt. 

Bei schwierigen und komplexen Arbeiten der Einzelferti­
gung sow1e in den planenden und vorbereitenden Funk­
tionen w1rd ein qualifizierter Arbeiter mit erweiterten Fer­
tigkelten und höherem theoretischen Wissen benötigt" 
(Geer 1976, S 150). 

Untersuchungen des Forschungsmstitutes für Rationalisierung 
an der RWTH Aachen, des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung (lAB) sowie des Soziologischen Forschungs­
instituts in Gilttingen (SOFI) haben d1ese Diagnose bestät1gt, 
und damit zugleich die These Widerlegt, daß d1e Einführung 
neuer Technologien ein ständig ste1gendes Niveau der Quali­
fikationsanforderungen konstituiert: Nicht mehr nur traditio­
nelle Facharbe1tertatigkeiten werden von den Prozessen der 
Dequal1fizierung erlaßt, sondern auch .. im Laufe der Techni­
sierung neuentstehende, qualifizierte Tatigkeiten" (Gersten­
berger et al. 1976, S. 36). Wie eine Untersuchung des lAB 
und SOFI ergab, deuten sich mzwischen auch in den Tatig­
keitsbereichen, die "längere Zeit das Paradebeispiel für Hö­
herqualiflzierungen im Laufe des technischen Wandels" wa­
ren, Entwicklungen zur Entwertung beruflicher Quilifikat1onen 
an (ebd.). 

Vor diesem Hintergrund erweist sich die Forderung nach ei­
ner der .. Differenzierung" des Ausbildungsangebots vom 
Standpunkt der Betriebe als eine konsequente Reaktion auf 
d1e veränderten Bedingungen der beineblichen Bildungs­
arbeit. Der .. Fraktionierung bisher komplexer bzw. komplexe­
rer Tätigkelten durch Arbeitsteilung und -zerlegung" (Ger­
stenberger et al. 1976, S. 37) im Beschaftigungssystem (Diffe­
renzierung des Angebots an Arbeitsplatzen) wird im Ausbil­
dungssystem mit einer Zergliederung der Facharbeiterausbil­
dung entsprochen (Differenzierung des Ausbildungsange­
bots). in größerem Ausmaß als es die bestehende Struktur 
der beruflichen Erstausbildung zulaßt [1]. erlaubt die beab­
sichtigte Umstrukturierung der traditionellen Facharbeiter­
ausbildung eine flexiblere Anpassung betrieblicher Qualifizie­
rungsmaßnahmen an den betrieblichen Qualifikationsbedarf 
wie auch an die einzelbeineblichen Ausbildungsmöglichkei­
ten. 

Damit wird zugleich eine Entwicklung rückgängig gemacht, 
die sich in den 60er Jahren zunehmend durchgesetzt hat und 
der mit dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) normativ Rechnung 
getragen wurde: Zwar war mit der Aufnahme des Prinzips 
gestufter Ausbildungsgänge tendenziell eine Zergliederung 
der Erstausbildung in unterschiedliche Qualifikationsniveaus 
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angelegt, doch wurde mit dem BBiG bis auf wenige Ausnah­
men die dreijährige bzw. dreieinhalbjährige Ausbildung zur 
Regel erhoben sowie die Ausbildung Jugendlicher außerhalb 
der anerkannten Ausbildungsberufe verboten. 

Die Einführung qualitativ reduzierter Ausbildungsgange be­
schränkt nicht nur die Entwicklungsmöglichkeiten eines gro­
ßen Teils der Jugendlichen in der Phase der Ausbildung, 
sondern wirkt sich auch nachhaltig auf ihr spateres Leben 
aus. Anges1chts dieser tiefgreifenden Veränderungen, die 
eine Realisierung dieses Konzepts mit sich bringt, ist zu 
fragen: 

Verhilft die Einrichtung neuer anerkannter Ausbildungs­
gange unterhalb des derzeitigen Facharbeiterniveaus zu 
e1ner Auswe1tung des Ausbildungsvolumens und trägt sie 
dazu bei, d1e Jugendlichen, die unter den gegenwärtigen 
Bedingungen keine Berufsausbildung erhalten, in das 
Ausbildungssystem einzugliedern? 

G1bt es Alternat1ven für die Lösung der o. g. Probleme? 
Oder bleibt "vielen Jugendlichen nur die Alternative ... , 
Hilfsarbeiter zu werden, wenn ihnen solche Ausbildungs­
gänge nicht angeboten werden"? (Geer 1976, S. 154.) 

2. Differenzierung der Ausbildung als Ausbildungschance für 
"Lernschwa ehe"? 

Die Differenzierung der Ausbildung soll nicht nur eine "be­
darfsgerechte" sondern zugleich auch eine "begabungsge­
rechte" Strukturierung der Ausbildung ermögl1chen (Geer 
1976, S. 149). Dabei wird von der Präm1sse ausgegangen, 
daß "gegen Ende der sechziger Jahre ... zugleich immer 
deutlicher (wurde), daß eine differenzierte Berufsausbildung 
in den Metallberufen auch der Begabungsstruktur der Ju­
gendlichen, die hier eine Ausbildung nachfragten, entgegen­
kam" (Geer 1976, S. 150). Die Annahme, daß dem veränder­
ten Qual1f1kationsbedarf, den die Betriebe reg1stnert haben­
und aus dem Konsequenzen für eine bedarfsgerechte Struk­
tunerung der Ausbildung gefordert werden - zugleich auch 
eine veranderte Begabungsstruktur der Jugendlichen korres­
pondiert, muß jedoch in Frage gestellt werden. Dagegen 
spricht allein schon die Tatsache, daß sich in den 60er Jah­
ren, d. h. zu Zeiten eines Ausbildungsüberangebots und der 
"Lehrlingsverknappung", das "Problem der leistungsschwa­
chen Jugendlichen", die nicht ausgebildet werden können, 
n1cht gestellt hat [2]. Es gab weder Jugendarbeitslosigkeit, 
noch besonders hohe Jungarbeiter- und Versagerquoten 
Erst in den 70er Jahren - d h. in der Zeit zunehmender 
Ausbildungsplatzverknappung - stieg die Zahl der Jung­
arbeiter rap1de an, erhöhten s1ch d1e Durchfallquoten in der 
beruflichen Abschlußprufung, wurde die Jugendarbeitslosig­
keit zu einem Problem. 

Die Vorstellung, daß es der Einführung reduzierter Ausbil­
dungsgänge bedarf, um denjenigen Jugendlichen eine Aus­
bildung zu ermöglichen, die heute keinen Ausbildungsplatz 
bekommen, berücksichtigt nicht, daß die Ausbildungschance 
des Jugendlichen primar durch das vorhandene Ausbildungs­
angebot und in zweiter Linie durch seine formale schulische 
Vorbildung sowie die Qualitat seiner Zertifikate best1mmt 
w1rd. Erwiesenermaßen wachst die Zahl der Jugendlichen, 
d1e als "Leistungsschwache" bzw. "Lernbehinderte" in be­
rufsvorbereitenden und berufsbefähigenden Lehrgängen er­
faßt werden, mit zunehmendem Ausbildungsplatzmangel (vgl. 
Braun/Weidacher 1976, S. 42). Mit dieser Entwicklung tritt 
deutlich zutage, daß 

die Verminderung der Ausbildungschancen fur Sonder­
und Hauptschuler das Ergebn1s einer verstärkten Konkur­
renz auf dem Ausbildungsstellenmarkt und den dadurch 
ausgelösten Verdrangungsprozessen ist und 

die Jugendlichen in erster Linie .. Lernbehinderte" sind 
oder zu .. Lernbehinderten" werden, weil sie keinen Aus­
bildungs- oder Arbeitsplatz gefunden haben. 

Es ist kaum anzunehmen, daß sich durch die Reduzierung 

der Ausbildungsinhalte und -anforderungen in der Fachar­
beiterausbildung die Chancen der .. Schwächsten im Konkur­
renzkampf um Ausbildung" erhöhen (vgl Bartscherer 1976, 
S 168) Den Berechnungen des lnst1tuts für Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung zufolge dürfte sich die Knappheit an 
betrieblichen Ausbildungsstellen in den nachsten Jahren 
noch verschärfen (Kuhlewind et al 1975), so daß die Jugend­
lichen, d1e aufgrund 1hrer schul1schen Vorbildung das "untere 
Ende der Abdrängungskette" bilden (Braun/Weidacher 1976, 
S. 19). weiterhin vom Verdrängungseffekt betroffen sein wer­
den, d. h. auf eine volle Ausbildung verz1chten müssen. 

Die lnstitutionalisierung unterschiedlich qualifizierender und 
gegeneinander abgeschotteter Ausbildungsgänge in der be­
ruflichen Erstausbildung 1st bildungs- wie beschaftigungs­
politlsch von außerordentlicher Tragwe1te Sie hat zur Folge, 
daß künft1g ein großer Teil der Jugendlichen unter dem NI­
veau der derzeitigen Facharbeiterausbildung - und das 
heißt insgesamt weniger - qualifiziert und entsprechend 
geringer entlohnt w1rd Unter dem Gesichtspunkt der Chan­
cengleichheit, zu dem das Modell der differenzierten Ausbil­
dung einen Beitrag leisten will (Bartscherer 1976, S 168), 
muß fur die Jugendlichen, die aufgrund der gegenwartigen 
Arbeitsmarktverhaltnisse von der regularen Ausbildung aus­
geschlossen sind, gerade n1cht die einhellliehe Facharbeiter­
ausbildung zergliedert werden, sondern mußten vollwert1ge 
Ausbildungsplatze geschaffen werden 

Für die Jugendlichen aber, die durch physische Behinderung, 
Krankheit oder besonders ungunst1ge Sozialisationsbedin­
gungen in 1hrer Lernfahigkeit bee1ntrachtigt Sind bzw Quali­
fikationslücken aufweisen, bedarf es spez1f1scher Maßnah­
men, d1e sie zur Aufnahme einer Berufsausbildung befah1gen. 
D1e Tatsache, daß Jugendliche das schulische Bildungswesen 
aus den obengenannten Gründen mit einem Def1z1t verlas­
sen und ohne zusatzliehe Maßnahmen eine volle Berufsaus­
bildung n1cht durchlaufen können, kann Jedoch n1cht eine 
Umstruktunerung der Berufsausbildung begrunden, d1e für 
einen großen Teil der Jugendlichen den Ausschluß von ei­
ner vollwertigen Ausbildung m1t s1ch bnngt 

Eine Alternative zum Modell e1ner reduzierten Facharbeiter­
ausbildung ist d1e Bereitstellung spez1f1scher QualifiZierungs­
maßnahmen für d1e o. g Gruppe von Jugendlichen, d1e in 
der Gesamthell der Jugendlichen nur eine marginale Große 
bildet (vgl. z. B Lutz 1976). Daß der Ausgle1ch von Qualifika­
tionsdefiziten durch zusatzliehe Bildungsmaßnahmen pnnzl­
piell mcigl1ch 1st, hat d1e beinebliche und uberbetnebliche 
Prax1s schon erw1esen, und es g1bt eine Re1he von Losungs­
vorschlagen für d1e Qualifizierung d1eser Jugendlichen zu 
einer normalen Berufsausbildung (vgl u a. Dannenmann 
1976, Uthmann/Hulsmann 1976). Es mußte jedoch gewähr­
leistet sein, daß diese Maßnahmen ke1ne .. berufliche Sack­
gasse" bilden und damit d1e vertikale Differenzierung der 
Berufsausbildung unterhalb der Ebene der Facharbeiteraus­
bildung perpetuieren. Andernfalls würde das Pnnz1p der vol­
len Ausbildung als Regelqualifikation wenn n1cht aufgehoben, 
so aber doch ausgehohlt 

3. Differenzierung der Ausbildungsgänge 
Ausweitung des Ausbildungsplatzangebots? 

ein Mittel zur 

Unter dem Aspekt der Vermehrung von Ausbildungsplatzen 
und der Minderung der Jugendarbe1lslos1gkeit b1etet d1e vor­
geschlagene Neuordnung der Metallberufe aus der S1cht der 
Vertreter der Wirtschaft und der Unternehmen folgende Vor­
teile: 

- "Neue, am Bedarf orientierte Berufe eröffnen die Möglich­
kelt der Ausbildung von Fachkratten für die Produktion 
bei niedrigeren Ausbildungskosten pro Auszubildenden" 
(Bartscherer 1976, S. 169). 

Das Angebot an Ausbildungsplatzen kann ohne weitere 
Investitionen erhöht werden, da s1ch die Zahl der drei­
jahrig Ausgebildeten verringert. 
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Mit der Reduzierung der Anforderungen sowie einer engeren 
Orientierung an den betrieblichen Qualifizierungszielen und 
-mögl1chke11en können Sicherlich neue Ausbildungskapazitä­
ten erschlossen werden, da 

monostruktunerten Betneben, die nach den derzeitigen 
Standards die Ausbildungsvoraussetzungen n1cht erfüllen, 
und 

Betrieben, die einen spezifischen Bedarf an den neuen 
Berufen haben, 

e1n Anreiz zur Ausbildung von Jugendlichen gegeben wird. 

Doch muß andererseits auch in Betracht gezogen werden, 
daß neben der allgemeinen Senkung des Qualifikations­
niveaus sowie des Lohnanspruchs, die diese Lösung mit sich 
bnngt, vermutlich auch d1e regionale Ungleichheit in der Aus­
bildungsangebotsstruktur verscharft wird 

Beschrankungen, d1e sich aus der Größe sowie der Produk­
tions- und Arbeitsplatzstruktur der Betriebe für eine qualifi­
zierte Ausbildung ergeben, erzwingen nicht notwendig eine 
Reduzierung der gegenwart1gen Ausbildungsstandards. Durch 
eme enge Kooperation zw1schen einzelnen Betrieben oder 
durch die Bildung von Ausbildungsgemeinschaften kann bei­
spielsweise das Ausbildungsvolumen erweitert werden, ohne 
das Qualifikationsniveau der derze111gen Facharbeiterausbil­
dung zu senken. Die Bundesveremigung der Deutschen Ar­
beitgeberverbände hat selbst Vorschläge entwickelt, wie .,die 
Kapszitaten auch solcher Unternehmen genutzt werden (kön­
nen). die fur eine volle Ausbildung aufgrund ihres Produk­
tionsprogramms bzw. ihrer Struktur nicht geeignet sind" 
(BOA 1976, S. 32). Es werden folgende mögliche Koopera­
tionsformen vorgeschlagen. 

Zusammenschluß von Ausbildungsfirmen, d1e jeweils Tei­
le der Ausbildung durchfuhren 

Mitbenutzung der Kapazitäten von Großbetrieben durch 
Klein- und M1ttelbetnebe 

Bereitstellung betrieblicher Kapazitäten fur eine Ausbil­
dung in uberbetrieblicher Trägerschaft in Form von Aus­
bildungsgemeinschatten 

Kooperat1on zw1schen Belneben und uberbetrieblichen 
Ausbildungsstallen 

- Verbundsysteme zum Austausch von Ausbildern, von Lehr­
matenal und Lehrprogrammen 

- Zusammenarbeit bei der Organisation betrieblichen oder 
Liberbetriebl1chen Zusatzunternchis (ebd.). 

Eine weitere Mbgl1chkeit, Reserven zu erschließen, die die 
Ausblldungskapaz1tat erhohen und gleichzellig eine volle 
Ausbildung s1chern, eröffnet die vorzeitige Zulassung zur 
Abschlußprufung und/oder d1e Verkurzung der Ausbildungs­
dauer be1 gee1gneten Auszubildenden. Erste Kalkulationen 
haben ergeben, daß 1m Bereich der IHK'n jahrlieh ca. 17 Ofo 
mehr Ausbildungsplätze angeboten werden können (vgl. Alt­
hoff 1976, S. 18). 

Aus den zuvor skizzierten Lösungsvorschlägen zur Auswei­
tung des Ausbildungsplatzvolumens unter Beibehaltung der 
derzeitigen Standards 1n der Facharbeiterausbildung wird 
deutlich: D1e Durchfuhrung einer qualifizierten Ausbildung 
wird zwar 1m Zuge der technischen Neuerungen und arbe1ts­
organ1satonschen Entwicklungen auf einzelbetrieblicher Ebe­
ne schw1enger, doch sind diese Schwierigkeiten von der or­
ganisatorischen Seite her nicht unüberwindbar. 

4. Die Differenzierung des Ausbildungsangebots - eine po­
litische Entscheidung 

D1e Diskussion uber die Auswirkungen, die eine Einführung 
differenzierter Qualifizierungsgänge flir d1e gegenwartige 
Facharbeiterausbildung mit sich bringt, darf allerdings nicht 
ubersehen, daß sich bereits in den letzten Jahren im Bereich 
der beruflichen Bildung in erheblichem Maße Differenzie-

rungstendenzen durchgesetzt haben. Und zwar sowohl durch 
Berufsbildungsmaßnahmen im Rahmen des geltenden Be­
rufsbildungsrechts als auch durch Qualifizierungsmaßnahmen 
außerhalb des Geltungsbereichs des BBiG. Im Bereich der 
beruflichen Erstausbildung wurde diese Differenzierung durch 
die Einflihrung von Stufenausbildungsordnungen sowie durch 
d1e Schaffung sog ... Behinderten-Ausbildungsberufe" einge­
leitet (BMBW 1975, S. 127). - So haben die zuständigen 
Stellen, vor allem die Industrie- und Handelskammern und 
Handwerkskammern, zunehmend von der nach § 48 BBiG 
und § 42 HwO gegebenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
Regelungen zu erlassen, nach denen Jugendliche 

- zwar in anerkannten Ausbildungsberufen, jedoch abwei­
chend von der Ausbildungsordnung 

- in anderen als anerkannten Ausbildungsberufen, den sog. 
Werker- und Helferberufen 

ausgebildet werden konnen. Der Intention nach sollen d1ese 
Regelungen dazu dienen, .. Behinderte soweit wie möglich 
der vollen oder gleichwertigen beruflichen Qualifikation zu­
zufuhren" (Grupp 1976, S. 90). ln der Praxis allerdmgs haben 
s1ch d1e Vorstellungen zur beruflichen Bildung Behinderter 
weitgehend dann erschöpft, .. einem oft nur vage definierten 
Personenkreis von Behinderten in einer verkürzten Ausbll­
dungszeit, meist unter Weglassen der fachtheoretischen Tei­
le einer Ausbildungsordnung, eme Teilqualifikation zu ver­
mitteln" (ebd.). 

Unter dem Druck des aktuellen und mittelfristig zu erwarten­
den Mangels an Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für 
Jugendliche wurden zudem innerbetriebliche und überbe­
triebliche Qualifikationsmodelle für Jungarbeiter ausgeweitet 
und gefördert sowie Sonderformen des Berufsgrundbildungs­
Jahres und Grundausbildungslehrgange entwickelt. Das Spek­
trum dieser Differenzierung druckt sich inzwischen in einer 
Vielfalt von Maßnahmen aus, die von der Vorbereitung auf 
den unmittelbare1: E1nsatz im Arbeitsprozeß bis zur Qualifi­
zierung fur reduzierte Facharbeitertatigkeiten reichen (vgl. 
Braun/Weidscher 1976, Drexel et al. 1976, Hindenburg/Schulz 
1976). 

Insgesamt 1st gegenwart1g die Entwicklung zu einer verbrei­
teten WiedereinfuhrunQ von Formen der Kurzausbildung zu 
verze1chnen (Braun/Weidacher 1976, S. 45), in deren Kontext 
auch d1e Frage der Differenzierung der Facharbeiterausbil­
dung ihren besonderen Stellenwert erhält. Festzustellen ist, 
daß eine Differenzierung des Ausbildungsangebots in der 
beruflichen Erstausbildung, die sich fast ausschließlich an 
den .. realen Beschäftigungsmöglichkeiten" orientiert (Bart­
scherer 1976, S. 167). angesichts des von der Industrie dia­
gnostizierten Ruckgangs des Qualifikationsbedarfs auf eine 
.. Taylons1erung der Ausbildung" hmauslauft und zwangs­
lauflg in einen Gegensatz zu dem Interesse der Jugendlichen 
gerat. D1e Reduz1erung der Ausbildungsstandards, die in den 
derzeit anerkannten Ausbildungsordnungen festgelegt sind, 
1st d1e bildungspolitische Konsequenz, die die Industrie aus 
der Analyse und Prognose 1hres Bedarfs gezogen hat (vgl. 
Geer 1976, S. 155/156). Eine qualifizierte Ausbildung für je­
den Jugendlichen ist demgegenuber eine gesellschaftspoliti­
sche Forderung, d1e s1ch nicht primar an dem unmittelbaren 
(und schwankenden) Qualifikationsbedarf orientiert, sondern 
das Interesse der Jugendlichen an der Sicherung ihrer phy­
Sischen, psychischen und geistigen Entwicklungsmöglichkei­
ten im Auge hat. Fur die Entscheidung über die Formen der 
Anpassung der Berufsausbildung an den technischen Wandel 
ist deshalb eine Auseinandersetzung über den zukünftigen 
Qualifikationsbedarf der Industrie nicht ausreichend. Da ,.Er­
wagungen uber die künftige Anforderungsstruktur der Ar­
beitsplatze stets ein gehoriges Maß gesellschaftspolitischer 
Tendenz- und Normvorstellungen" enthalten (Mertens 1976, 
S. 91). hangt die weitere Entwicklung des Ausbildungs­
systems nicht zuletzt davon ab, ob eine politische Entschei­
dung zugunsten der einen oder anderen Alternative getrof­
fen wird. 
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Anmerkungen 

[1] Nach dem "Krupp-Rahmenplan zur Stufenausbildung" (1965) sollte 
.. e1ne breitere Grundausbildung und eme schnttwe1se hohere Quali­
fiZierung nach padagog,sch·dldakt,schen Gesichtspunkten" m1t der 
.. Struktur des QualifiZierungsbedarfs moderner lndustnebetnebe" 
m Emklang gebracht werden (DIHT 1965, S 27), wobei m1t der 
vert1kalen und honzontalen Gliederung (1n Qualifikationsebenen 
oder Ausbildungsabschn1tte) noch pnnZipielle Durchlassigkeil ver­
bunden ist M1t der Ablosung des Konzepts der gestuften Aus­
bildung durch das Modell der differenZierten Ausbildung 1st das 
PnnZip der Durchlasslgkelt faktisch aufgehoben worden. 

[2] Gegen Ende der 60er Jahre war der weltaus uberwiegende Teil der 
Lehrl1nge 1n e1ner 3Jahngen bzw. 31/,Jahngen Ausbildung: Im Jahre 
1968 entf1elen auf d1e 1 345 685 Lehrverhaltnisse 5 °/o auf eme Aus­
bildungszelt von 2 bis 2'h Jahren, 68 °/o auf e1ne 3jahnge und 27 'lo 
auf e1ne 3'/,jahnge Ausbildungszelt Von den msgesamt 1 392 235 
Lehr- und Anlernverhaltnissen waren 46 550 Anlernverhaltn1sse. 
d h 3 Prozent, wobei die Anlernlinge uberw1egend Madchen waren 
(BMAS. 1968, S 5) 
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Das Ausbildungsangebot für Mädchen 

Wie die statistischen Aufgaben über arbeitslose junge Frauen 
zeigen, schützt Berufsausbildung nicht generell vor Arbeits­
losigkeit, vor allem nicht bei einer Konzentration weiblicher 
Auszubildender auf relativ wenig Ausbildungsberufe, Wirt­
schaftszweige und auf die untersten Stufen im beruflichen 
Qualifizierungssystem. Das vorliegende Material über die 
Entwicklung des Ausbildungsplatzangebots für Mädchen 
zeigt keinen Abbau der Benachteiligung der Mädchen im 
Berufsbildungssystem und den daran anknüpfenden Beschäf­
tigungs-, Aufstiegs- und Einkommenschancen. Es ist eher 
noch zu vermuten, daß sich mit steigenden Zahlen von 
Schulabsolventen bei gleichbleibendem oder sogar schrump­
fendem Angebot an Ausbildungsplätzen die Benachteiligun­
gen weiter verstärken werden. Eine Forderung nach globaler 
Erhöhung des Ausbildungsplatzangebots - ohne Struktur­
und Qualitätsanforderungen - würde die Benachteiligungen 
in der Frauenerwerbstätigkeit, sowie deren Auswirkungen 
auf die soziale Sicherung der Frau festschreiben. 

1. Geschlechtsspezifische Arbeitslosigkeit 

Jugendarbeitslosigkeit entwickelt sich offensichtlich zu e1ner 
Madchenarbeitslosigkelt. Nach den Auswertungsergebnissen 
der Bundesanstalt fur Arbeit von Ende Mai 1976 (ANBA 
Nr. 11, 1976, S. 1151 ff.) steht einem kraft1gen Rückgang der 
arbeitslosen JUngen Manner unter 20 Jahren gegenuber dem 
Voqahr (-16,1 v. H. auf 38 900) eine entsprechende Erhö­
hung der Zahl der arbeitslosen Frauen (+ 16,0 v. H. auf 
46 100) gegenuber. H1erbei 1st zu berucksichtigen, daß gera­
de be1 den jungen Mildehen zusatzlieh m1t einer betracht­
liehen "stillen Reserve" gerechnet werden muß. Die Arbeits­
losigkeit JUnger Frauen hat in allen Altersgruppen der er­
faßten arbeitslosen Jugendlichen zugenommen (besonders 

stark be1 den unter 18Jahngen: + 24,0 v. H) und 1st sowohl 
be1 den Frauen, die noch n1cht erwerbstat1g waren ( + 10,7 
v. H.) als auch bei denjenigen, die bere1ts erwerbstatig wa­
ren ( + 16,9 v. H.) im Gegensatz zur Arbe1tslos1gke1t JUnger 
Manner angestiegen. 

Da d1e arbeitslosen jungen Frauen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung immer noch uberw1egen und nur em ge­
nngfugiger Anteil von 1hnen an einer Ausbildung interess1ert 
ist, muß bezwe1felt werden, ob sich - gerade unter dem 
E1ndruck der Bildungseuphorie der letzten Jahre - uber­
haupt etwas im Bere1ch der beruflichen Bildung fur Madchen 
getan hat. Weder Schule noch Berufsberatung waren 1n der 
Lage, diese Ausbildungsverzichter zu mot1v1eren. Aber selbst 
jene jungen Frauen, d1e - noch n1cht vom Ausbildungs­
platzmangel abgeschreckt - eme Berufsausbildung abge­
schlossen hatten, smd zum großen Teil voll1g unzureichend 
beraten worden. lmmerhm konnten näml1ch von 46 100 ar­
beitslosen Jungen Frauen bemahe em Dnttel eine abgeschlos­
sene Berufsausbildung (Lehre) vorwe1sen. und gerade in 
d1eser Gruppe st1eg die Arbeitslosigkeit gegenuber dem 
VorJahr um 41 v. H. 

Beinahe d1e Hallte der arbe1tslosen Jungen Frauen m1t Berufs­
ausbildung gehort zur Gruppe der Warenkaufleute (40 v. H). 
davon haben 30 v. H. den Beruf der Verkauferin gelernt (99,6 
v. H. im dualen System), em FLinttel der arbeitslosen jungen 
Frauen hat emen Organisations-, Verwaltungs- bzw. Bure­
beruf erlernt, 19 v. H. von ihnen sind Burofach- oder Büro­
hilfskrafte (zu 94 v. H m1t betrieblicher Berufsausbildung). Mit 
Abstand, aber dann in dichter Folge, erscheinen in der Ar­
be1tslosenstatist1k der jungen Frauen mit Berufsausbildung 
d1e Berufe der Sprechstundenhelfenn, der Friseuse, der tech­
nischen Zeichnerin (ANBA, Nr. 11, 1976, S. 1157, Tabelle 6). 
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Die Konzentration auf den Dienstleistungsbereich und die 
berufsfachlichen Schwerpunkte der jungen Frauen dienen als 
Erklarung dieser überhohlen Arbeitslosenquoten, doch legi­
timiert drese Erklärung die Situation nicht. Zwar können Bil­
dungspolrtrker, Arbeitsmarktpolrtrker, Lehrer, Berufsberater 
und Arbeitgeber mit dem Hmwers auf die Freiheit der Berufs­
wahl und das tradrtronelle Berufswahlverhalten der jungen 
Frauen ihr Gewissen beruhigen. Mit derartigen Erklärungen 
wrrd jedoch lediglich ungerechtfertrgt individuelle Schuld bei 
den Betroffenen und deren Eitern erzeugt; eme Lösung bie­
ten sie jedoch nrcht. Wenn Schule, Berufsberatung und 
(öffentliche und private) Anbieter von Ausbildungsstellen 
nicht gezielte Veränderungen tradierter Verhaltensmuster an­
streben und Alternativen im Ausbildungsangebot schaffen, 
blerbt zu fragen, welche Möglichkeiten denn dre Betroffe­
nen haben, von sich aus Verilnderungen zu schaffen. 

Bisher jedenfalls waren dre Berufsbildungschancen der Mad­
chen objektrv geringer als die der Jungen, wenn man das 
der Arbertsverwaltung gemeldete Angebot an Ausbildungs­
stellen zugrundelegt. Das Ausbrldungsangebot fur den werb­
lichen Berufsnachwuchs wurde in den vergangenen Jahren in 
wert höherem Maße ausgeschöpft als das Angebot fur den 
männlrchen Berufsnachwuchs - trotz höherer Ausbildungs­
quoten bei den Jungen [1]. Es ist anzunehmen, daß mit 
allgemein steigenden Zahlen von Schulabgangern bei gleich­
bleibendem oder sogar schrumpfendem Angebot an Ausbil­
dungspl<i.lzen die Madchen mrt niedrigerer schulrscher Qua­
lrfrkatron (die Haupt- oder Sonderschülerinnen) bererts wie­
der auf traditionelle Verhaltensmuster abgedrangt werden, 
ehe sie die Fragwürdrgkelt der geschlechtsspezifrschen Rol­
lenteilung Liberhaupt erkannt haben. 

2. Qualifikationsdruck und Verdrängungseffekt 

Eine Benachteiligung der Mädchen rm Berufsbildungssystem 
wird nicht durch eme allgemeine Anhebung des Bildungs­
niveaus aufgehoben. Zwar ist das Verhältnrs zwischen Jun­
gen und Madchen rm allgemembrldenden Schulsystem ln­

zwischen zremlrch ausgeglichen [2], doch wrrd dre gestre­
gene Zahl der Schulabgangerinnen mrt mittlerem und hö­
herem Schulabschluß ber allgemein steigenden Schulentlas­
sungsJahrgangen weiter ansteigen, ohne daß eine Erweite­
rung ihres Berufsspektrums in Sicht ist. Ein weiteres Ein­
dnngen der Mädchen in (traditionelle) Berufe für männliche 
Schulabganger durfte ber der zunehmenden Anspannung im 
Ausbildungsplatzangebot nur wenigen gelingen, sofern sie 
es überhaupt versuchen sollten. 

Eme Abdrilngung von Numerus-clausus-geschadigten oder 
abgeschreckten Abitunentmnen [3] - z. B. angesrchts der 
Lehrerarbertslosigkeit - grenzt das Berufsspektrum der 
Realschulennnen ein, so daß srch selbst fLir dre ausbildungs­
willrgen und -motrvrerten Haupt- und Sonderschülerinnen dre 
Chancen für eine qualifrzierte betriebliche Ausbildung weiter 
reduzreren. Dreser Verdrangungseffekt niedrigerer durch hö­
here Qualifikationen wurde aus den Ergebnrssen der Berufs­
beratung in den Jahren 1973/74 bererts voll srchtbar (Berufs­
beratung 1973/74, Oktober 1975) [4]. 

Die Zuordnung von formalen Schulabschlussen zu bestrmm­
ten Ausbildungsberufen rst beim weiblichen Berufsnachwuchs 
angesichts des relativ hohen Anterls [5] an "sonstrgen" 
Ausbildungsberufen (das sind dre typrsch werblichen Assr­
stentinnen- bzw. Gehilfinnenberufe) nrcht starr; das läßt srch 
z. B. durch die gesellschaftlrche Bewertung weiblicher Er­
werbstatigkeit erklaren. Danach wird dre Berufstatrgkeit von 
Frauen haufig immer noch als etwas Vorübergehendes be­
trachtet; Dienen, Helfen, Assrstreren werden als Grundzüge 
weibireher Wesensart angesehen und vor allem als nutzliehe 
Lebensvorbereitung anerkannt. Tatigkeiten, in denen diese 
Inhalte im Mittelpunkt stehen, werden deshalb häufig unab­
hangrg vom formalen Schulabschluß von Madchen ange­
strebt, weil die dazugehöngen Ausbildungsgänge nicht ohne 
werteres eine Niedrigqualifikation erkennen lassen. 

Für diese Berufe (Rechtsanwaltsgehilfin, Arzt- und Zahnarzt­
helferin, Gehilfin 1n wrrtschafts- und steuerberatenden Beru­
fen etc.), dre schon rmmer eme Domäne der Bewerberinnen 
mit mittlerem Schulabschluß gewesen sind - abgesehen von 
der Hauswirtschaftsgehilfin - haben sich die Chancen fur 
Bewerbermnen ohne mittleren Abschluß in den letzten 2 Jah­
ren stark vernngert. 

Die Zunahme der Ausbildungsverhältnisse 1974/75 in dre­
sem Bereich um 6,6 v. H. bei den werblrchen Auszubildenden 
(BAFB 1975, S. 14) kam daher Liberwiegend den bereits 
bildungsmotivrerten Mädchen mrt qualrfizierter Schulbildung 
zugute. 

Auch in den kaufmannischen Berufen haben sich die Chan­
cen zur qualifizierten Ausbrldung fur Mädchen ohne zumin­
dest mrttleren Schulabschluß verringert. Das gilt z. B. für 
Ausbildungsberufe wie Burogehilfin, -kaufmann, Groß- und 
Außenhandelskaufmann, lndustriekaufmann, Bankkaufmann. 
Dre letzten berden Berufe werden sogar zunehmend in die 
Ausbildungsuberlegungen der Schulabsolventinnen mit Fach­
hoch- und Hochschulabschluß einbezogen. Selbst in dre für 
Hauptschulabsolventinnen unvermindert an erster Stelle ste­
henden Ausbildungsberufe zur Verkäufenn und Friseuse strö­
men zunehmend qualifiziertere Schulabgängerinnen (BB 
1973/74, S. 38 ff.) 

3. Benachteiligung der Mädchen durch die Entwicklung des 
Ausbildungsplatzangebots 

Eine Förderung der Berufsbildung fLir Frauen ist besonders 
dnnglich, denn nur die Hallte der erwerbstatigen Frauen hat 
eme Berufsausbildung gegenuber zwer Drittel der erwerbsta­
tigen Manner. Außerdem rst der Anterl werblrcher Schüler an 
den Gesamtschülerzahlen an beruflichen Schulen ruckläu­
fig [6]. 

Wre die Auswertu"g der Arbeitslosenstatrstrk jedoch zeigt, 
schutzt eine !Jer u.sausbrldung nrcht generell vor Arberts­
losigkert, vor allem nrcht ber erner Konzentration einer be­
strmmten Gruppe auf relatrv wenrge Ausbildungsberufe. Im 
Zuge des Nachholbedarfs an Berufsbrldung fLir Frauen ware 
eine zusatzliehe Erschließung qualrfizierter Ausbildungsmag­
liehkeilen rn anderen Berufsgruppen als bisher erforderlich, 
denn fLir die Arbeitslosigkeit von Frauen wird immer wieder 
dre berufsfachlrche Konzentration - vor allem auf Dienst­
leistungsberufe - verantwortlich gemacht. Andererseits stellt 
dre Berufsberatung fest, daß bei uber 50 v. H. der Schulab­
gangerinnen aller Schulstufen, die die Berufsberatung auf­
suchen, dre Dienstleistungsberufe - kaufmännrsche, Gesund­
herts- und Sozialpflegeberufe - sowie der Lehrerrnnenberuf 
weiterhin an der Spitze der Berufswunsche stehen. Und es 
wird in derselben Veröffentlichung hinzugefugt: "Die Reali­
sierungschancen werden hilufig schon in der Nennung des 
Berufswunsches berucksichtrgt." (BB 1973/74, S. 28). Dem­
nach mussen alternative Ausbildungsmöglichkeiten für Mäd­
chen einfach fehlen. Zusätzlrche Ausbildungsmöglichkeiten 
- etwa im gewerblich-technischen Bereich - zu erschlie­
ßen, Schertern offensichtlich, denn die ohnehin schon ge­
ringfugigen Anteile weiblicher Auszubildender entwickeln 
sich in dresen Berufsbereichen bererts seit Jahren rucklaufig. 

3.1. Das Ausbildungsangebot nach Wirtschaftsbereichen 

Bislang fehlt es aber nicht nur an der Erschließung neuer, 
weniger geschlechtsspezifischer Ausbildungsberufe für Mad­
chen. Auch die Entwicklung des Ausbildungsangebots in den 
herkömmlrchen Berufsschwerpunkten der Frauen zwischen 
den Wirtschaftsbereichen ist problematisch. Nach den Ergeb­
nissen der Sachverstandigenkommission Kosten und Finan­
zierung der außerschulrschen beruflrchen Bildung schwankt 
die Qualitat der Berufsausbrldung - bei aller Problematik, 
die Durchschnittsgrößen aufwersen - betrachtlieh zwrschen 
Betrieben der Kammerbereiche Industrie, Handel und Hand­
werk, sowie nach Betriebsgröße (Bundestagsdrucksache 
7/1811 ). 
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Im Bereich von Industrie und Handel ging zwischen 1971 
und 1975 die Zahl der Ausbildungsverhältnisse um 13 v. H. 
zurück, in den kaufmännischen Berufen - der Domäne des 
weiblichen Nachwuchses- sogar um 17 v. H. (DIHT, Nr. 156, 
S. 90). Die Zahl der weiblichen Auszubildenden im Bereich 
von lndustne und Handel [7] verringerte sich zwischen 1971 
und 1975 um 16 v. H.; allein in den letzten zwei Jahren 
(1973/75) war der Rückgang mit 12 v. H. doppelt so stark wie 
bei den männlichen Jugendlichen (BAFB, 1975, S. 13). Ande­
rerseits geht dte seit 1971 kontmuierlich steigende Zahl von 
Ausbildungsverhaltnissen im Handwerk voll auf das Konto 
der weiblichen Auszubildenden, während sie bei den Jungen 
seit 1973 wieder relativ sinkt. Ähnlich verhalt sich die Situa­
tion im Bereich der Landwirtschaft [8]. Auch insofern laßt 
das vorliegende Material i.Jber die Entwicklung des Ausbil­
dungsplatzangebots fur Madchen erwarten, daß sich die ge­
ringeren Ausbildungschancen der Meidehen noch verschlech­
tern werden. 

Mit dteser Entwicklung kann weder dte grundsätzliche Aus­
bildungsbereitschalt der Wirtschaft noch ein .. Gesund­
schrumpfen" des Ausbildungsangebots im Zuge erhöhter 
Ausbildungsqualitat aufgrund des Berufsbildungsgesetzes be­
gründet werden. Vtel eher läßt sich vermuten, daß bei der 
Berufsausbildung von Mädchen Qualitatskriterien zu wenig 
im Vordergrund stehen. 

Die Ausbildungsqualitat des Handwerks soll damit gar nicht 
generell in Frage gestellt werden. Diese Entwicklung ist aber 
zumindest auch bezuglieh der (zukünfttgen) Beschäftigungs­
chancen für Fachkräfte im Handwerk problematisch. So wech­
selt ein hoher Anteil der im Handwerk ausgebildeten männ­
ltchen Erwerbspersonen in andere Wirtschaftsbereiche; damit 
ist aber häufig nicht nur ein Berufswechsel, sondern auch 
ein Wechsel in un- und angelernte Taltgkeiten verbunden 
(Mittetlungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
1973, H. 1, S. 37 ff.). Angesichts der hohen Unterbrechungs­
quote 1n der ErwerbstaUgenphase von Frauen und dem ho­
hen Anteil von teilzeit-beschaftigten Frauen ist zu vermuten, 
daß von den im Handwerk ausgebildeten Frauen - ebenso 
wie bei den Berufsverlaufen männlicher Erwerbspersonen -
ein hoher Anteil nach der Ausbildung im Handwerk gezwun­
gen ist, eine unqualiftz1erte Tatigkett auszuuben. 

3.2. Das Ausbildungsangebot nach Niveau und Qualität 

Dte begrenzten Berufsbildungschancen und dte daran an­
knüpfenden Beschäftigungs-. Aufsttegs- und Einkommens­
chancen der Frauen werden noch durch die Konzentration 
der weiblichen Auszubildenden auf die untersten Qualifi­
zierungsstufen verscharft. So war der sett Jahren an der 
Spttze der Berufswunsche stehende Beruf zur Verkauferin 
(Antetl an allen weiblichen Auszubildenden 1975: 11,6 v. H: 
BAFB 1975, S. 18) mit nur 2jähnger Ausbildung durchschnitt­
lich zu 80 v. H. mit wetblichen Auszubildenden besetzt. Dem­
gegenüber waren in der darauffolgenden zweiten Qualiftzie­
rungsstufe zum Einzelhandelskaufmann nur noch gut dte 
Hallte der Auszubildenden weiblich (BAFB, 1975, S. 31). 

Nun gmgen zwar die Ausbildungsmbglichketten für Verkau­
ferinnen mit zweijahriger Ausbildung im Bereich der IHK 
seit 1972 um 17 v. H. zun.ick; demgegenLiber stieg jedoch 
das Ausbildungsangebot für Verkäuferinnen mit dreijahriger 
Ausbildungsdauer im Nahrungsmittelhandwerk (wozu auch 
dte sogenannten Gewerbegehilfinnen im Bäcker-, Fleischer­
und Konditorhandwerk zahlen; Ausbildungsgänge, die fast 
vollständig mit weiblichen Auszubildenden besetzt smd) seit 
1972 stetig an und hat sich bis 1975 um nahezu 60 v. H. 
erhöht (BAFB 1975, S. 31). 

Insgesamt gesehen hat sich damtt das Angebot an Ausbil­
dungsmöglichkeiten zur Verkäuferin zwischen 1968 und 1975 
fast verdoppelt (35 500 - 69 600), wahrend sich die Ausbil­
dungsmöglichkeiten zum Einzelhandelskaufmann bis auf ein 
Viertel des damaligen Angebots reduzierten (138 600-31 600 
DIHT, 156, S. 58). Ein Vergleich mit den Ergebnissen der Ar-

beitslosenstatistik vom Mai 1976 zeigt andererseits, daß von 
den weiblichen Arbeitnehmern unter 20 Jahren 40 v. H. Wa­
renkaufleute waren, und zwar 30 v. H. Verkäuferin, aber nur 
6 v. H. Kaufmann (Groß- und Einzelhandelskaufmann sowie 
Einkäuferin) (ANBA, 11/1976, S. 1157). Von emer Stabtltste­
rung der Relation - wie der DIHT metnt (75/76, 156, S. 58) 
- kann deshalb zummdest nicht vom Standpunkt der Aus­
zubildenden angesprochen werden. Als Grunde fur dte ruck­
läufige Beteiligung des Einzelhandels an der Ausbildung 
Jugendlicher im Beretch der IHK wtrd z. B. auf den Struktur­
wandel im Einzelhandel hmgewtesen. Damit wird die Be­
richtigung der Forderung nach einer offentliehen Verantwor­
tung der betrieblichen Ausbildung erhartet, weil nicht vor­
ausgesetzt werden kann, daß es pnmäres Ztel von Unterneh­
men wäre, bei Anpassungsmaßnahmen an veranderte Markt­
bedingungen zugleich auch die Ausbildungsinteressen Ju­
gendltcher voll zu berLicksichttgen. 

Ahnliehe Zuordnungen zu den untersten Qualtftkatlonsniveaus 
zeigen sich auch 1n anderen Ausbildungsberufen, so z. B. 
betm Technischen Zetchner. Wahrend der Ausbildungsgang 
von 3'h Jahren 1975 nur gut zur Hallte von Madchen absol­
VIert wurde, befanden steh 1n dem nur zweijahrigen Ausbil­
dungsgang zur Teilzetchnerin zu 90 v. H. Madchen. 

4. Für eine chancengleiche Berufsausbildung junger Frauen 

Eine Forderung nach globaler Erhöhung des Ausbildungs­
platzangebots - ohne besondere Struktur- und Qualitats­
anforderungen - 1st deshalb verantwortungslos. Mtt dem 
Hmweis auf dte steigenden Zahlen weibltcher und mann­
llcher Schulabganger in den kommenden Jahren werden 
Qualttatskriterien in der Diskussion um Ausbildungsplatze 
jedoch immer spärltcher. Anderersetts g1bt es keine Legttl­
malion fur dte Aussage, daß .. trgendeme" Ausbildung besser 
sei als .,gar keine", da .,gar keine" Ausbtldung ntcht als 
Alternattve zu .. irgendemer" Ausbildung angesehen werden 
kann Dam1t würde led1gl1ch dte Zufalligke1t der Bildungs­
chancen als selbstverständltch und unveranderl1ch akzepttert 
werden. Akzeptiert man auch 1n Zukunft, daß in der Berufs­
ausbildung der Mädchen die Konzentration auf relattv wenige 
Berufe, Wtrtschaftszweige und auf dte untersten Stufen 1m 
beruflichen Qualifizierungssystem bestehen bleiben, so kbn­
nen die Forderungen nach emem Abbau der bisherigen Be­
nachteiligungen in der Frauenerwerbstatigkeit, wie z. B. durch­
schnittlich ntedrigere Bezahlung, germgere Aufsttegsmögltch­
ketten, größeres Arbettsplatzrisiko und schlechtere soziale 
Stcherung nur als rem verbale Beteuerungen aufgelaßt wer­
den. Zumindest wegen der vorrangigen Orientierung des 
Systems der soztalen Sicherhell am Prinzip der Erwerbstatig­
keit generell und an der Stellung im Beschaftigungssystem 
im besonderen 1st eine zukunftsorientierte berufliche Bil­
dung fur Frauen ein zentraler Ansatzpunkt, um den Kreis 
der Benachteiligung an einer Stelle aufzubrechen [9] 

Abkürzungen 

ANBA· Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit 

BB: Berufsberatung 1973/74, Bundesanstalt !ur Arbe1t 

BAFB. Berufliche Aus- und Fortbildung, Bundesm1n1stenum fur B1ldung 
und Wissenschaft 

Anmerkungen: 

[1} Der Ante1l weiblicher Auszubildender an den Auszubildenden Ins­
gesamt betrug 1960-35,7 v H : 1965-36,4 v H ; 1970- 35,3 v H ; 
1975-35,4 v H (Grund- und Strukturdaten 1976. S 74 und BAFB 
1975, S 14) 1972/73 wurden 1n den 15 vom mannl1chen Berufsnach­
wuchs als besonders attraktiv empfundenen Berufen d1e Insgesamt 
der Arbeitsverwaltung bekanntgegebenen Berufsausbildungsstellen 
1n 3 Berufsbere1chen zu uber 90 v H ausgeschoplt, 1973/74 bere1ts 
1n 11 Berufen; demgegenuber wurde das Ausbildungsangebot be1m 
we1bl1chen Berufsnachwuchs 1972/73 bere1ts 1n 8 Berufen so stark 
ausgeschopft, 1973174 wurde das gemeldete Angebot b1s auf e1nen 
Beruf ln allen ubngen 14 Berufen zu 90 V H und Welt darliber 
ausgeschopft. ln 9 Berufen sogar zu uber 97 V H (BB 1973/74, 
S 38 I). 

[2} Durchschnittlicher Anteil der Madchen an allen Schulern der all­
gemembildenden Schulen: 49 v H. (1975) Grund- und Strukturdaten 
1976, s 28. 
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[3] Nach der Abiturientenbefragung 1976 d Stat Bundesamtes 1st d1e 
Studlerwllllgkell be1 auf 75,3 v. H gesunken. be1 Abl­

betragt s1e sogar nur 70.4 v H 

[4] D1eser Verdrangungseffekt besteht auch bei Jungen. doch ange­
Sichts des Ausbildungsplatzangebots fur Madchen 1st 
er h1er wesentlich starker. 

[5] Unter den 15 am starksten besetzten Ausbildungsberufen. 1n denen 
SICh 75 v. H aller we1bl1chen Auszubildenden befmden, stellen d1e 
"sonstigen" Berufe e1n Grund- und Strukturdaten 1976, S 78. 

[6] Ante1l we1bl1cher Schuler an den Gesamtschulerzahlen an beruf­
lichen Schulen Insgesamt 1960- 46 v H ; 1975-44,5 v. H ; Berufs­
fachschulen 1960-68,4 v H ; 1975-66,2 v H , Berufs- und Berufs­
sonderschulen 1960-44,1 v H ; 1975-40,2 v H ; der Anteil weib­
licher Auszubildender an den Auszubildenden msgesamt betrug 
1960-35,7v.H.; 1965-36,4v.H.; 1970-35,3v.H, 1975-35,4v H; 
Grund- und Strukturdaten 1976, S. 74 und BAFB, 1975, S. 14. 

Doris Elbers und Helga Gafga 

[7] Ohnehin sind nur etwa 40 v H. der Auszubildenden in diesem 
Bere1ch we1bl1ch, BAFB, 1975, S. 13 

[8] Mannilehe Auszubildende 1m Handwerk: 1972/73 + 8,3 v H, 
1973/74. -'- 4,0 v H, 1974/75 + 2,2 v H.; Landwirtschaft 1974/75: 
19,1 v H ; we1bl1che Auszubildende im Handwerk· 1972/73· + 1,9 
v. H , 1973/74· + 7,4 v H , 1974/75· + 10,5 v. H ; Landwirtschaft· 
1974/75. -i- 25,3 v. H. - BAFB 1975, S. 13 

[9] Auf den Zusammenhang zwischen Rollenteilung der Geschlechter, 
Ausbildung und beruflicher ldentif1kat1on der Frau, Fami11enbmdung 
der Frau, Unstet1gke1t der Erwerbsphase, Teilze1tarbell, beruflicher 
Stellung, Einkommen, Beschaft1gungss1cherhe1t und d1e Auswirkun­
gen d1eser Aspekte auf d1e SOZiale S1cherhe1t der Frau kann h1er 
nur h1ngew1esen werden; der Zusammenhang w1rd u a. 1m Zwi­
schenbericht der Enquete-KommiSSIOn Frau und Gesellschaft, BT­
Drucksache 7/5866, sow1e 1n dem 1m Januar 1977 veroffentl1chten 

der KommiSSIOn fur wirtschaftlichen und soZialen Wandel 
an d1e Bundesregierung beleuchtet. 

Entwicklung und Erprobung von Lernangeboten 
für Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag 

Die bisherige bildungspolitische Forderung, daß jeder Ju­
gendliche eine berufliche Ausbildung erhalten sollte, droht 
in der gegenwärtigen Ausbildungskrise in den Hintergrund 
zu geraten. Betroffen sind vor allem Jungarbeiter und poten­
tielle Jungarbeiter, also Jugendliche, die "freiwillig" auf eine 
Ausbildung verzichten und für die bisher Möglichkeiten zur 
Reintegration in das Bildungssystem gesucht wurden. 

ln dem Projekt "Entwicklung und Erprobung von Lernange­
boten für Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag" geht das 
BiBB von dem bisherigen bildungspolitischen Postulat nach 
einer beruflichen Ausbildung für alle Jugendlichen aus, es 
bezieht die durch die gegenwärtige Jugendarbeitslosigkeit 
entstandene Entwicklung ein und versucht auf diesem Hinter­
grund ein didaktisches Konzept zu entwickeln und in einem 
Modellversuch zu erproben, mit dessen Hilfe die Zahl der 
Jungarbeiter auch langfristig gesenkt werden kann. 

Im BiBB wird gegenwartig ein Modellversuch zur beruflichen 
QualifiZierung von Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
vorbere1tet Das Konzept zu diesem Modellversuch, das wei­
ter unten abgedruckt ist, wurde 1n der Zeit vom 22. 11. bis 
24.11.1976 in Berlm 1n einem Expertengespräch zur Diskus­
sion gestellt. D1e Teilnehmer dieses Expertengesprachs, Mit­
arbeiter an wissenschaftlichen lnst1tuten, Mitarbeiter in lnsti-

tut1onen der Bildungsverwaltung und Vertreter der Bildungs­
praXIS akzeptierten einheitlich die in dem Konzept vertretene 
Auffassung, daß Jugendliche ohne Ausb1ldungsvertrag, Jung­
arbeiter und potentielle Jungarbeiter m1t H1lfe bildungspoliti­
scher Maßnahmen und geeigneter didaktischer Konzepte zu 
emem vollwertigen beruflichen Abschluß geh.ihrt werden sol­
len. Ebenso einheitlich wurden einjährige Lehrgänge abge­
lehnt, d1e Jugendliche ohne Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
auf eme Erwerbstat1gke1t vorbereiten, oder den Jugendlichen 
Teilqualifikationen vermitteln, die de facto Endqualifikationen 
darstellen. in diesem Sinne wurde das unten abgedruckte 
Konzept voll unterstutzt. 

Es wurden auch kritische Argumente genannt, auf d1e hier 
hingewiesen werden soll: in dem vom B1BB geplanten Mo­
dellversuch wird, 1n Anlehnung an die Praxis der "Grünen 
Schule" in Amsterdam versucht, potentielle Jungarbeiter in 
einem einjährigen Lehrgang zur Aufnahme einer Ausbildung 
zu motivieren und die dazu notwendigen Eingangsqualifika­
tionen zu vermitteln. Es muß sichergestellt werden, daß die 
im Modellversuch betreuten Jugendlichen nach Abschluß des 
Lehrgangs emen Ausbildungsplatz erhalten. Mit Hilfe dieses 
Modellversuchs lassen sich jedoch keine zusätzlichen Aus­
bildungsplatze schaffen; daher setzt d1e Generalisierung des 
didaktischen Modells andere Maßnahmen zur Schaffung von 

Prof. Dr. Paul Ger! von Beckerath, er­
ster Vorsitzender des neuen Hauptaus­
schusses des Bundesinstituts für Berufs­
bildung (BIBB) vollendete am 22. Januar 
1977 sein 60. Lebensjahr. Für sein per­
sönliches Wohlergehen und sein beruf­
liches Wirken begleiten ihn alle guten 
Wünsche. 

Personal1a Chemischen Industrie, Jugend- und Bil­
dungsausschuß der Industriellen Arbeit­
geberverbande NRW, Landesausschuß 
für Berufsbildung NRW, Studienkreis 
Schule/Wirtschaft NRW) vielfältige Er­
fahrungen in die Arbeit des Hauptaus­
schusses des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung ein. 

Herr von Beckerath bringt durch seine 
berufliche Tätigkeit als Le1ter des Zen­
tralbereichs Personalwesen der BAYER 
AG, Leverkusen, als Honorarprofessor 
der Universitat Bochum (fur Personal­
wesen 1n der Wirtschaft) und durch 
seine Arbeit als Mitglied und Vorsitzen­
der in zahlreichen Gremien der beruf­
lichen Bildung (u a. Berufsbildungsaus­
schuß der Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände, Arbeitsring 
der Arbeitgeberverbände der Deutschen 

Prof Dr. Paul Gert von Beckerath 

ln zahlreichen Veröffentlichungen, z. B. 
über die Bedeutung der betrieblichen 
Ausbilder für die Ausbildungspraxis, 
uber das Problem der Gleichsetzung 
von Bildung und Ausbildung, über die 
Bedeutung der Prax1snahe betrieblicher 
Berufsausbildung und i.Jber die erziehe­
rische Bedeutung der Berufsbildung hat 
Herr von Beckerath diese Erfahrungen 
in der Auseinandersetzung mit Fragen 
und Problemen der beruflichen B1ldung 
zum Ausdruck gebracht. 
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Ausbildungsplätzen voraus. Mit H1lfe des Modellversuchs läßt 
sich ebensowenig das gesamte Problem der Jungarbeiter 
lösen, dazu ist diese Gruppe in sich zu differenziert. Es wird 
vielmehr versucht, ein d1dakt1sches Konzept für eme be­
stimmte Gruppe potentieller Jungarbeiter zu entwickeln, das 
auf andere Lernorte übertragbar sem soll. 

Es ist abzusehen, daß die Arbeit an einem didaktischen 
Konzept fur potentielle Jungarbeiter !rotz der Einschrankung 
der Arbe1t auf eine bestimmte Gruppe Jugendlicher zu Er­
gebnissen führt, die fur die Jungarbeiterproblematik msge­
samt wichtig smd. Dies scheint in der gegenwärt1gen Situa­
tion dringend notwendig zu sein, da das Problem der Jung­
arbeiter durch die Situation der Jugendlichen ohne Ausbil­
dungs- und Arbeitsplatze uberlagert wird und gelegentlich 
der Eindruck entsteht, daß dieses Problem nicht mehr 
existiert, wenn die Jugendlichen nicht mehr "auf der Straße 
liegen". 

Im Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung wurde 1973 
eine Projektgruppe "Zur beruflichen Qualifizierung von Ju­
gendlichen ohne Ausbildungsvertrag" eingerichtet. Die Pro­
jektgruppe arbe1tete seit ihrer Gründung unter der Zielset­
zung der Bildungspolitik, daß die Zahl der Jungarbeiter in 
der Bundesrepublik Deutschland gesenkt werden solle. Ent­
sprechend dieser Zielsetzung wurden Analysen theoretischer 
Beitrage zur Lösung der Jungarbeiterfrage durchgeführt und 
Vorschlage fur praktische Maßnahmen analysiert. Die ent­
sprechenden Ergebnisse wurden 1975 von Schweikert u. a. 
unter dem Titel "Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag -
1hre Herkunft, ihre Zukunft. Analytische und konzeptionelle 
Ansätze mit emem Gutachten von H. J. Röhrs und K. Strat­
mann: Die Jungarbeiterfrage als berufspädagogisches Pro­
blem" veröffentlicht. Im Anschluß daran wurde eine reprasen­
tatlve empirische Studie uber die Jugendlichen ohne Ausbil­
dungsvertrag vorbereitet und in Auftrag gegeben. lnzw1schen 
ist die Erhebung fast abgeschlossen, d1e ersten Teilauszäh­
lungen liegen vor, und es ist zu erwarten, daß im FruhJahr 
1977 ein erster Tabellenband vorl1egen wird. 

Die bisher stärker analytischen Arbeiten der Projektgruppe 
sollen durch konstruktive Vorschlage zur beruflichen Quali­
fiZierung von Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag erganzt 
werden. Das BBF 1m BiBB bere1tet in diesem Zusammenhang 
einen Modellversuch vor. Im folgenden sollen zunächst die 
Pramissen des Modellversuchs skizziert werden, sodann wird 
der Modellversuch selbst dargestellt und schließlich werden 
Probleme skizziert, d1e 1m Zusammenhang m1t der inhaltli­
chen Ausgestaltung des Modellversuchs aufgetreten sind. 

1. Die Prämissen des Modellversuchs 

1.1 Dem Modellversuch liegt das bildungspolitische Postulat 
zugrunde, daß die Zahl der Jungarbeiter gesenkt werden 
soll. 

Dieses Postulat laßt sich wie folgt begrunden: Jungarbeiter 
und Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag treffen in einem 
sehr jungen Alter eine berufliche Entscheidung, die in der 
Regel dazu führt, daß sie ihr Leben lang als Hilfsarbeiter 
tätig sem werden Hilfsarbeiter sind Facharbeitern gegen­
über benachteiligt in bezug auf Arbe1tsplatzs1cherhe1t, Sozial­
gesetzgebung, Qualität der Arbe1t, Einkommen und sozialen 
Status. 

Es wird unterstellt, daß d1e Benachteiligung von Hilfsarbei­
tern in absehbarer Zeit nicht durch politische Entscheidungen 
aufgehoben werden w1rd. Auch wird sich vermutlich d1e 
Nachfrage nach Hilfsarbeitern auf dem Arbeitsmarkt nicht 
wesentlich verandern. Das Postulat "Senkung der Zahl der 
Jungarbe1ter" kann s1ch daher nur auf die Rolle beziehen, 
die das Bildungs- und Ausbildungssystem bei der Rekrutle­
rung von Jungarbeitern sp1elt. 

1.2 Die Situation der Jungarbeiter laßt sich nur dadurch 
ändern, daß d1e Jugendlichen - zu einem fruheren oder 
spateren Zeitpunkt - dahin geführt werden, eine vollwertige 
berufliche Ausbildung aufzunehmen und abzuschließen. 

D1es bedeutet: 

- es ist nicht sinnvoll, spezielle Jungarbeiterberufe einzu­
fuhren. 

D1e Allgemeine Berufsschule (Teilzeitform) 1st aufgrund 
ihrer Organisation und Funktion n1cht zur beruflichen 
QualifiZierung von Jungarbeitern gee1gnet. 

Betriebe können Jungarbeiter in der Regel nicht zu emem 
vollwertigen beruflichen Abschluß fuhren. Es 1st nicht 
smnvoll, das 1n § 28 BBiG enthaltene Ausbildungsverbot 
zu andern. 

Es ist ebenfalls n1cht smnvoll, den Jugendlichen led1glich 
Teilqualifikationen zu vermitteln, da d1e Jugendlichen 
trotz d1eser Teilqualifikationen Hilfsarbeiter bleiben. 

1 3 Die Situation der Jungarbeiter laßt s1ch nur dadurch 
andern, daß für alle lernwilligen Jugendlichen Ausbildungs­
platze zur Verfügung gestellt werden und nicht lernwillige 
Jugendliche zur Aufnahme einer Ausbildung moi1V1ert werden. 

Jungarbeiter sind Jugendliche, die entweder "fre1w1llig", d. h. 
in der Regel aufgrund soz1aler Benachteiligung auf e1ne be­
rufliche Ausbildung verzichten oder zu emem solchen Ver­
zicht gezwungen werden, weil s1e kemen oder kemen 1hren 
Ne1gungen entsprechenden Ausbildungsplatz finden können. 

Es w1rd unterstellt, daß es in den staatl1chen Aufgaben­
bereich gehört, dafür zu sorgen, daß fur alle ausbildungs­
Willigen Jugendlichen ein Ausbildungsplatz zur Verfugung 
gestellt w1rd. 

D1e Jugendlichen, die "freiwillig" auf eme Ausbildung ver­
zichten, sollen durch vorbeugende oder korngierende Maß­
nahmen zur Aufnahme und zum Abschluß einer Ausbildung 
gefuhrt werden. Mogliche vorbeugende Maßnahmen sind 

die Arbeitslehre in der Hauptschule 

- ein berufsvorbereitendes Jahr. 

Korrigierende Maßnahmen sind 

- d1e verspatete Aufnahme emer Ausbildung 

- das Ablegen einer externen Facharbe1terprufung :1ach 
§ 40, Abs. 2 des BBiG. 

Ein vollstandiges Konzept zur beruflichen Qual1fiz1erung von 
Jungarbeitern mußte also für beide Ansatzpunkte gee1gnete 
Maßnahmen entwickeln. Aus forschungsökonomischen Ge­
sichtspunkten wird im folgenden nur der erste Ansatzpunkt 
berücksichtigt. 

2. Allgemeine Zielsetzung des Projekts und gegenwärtige 
bildungspolitische Maßnahmen. 

2.1 Wahrend 1n offiziellen bildungspolitischen Zielsetzungen 
gefordert wird, d1e Zahl der Jungarbeiter zu senken, wurden 
aufgrund der hohen Zahl arbeitsloser Jugendlicher und des 
Ausbildungsplatzmangels Maßnahmen eingeführt, d1e darauf 
hinausliefen, die jugendlichen Arbeitslosen zu Jungarbeitern 
zu machen. 

Solche Maßnahmen sind Änderungen in den Schulgesetzen 
der Lander, Arbeitsbeschaffungsprogramme oder Lehrgange 
zur Förderung der Vermittlungsfahigke1t von Jugendlichen 
auf dem Arbeitsmarkt. 

2.2 D1ese Entwicklung hat dazu gefuhrt, Jugendliche ohne 
Ausbildungsvertrag zunehmend als lernbehmdert, leistungs­
schwach oder noch nicht berufsreif anzusehen. 

Das heißt, das Fehlen von Ausbildungsplatzen w1rd durch 
den Hinweis auf individuelle Def1z1te der abgewiesenen Be­
werber (fehlender Hauptschulabschluß, schlechter Noten­
durchschnitt be1m Hauptschulzeugn1s, Sonderschulabschluß) 
relat1v1ert. 

2.3 Die pauschale Annahme, daß Jugendliche ohne Aus­
bildungsvertrag lernbehindert smd, kann zu emer Reduzie­
rung bildungspolitischer Ansprüche führen. 

Nach dem BB1G kann jeder Jugendliche einen anerkannten 
beruflichen Abschluß erreichen. Falls e1n Jugendlicher tat-
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sächlich lernbehindert ist, so daß er eine normale Ausbil­
dung n1cht durchlaufen kann, kann er d1e nach § 25 geregelte 
normale Ausbildung entsprechend § 48 BB1G 1n reduzierter 
Form abschließen. D1e gegenwart1ge bildungspolitische SI­
tuation hat dazu gefuhrt, daß Jugendliche ohne Ausbildungs­
vertrag 1m Interesse 1hrer Vermittlungsfähigkeit hauf1g Aus­
bildungen in ganz speziellen Bere1chen erhalten. D1ese als 
Tellqualifikationen bezeichneten Ausbildungen stellen fak­
tisch das Ende beruflicher Ausbildungen dar. D1e Jugend­
lichen werden Jungarbe1ter. 

2.4 Bildungspolitische Maßnahmen, d1e nicht der Tendenz 
zur Reduzierung bildungspolitischer Anspruche entsprechen, 
kbnnen auf Durchsetzungsschw1er1gke1ten stoßen. 

3. Der Modellversuch des BiBB zur beruflichen Qualifizie-
rung von potentiellen Jungarbeitern. 

Im B1BB w1rd gegenwärtig em Modellversuch vorbereitet, der 
den berufsvorbereitenden Unterricht fur potentielle Jung­
arbeiter betnfft. ln d1esem Modellversuch sollen 40 mannl1che 
und we1bl1che Jugendliche unterrichtet werden, dabei werden 
solche Jugendlichen ausgewahlt, die die Hauptschule ohne 
Abschluß verlassen haben und beim Arbeitsamt als arbeits­
suchend gemeldet smd. Man kann davon ausgehen, daß 
d1ese Jugendlichen unter anderen arbeitsmarktpolitischen 
Bedmgungen sofort nach Ende der Schulpflicht Jungarbeiter 
wurden. Man kann ferner davon ausgehen, daß d1ese Ju­
gendlichen sich aufgrund ihrer Hauptschulerfahrungen als 
Versager fuhlen, daß s1e schul- und ausbildungsmude smd, 
daß s1e stark mteress1ert oder gezwungen s1nd, Geld zu 
verdienen, und daß Jungarbe1termnen durch gesellschaftliche 
Rollenfestlegungen von einer Ausbildung abgehalten werden. 
Diese Jugendlichen sollen in einem einjahrigen Lehrgang 
mot1v1ert werden, eine Berufsausbildung aufzunehmen und 
d1e dazu notwend1gen Emgangsqual1flkat1onen erhalten. Im 
emzelnen sollen 1n emem Integrierten allgemein- und berufs­
bildenden Unternchi 

Lernbereitschaft vermittelt werden 

Selbstbewußtsein geschaffen oder verstarkt werden 

eme Berufsfeldentscheidung vorbereitet und 

der Hauptschulabschluß verm1ttelt werden. 

3 1 Der bildungspolitische Ansatz des Modellversuchs 

Der Modellversuch soll so angelegt werden, daß die Ju­
gendlichen nach Abschluß des Lehrganges motiviert und in 
der Lage sind, eme normale Berufsausbildung aufzunehmen 
(duales System, BGJ, Berufsfachschule) und durchzuhalten. 

Falls der Modellversuch d1esen Erwartungen entspricht, kann 
sem Konzept dazu benutzt werden, strukturelle Reformen zu 
fördern, d1e unter dem Aspekt der beruflichen Qualifizierung 
der Jugendlichen dnngend notwend1g sind und die dann 
eher realisiert werden können, wenn bereits inhaltliche Vor­
schlage vorliegen. Solche strukturellen Reformen sind bei­
spielsweise d1e Emführung emes 10. Schuljahres oder die 
Emführung der Bildungspflicht für d1e 15jähngen (vgl. Bun­
desminister für Bildung und Wissenschaft, Bildungspolitische 
Zwischenbllanz, S. 64). ln der Praxis ist dieses 10. Schuljahr 
tellweise durch Schulgesetzanderungen in der Weise einge­
fuhrt worden, daß der Besuch eines VollzellJahres die 
späteren Jungarbeiter vom Besuch der Berufsschule befreit. 
D1ese strukturelle Reform entspncht deshalb nur formal dem 
hier vorgelegten Konzept, denn der mhaltliche Anspruch soll 
genau das Gegentell bew1rken. 

D1eser berufsvorbereitende Unterricht kann auch als Berufs­
grundbildungsjahr 1n Sonderform, also als ein nicht an­
rechenfahiges BGJ aufgelaßt werden, das sich Jedoch von 
anderen Versuchen zum BGJ in Sonderform w1ederum da­
durch unterscheidet, daß d1e Jugendlichen hier nicht zur 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit qualifiziert werden sollen, 
sondern zur Aufnahme einer Ausbildung motiviert werden 

sollen. Ob ein so verstandener Lehrgang dann BGJ in 
Sonderform oder berufsvorbereitender Lehrgang he1ßt, ist 
eme rem terminologische Frage. 

De facto laufen diese Überlegungen auf eine Verlangerung 
der Bildungszelt fur potentielle Jungarbeiter hinaus. D1ese 
Verlangerung der Bildungszeit ist u. E. die Alternative zu 
einer Redukt1on des Qualifikationsniveaus (Vermittlung von 
Teilqualifikat1onen, d1e eventuell im Bildungspaß vermerkt 
werden), wobei eine Verlangerung der B1ldungsze1t 1m In­
teresse der Jugendlichen vorzuziehen 1st. Der Modellversuch 
soll ze1gen, 1nw1ewe1t der hier vertretene Ansatz realisierbar 
ist. 

3.2 Inhaltliche Vorstellungen zum Modellversuch 

Be1 dem vom B1BB geplanten Modellversuch wird unterstellt, 
daß die Jugendlichen lernfahig sind und daß d1e Lernbereit­
schaft geweckt werden kann Es wird außerdem angenom­
men, daß bei entsprechendem didaktisch-organisatonschem 
Arrangement die o. g. Z1ele Innerhalb emes Jahres erre1cht 
werden können. Im Rahmen des Modellversuchs soll daher 
versucht werden, ein Arrangement herzustellen, das jene 
subjektiven Dimensionen in den Griff bekommt, die Jugend­
liche gegenwärtig davon abhalten, eine berufliche Ausbildung 
zu absolvieren. Diese Dimens1onen betreffen die soziale Be­
nachteiligung der Jugendlichen, 1hre fehlende Motivation, die 
fehlenden Informationen und eine best1mmte Interpretation 
dieser Jugendlichen durch ihre soz1ale Umwelt. 

Bisher wurden in bezug auf das didaktisch-organisatorische 
Arrangement folgende Vorstellungen entwickelt: 

Die Jugendlichen sollen an einem "zentralen Lernort" in 
kleinen Gruppen (ca. 10 Jugendliche) unterrichtet werden. 
Als zentraler Lernort bietet s1ch em Jugendfre1ze1the1m an. 
Jugendfreizeithelme liegen einerseits außerhalb der fur d1e 
Jugendlichen negat1v besetzten schulischen Einflußsphare 
und bieten andererseits d1e Moglichkeit, daß die Jugend­
lichen nach Abschluß des einjahrigen Lehrgangs eine Kon­
taktstelle haben. ln d1esem Freizeitheim sollten spezielle 
Raume für die Jugendlichen reserv1ert werden, darüber hin­
aus konnen die Jugendlichen d1e Emrichtungen des Jugend­
freizeltheimes benutzen. Der Lernort Jugendfreizeitheim bie­
tet zugleich die Moglichke1t, Freizeltaktivitäten systematisch 
in den Lehrgang emzubez1ehen. 

Neben dem Jugendfreizeitheim sollen als zweiter Lernort 
Betriebe herangezogen werden. Unter dem Einfluß des in 
Amsterdam an der Grunen Schule durchgefuhrten Experi­
ments wurde zunachst beschlossen, mit den Jugendlichen 
Prakt1ka durchzufuhren 1n der We1se, daß die Jugendlichen 
an zwei Tagen 1n der Woche 1n einem Betneb und an drei 
Tagen in der Woche im Jugendfreizellheim sind. Ein solcher 
Ansatz stößt bei den Belneben auf Ablehnung. Es ist eben­
falls n1cht mögl1ch, die betrieblichen Lehrwerkstätten an 
Jenen Tagen zu nutzen, an denen die Auszubildenden zur 
Berufsschule gehen. Nach dem gegenwärtigen Diskussions­
stand sollen die Jugendlichen dafür 1n unterschiedlichen 
Belneben Blockpraktika absolvieren. Der Unterricht im Ju­
gendfreizeitheim und die Blockpraktika sollen aufeinander 
abgest1mmt sein. 

Bisher bestehen folgende Vorstellungen für die didaktisch­
organlsatonsche Struktur des Lehrgangs: 

1. Einführender Unterricht im Jugendfreizeitheim. Schwer­
punkt sozial orientierter Projekte (evtl. in Kooperation mit 
außerschulischer Bildungsstatte). 

2. Parallel dazu Arbeitsgruppen, 1n denen Gegenstände 
hergestellt werden (Technikunterricht). 

3. Berufsorientierter Unterricht im Jugendfreizeitheim, der 
die Jugendlichen auf das erste Blockpraktikum vorbereitet. 
Dabei muß berucksichtigt werden, daß einige Jugendliche 
das Praktikum als Absprung in einen Betrieb benutzen 
könnten. 
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4. Praktikum 1m Betrieb, das nach Rücksprache mit den 
entsprechenden Vertretern des Arbeitgeberverbandes als 
Informationspraktikum angelegt sem wird. Die Jugend­
lichen erhalten daher Einblick 1n verschiedene beineb­
liche Tatigke1tsbereiche. 

5. Parallel zu den Betriebspraktika werden an den Wochen­
enden im Jugendfre1Ze1the1m Projekte durchgefuhrt, die 
entweder starker sozial onent1ert sind (z. B. gememsame 
Wochenendfahrten) oder den früheren Arbeitsgruppen 
entsprechen. 

6. Nach Abschluß des ersten Praktikums sollen d1e 1m Be­
trieb gewonnenen Erfahrungen stärker formalisiert im 
Jugendfreizeltheim aufbereitet werden. Der Unterricht soll 
von d1esem Zeitpunkt an so organisiert werden, daß er 
dazu be1trägt, jene Z1ele und Inhalte zu vermitteln, die 
bei emer Hauptschulprüfung verlangt werden. Das be­
deutet z. B., daß bei der Aufbereitung des Betriebsprakti­
kums versucht werden muß, sprachliche Kompetenz zu 
schulen; spezielle Arbeitsvorhaben müssen so durchge­
führt werden, daß s1e schwerpunktmaß1g auf eme Forde­
rung der mathematischen Kompetenz bezogen smd. 

7. Nach der Lernphase 1m Jugendfreizeitheim soll em wei­
teres Praktikum anschließen, dem wiederum eme Lern­
phase 1m Jugendfreizeitheim folgt. Ob darüber hmaus em 
drittes Prakt1kum sinnvoll ist, kann gegenwartig noch 
nicht entschieden werden. 

8. Der Lehrgang soll m1t der internen Vergabe des Haupt­
schulabschlußzeugnisses beende! werden. Dies setzt vor­
aus, daß die dem Abschlußzeugnis zugrundeliegenden 
Lernziele tatsachlich vermittelt werden. Der Modellversuch 
verfolgt das Ziel, d1e Jugendlichen zum Abschluß emes 
Ausbildungsvertrages zu moi1V1eren. Fur den Fall, daß 
d1es be1 emzelnen Jugendlichen n1cht gelmgen sollte, 
wird darauf hingearbeitet, den Lehrgang als ein Schuljahr 
anerkennen zu lassen, das die Jugendlichen vom Besuch 
der Allgememen Berufsschule befreit. Gegenwärtig wer­
den die Bedingungen geprüft, unter denen beides mag­
lieh ist. 

9. Nach Abschluß des Lehrgangs wird im Jugendfreizeitheim 
ein Folgeprogramm zur Stutzung und Betreuung durch­
gefuhrt, dessen Inhalt nicht formal1s1ert w1rd. 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Diskussion hängt der 
Erfolg des berufsvorbereitenden Lehrgangs stark von dem 
Klima ab, das im Lehrgang selbst geschaffen werden kann. 
Das Curriculum spielt dagegen eine weniger entscheidende 
Rolle. Es ist daher unzweckmaßig, ein detailliertes, 1n s1ch 
abgeschlossenes Curriculum zu entwickeln. Statt dessen 1st 
ein offenes Curnculum geplant, das in folgenden Arbeits­
schritten entwickelt wird. 

- Konkretisierung der bisher vorliegenden Vorstellungen 
zur didaktisch-organisatorischen Struktur (Festlegung von 
Zeltspannen und Globalthemen für Lernphasen 1m Ju­
gendfreizeitheim und Blockprakt1ka). 

- Sammlung von moglichen Projekten fur d1e Lernphase im 
Jugendfreizeitheim (Auswertung von positiven und nega­
tiven Erfahrungen m1t Jungarbeitern). 

Überprüfung der Projekte 1m Hinblick auf Realisierbarkeil 
(vorhandene technische Ausstattung; Möglichkeiten, not­
wendige techn1sche Ausstattungen zu beschaffen), Bei­
träge der Projekte für d1e Real1s1erung der Zielvorstellung 
(hier besonders Berufsvorbereitung, Hauptschulabschluß) 
und möglichen Beitrag dieser Projekte für die Schaffung 
des als konstitutiv fur die Zielerreichung angesehenen 
Lernkllmas. 

Abstimmung der didaktisch-organisatorischen Struktur mit 
den ausgewahlten Projekten, wobei die Projekte - nach 
dem gegenwartigen Stand der Diskussion - auch als 
auswechselbar und als Anregungen verstanden werden. 
Es wird in Kenntnis mbglicher Projekte zu entscheiden 

sem, welche Projekte - nicht zuletzt aufgrund der tech­
nischen Voraussetzungen - fest in den Lehrgang emge­
baut werden müssen und welche Projekte eher vanable 
Unternchtse1nhe11en darstellen. 

4. Offene Fragen bei der Vorbereitung des Modellversuchs 

Be1 der Vorbereitung des Modellversuchs ergeben s1ch spe­
Ziell 1m H1nbl1ck auf d1e Inhaltliche und organ1satonsche 
Planung des Lehrgangs eme Vielzahl offener Fragen, d1e 
zummdest teilwe1se von Experten m1t Unterrichtserfahrungen 
be1 Jungarbeitern beantwortet werden konnen. Solche Fra­
gen sind: 

Zur Organisation der Lernprozesse 

W1e können Jugendliche mot1V1ert werden, uberhaupt zum Un­
terncht zu erschemen? W1e kann d1e Fluktuat1on unter den 1m 
Unterricht anwesenden Jugendli-chen aufgefangen werden? Ist 
es anges1chts des Fehlens von Jugendlichen mbgl1ch, ze1t­
l1ch umfassendere Lernemhe1ten durchzufuhren oder mussen 
d1e Lerneinheiten auf emzelne Tage oder Stunden begrenzt 
werden? lnw1ewe1t sind d1e Jugendlichen 1m herkommliehen 
Unternchi ze1111ch belastbar? W1e lange sind d1e Jugend­
lichen bereit, bei einem Unternchi m1tzuarbe1ten, der starker 
sprachlich best1mmt ist, wie lange dauert 1hre Bereitschaft be1 
einem motonsch bestimmten Unterncht? Welches 1st d1e 
optimale Gruppenstarke fur Projektarbelt? 

Zu Problemen der Disziplin und Autorität 

G1bt es bestimmte Verhaltenswelsen zu Beginn des Unter­
richts mit Jungarbeitern (Beg1nn des Schuljahres oder Lehr­
gangs, Beginn emes Tages. Begmn emer Unternchtse1nhe1t), 
d1e dem Lehrer, Werkstattlehrer oder Ausbilder Sachautor1tat 
verle1hen? Sollen Jungarbeiter m1t Du angeredet werden und 
w1e wirkt s1ch aus, wenn Jungarbeiter Lehrer duzen? S1nd Dls­
Ziplmlerungsmlttel (Leistungstests, Zensuren, Tadel, Verwe1s 
aus Klassenraum, Zurechtwelsen von Klassenkameraden) 
beim Unternchi mit Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
unverzichtbar? Das heißt, erwarten d1e Jugendlichen aufgrund 
1hrer bisherigen Sozialisationserfahrungen best1mmte DISZI­
pllnlerungen, oder ist anzunehmen, daß d1e Jugendlichen 
d1e Autoritat des Lehrers etc. auch ohne d1ese DISZiplmle­
rungsmittel anerkennen? W1e lassen sich Aggress1onen der 
Schüler einschranken? 

Zur Lernmotivation 

Gibt es best1mmte Inhalte oder Lehr- bzw Lernmethoden, 
die Jungarbeiter besonders stark oder besonders wen1g zur 
M1tarbe1t mot1v1eren? Welche Themen smd fur Jungarbeiter 
besonders Interessant? G1bt es Themen, d1e erfolgreich be1 
Koedukation angesprochen werden konnten? lnw1ewe1t beno­
tigen Jungarbeiter Noten, Zeugn1sse, Le1stungsbestat1gungen, 
Aufmunterungen zum Aufbau von Mot1vat1on? ln welchen 
Zeltabständen benbt1gen Jungarbeiter e1ne Leistungsbestatl­
gung? Ist es mogl1ch, d1e Jugendlichen m1t dem Versprechen, 
daß sie den Hauptschulabschluß erhalten ko,nnen, langer­
fnstig zur Teilnahme am Unternchi zu mot1V1eren? 

Welche Rolle spielt die Bestatigung durch den Lehrer und 
durch die Klassenkameraden? Lassen s1ch Jungarbeiter 1m 
Werkstattunternchi starker motivieren, wenn s1e Gegenstande 
für sich, fur eine soziale Emnchtung, fur den Verkauf oder fur 
die Schule herstellen? Welche Gegenstande lassen s1ch im 
Werkstattunterricht in Gruppen herstellen oder 1st zum Auf­
bau der Motivation das mdividuelle Herstellen von Emzel­
stücken, d1e die Jugendlichen behalten können, unbedmgt 
notwendig? 

Zum sozialen Hintergrund 

ln welcher Form können die b1shengen Erfahrungen der 
Jungarbeiter in den Unterricht eingebracht werden? W1e 
wirkt s1ch d1e Selbsteinschatzung der Jugendlichen 1m Un-
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terricht aus, d. h. inwieweit fühlen sie sich anderen Gruppen 
unterlegen und inw1ewe1t bauen sie ihrerseits Außenseiter­
gruppen auf, um selbst Überlegenheit empfinden zu konnen 
(Gastarbeiterproblematik)? 

Welche Rolle spielt der Kontakt zwischen Lehrer und Eitern? 
Welche Bezugsgruppen haben Jungarbeiter und welche Mög­
lichkeiten g1bt es im Unterricht, einen neuen Kontakt zu 
Bezugsgruppen aufzubauen (Gruppen 1m Jugendfreizeitheim, 
Jugendverbande, Gewerkschaften etc.)? 

Zur Interaktion in Klassenverbänden 

Unter welchen Voraussetzungen ist es möglich, in Klassen­
verbanden em Kl1ma zu entwickeln, daß den Jugendlichen 
das Gefühl der Zugehängkeil zu emer Gruppe gibt, d. h gibt 
es h1er erfolgreiche Ansatzpunkte wie Klassenfahrten, Pro­
jekte etc ? Welche Jugendlichen werden zu Außenseitern 
und w1e laßt sich das Problem der Außense1ter lösen? Kann 
eme Klasse sich als Gruppe 1n etwa selbst steuern oder be­
nötigen s1e dafur einen Lehrer? Muß eine Klasse den gan­
zen Lehrgang uber von einem bestimmten Lehrer unterrichtet 

Saskia Hülsmann 

werden oder ist ein Unterricht denkbar, in dem viele ver­
schiedene Lehrer, Werkstattlehrer und Ausbilder bei den Ju­
gendlichen unterrichten (Problem beim berufsvorbereitenden 
Unterricht, der auf die Verm1ttlung von theoretischen und 

Kenntnissen in mehreren Berufsfeldern zielt)? 
Inwieweit 1st es möglich, in Jungarbeiterklassen Gruppen­
projekte in der Weise durchzuführen, daß ein Lehrer nur je­
weils bei einer Gruppe ist und die anderen Gruppen für sich 
alleine arbeiten? 

Zu Unterrichtsmedien, Lehr- und Lernmitteln 

Können den Jugendlichen Lernmittel ausgehandigt werden 
oder muß die Schule die Lernmittel für die Jugendlichen be­
reithalten? S1nd spezielle Lernmittel für Jungarbeiter not­
wendig (Farbe, Format, Schriftgröße, Schreibdichte)? Zeigen 
Jungarbeiter Praferenzen oder Abneigungen bei bestimmten 
Lehr- und Lernmitteln? Ist bei Jungarbeitern ein Unterricht 
möglich, in dem wenig externe Lehr- und Lernmittel benutzt 
werden und bei dem die Jugendlichen eigene Ordner füh­
ren? 

Probleme der beruflichen Eingliederung Behinderter 
im Hinblick auf zunehmende Engpässe im Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzangebot 

Im Zuge der Verknappung von Ausbildungs- und Arbeits­
plätzen wird die berufliche Integration behinderter Jugend­
licher immer schwieriger. So liegen für die betroffenen Per­
sonengruppen die größten Probleme in allgemeinen Vorur­
teilen hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit. Je nach Art der 
Behinderung entstehen daraus unterschiedliche Probleme, 
die sich im Hinblick auf eine qualifizierte Ausbildung und 
spätere Arbeitsplatztindung niederschlagen. ln Zeiten der 
allgemeinen Rezession müssen die Anstrengungen daher 
verstärkt darauf gerichtet sein, alle Möglichkeiten auszu­
schöpfen, die auch für behinderte Jugendliche eine Berufs­
ausbildung und Berufseingliederung gewährleisten. 

D1e Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung behinderter 
Jugendlicher sind an Art und Schwere des Funktionsverlustes 
und dam1t an den Jeweiligen Lernort gebunden. 

Wahrend !ur d1e Ausbildung Körperbehinderter hauptsächlich 
Berufsbildungswerke 1n Frage kommen, die Jugendliche mit 
Korperbehinderungen verschiedener Art und Schwere auf­
nehmen und !ur Blinde, Hör- und Sprachgeschädigte Spezial­
emnchtungen zur Verfugung stehen, smd lernbehinderte Ju­
gendliche 1n der Mehrzahl auf das allgemeine Ausbildungs­
platzangebot angew1esen. Im Zuge der Verknappung von 
Ausbildungsplätzen wird ihre Chance immer schlechter, eine 
Lehrstelle zu bekommen. F11r Korper- und Sinnesbehinderte 
w1ederum ist es heute erheblich schwerer als noch vor weni­
gen Jahren, nach abgeschlossener Ausbildung einen geeig­
neten Arbeitsplatz zu fmden, obgleich bei richtiger Berufs­
wahl und grundlicher Ausbildung davon ausgegangen wer­
den kann, daß Behinderte ebenso sind wie 
Nichtbehinderte. 

Mit solchen Problemen befassen sich vor allem die Berufs-

blldungswerke. Ihre primäre Aufgabe ist es daher, ihre Arbeit 
so zu konzipieren, daß eme höchstmögliche Vermittlungs­
chance der behinderten Berufsanfänger auf dem freien Ar­
beitsmarkt gewahrleistet ist. 

Die Bemuhungen !ur Lernbehinderte gehen in der Regel 
mehr dahin, durch ausbildungsvorbereitende und ausbil­
dungsbegleitende Maßnahmen kompensatorischer Art die 
Chancen der betroffenen Jugendlichen zu erhöhen, einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen und den Leistungsanforde­
rungen einer Berufsausbildung gerecht zu werden. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß es sich bei "Lernbehinderung" um 
einen schwer abgrenzbaren Begriff handelt. 

Der in Verbindung mit § 48 Berufsbildungsgesetz 1) (BBiG) 
1n der Praxis verwendete Begnil der Lernbehinderung bei­
spielsweise hat eine erhebliche Bandbreite und reicht von 
sehr niednger Intelligenz (IQ 70/79) 2) bis zur Minderleistung 
bei - an sich - normaler Intelligenz (z. B. infolge ungenü­
gender Motivation). 

1. Berufsbildungswerke und Sondereinrichtungen: 

ln Berufsbildungswerken werden behinderte Jugendliche mit 
sehr unterschiedlicher Bildungsfähigkeit auf einen Beruf bzw. 
auf eine berufliche Tätigkeit vorbereitet. Entsprechend breit 
1st das Angebot der Ausbildungsleistungen. Es reicht von 
berufsvorbereitenden Maßnahmen wie Berufstindung und För­
derung der Ausbildungsreife über die Vermittlung von Teil­
qual1f1kat1onen in einzelnen Berufsbereichen, bis hin zur Aus­
bildung in anerkannten Ausbildungsberufen oder der Ver­
mittlung von Ausbildungsgängen nach § 48 BBiG. Im Rahmen 
dieser Aufgabenstellungen nehmen Berufsbildungswerke Ju­
gendliche verschiedener Behinderungsarten auf. Ausnahmen 
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gelten dort, wo Art und Schwere der Behinderung spezielle 
Formen der Ausbildung und der Betreuung erfordern 

1.1 Körperbehinderte 

Berufsbildungswerke bestehen für solche körperbehinderten 
Jugendlichen, deren Schadigung zu erheblichen und anhal­
tenden Auswirkungen auf die motorischen, kognitiven, emo­
tionalen oder sozialen Fahigkeiten geführt hat. 

ln einer Beobachtungs- und Erprobungsphase muß geprl.ift 
werden, inwieweit durch orthopädische Mittel, medizinische 
Betreuung und Krankengymnastik der Funktionsverlust ge­
mindert werden kann. 

1.2 Gehörlose und hochgradig Hörbehinderte 

Gehörlose und hochgradig Hörbehinderte werden in Sonder­
emnchtungen beruflich gefördert. Bei der Berufswahl muß 
insbesondere die emgeschrankte sprachliche Kommunika­
tionsfähigkeit beruckslchligl werden. 

1.3 Blinde und Sehbehinderte 

Auch die berufliche Bildung blinder Jugendlicher erfolgt 
grundsatzlieh in besonderen Einrichtungen. Diese nehmen 
auch hochgradig sehbehinderte Jugendliche auf. Bei der Be­
rufswahl ist u. a der Grad des Sehvermögens, des Orientie­
rungsvermögens und der Greifsicherheit zu berucksichtigen. 

1.4 Lernbehinderte 

Nicht nur fl.ir Körper- und Sinnesbehinderte, sondern auch 
fl.ir Jugendliche, deren Lernbehinderung so schwerwiegend, 
umfassend und langfristig ist, daß sie nur in besonderen Ein­
richtungen 1n geeigneter Weise beruflich gefördert werden 
kennen, sind Berufsbildungswerke unentbehrlich. Dadurch 
können vor allen Dingen weitere Beeinträchtigungen im so­
zialen Bere1ch vermieden werden. 

2. Qualifikationserwerb und Arbeitsplatzanforderungen in Be­
rufs-Bildungswerken 

Alle sozialen und beruflichen Eingliederungshilfen für behin­
derte Jugendliche 1n Berufsbildungswerken verlieren ohne 
Chance auf einen späteren Arbeitsplatz weltgehend ihre Be­
deutung. Behinderte müssen sich ebenso w1e Nichtbehinderte 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt onent1eren. Unter ver­
schärften Konkurrenzbedingungen werden sie eher freige­
setzt oder können beruflich erst gar n1cht Integriert werden. 

D1e Ausbildung 1n Berufsbildungswerken muß daher 1m Hin­
blick auf d1e Konkurrenzsituation mit Nichtbehmderten ge­
währleisten, daß der Jugendliche nach Abschluß der Aus­
bildung an den berufstypischen Arbeitsplatzen ohne langere 
Emarbe1tungsze1t emgesetzt werden kann und die volle Lei­
stung erbnngt D. h., daß d1e Qualifikationsmuster einer Aus­
bildung für Behinderte in Berufsbildungswerken so beschaf­
fen sem mussen, daß s1e den jeweiligen Anforderungen der 
betrieblichen Praxis magliehst nahe kommen. 

Da die Mobil1tät und Flexibilität der Körper- und Sinnesbe­
hinderten von vornherein erheblich eingeschränkt ist, kann 
sie nicht vorrangiges Z1el der Ausbildung sein. Vielmehr muß 
die Qualifikation Behinderter an bestimmten Arbeitsplatz­
typen unmittelbar verwertbar sein. Dies heißt aber keines­
wegs, daß eme verstarkte Vermittlung von Teilqualifikationen 
anzustreben 1st. Im Gegenteil, eine möglichst hohe berufliche 
Qualifizierung ist insbesondere fur Behmderte Voraussetzung 
fur Arbeitsplatzsicherheit 

3. Probleme der beruflichen Eingliederung lernbehinderter 
Jugendlicher 

Nach § 28 BBiG durfen Jugendliche unter 18 Jahren nur in 
anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet werden. Aus­
genommen h1ervon sind nach § 48 BB1G "kcirperl1ch, geistig 

und seelisch Behinderte". Dazu werden in der Ausbildungs­
praxis hauf1g auch diejenigen Jugendlichen gezahlt, deren 
"Lernbehmderung" hauptsächlich 1n erheblichen schulischen 
Defiziten liegt und dazu fuhrt, daß s1e den theoretischen An­
forderungen einer Berufsausbildung nicht gerecht werden 
Aufgrund der gegenwartigen und fur d1e nachste Zukunft ab­
sehbaren Ausbildungsplatzsituation sind ihre Ausbildungs­
chancen besonders schlecht. 

Maßnahmen für d1e betroffenen Personengruppen sind ge­
genwartlg Insbesondere: 

3.1 Hilfen zur Herstellung der Ausbildungsreife durch ausbil­
dungsvorbereitende Lehrgange kompensatorischer Art mit 
dem Z1el, d1e betreffenden Jugendlichen zu befahigen, eme 
Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu ab­
solvieren, ggf. unterstutzt durch ausbildungsbegleitende Maß­
nahmen soz1alpadagogischer Art; 

3 2 aufgrund des zunehmenden Mangels an geeigneten Aus­
bildungsstellen ist beispielsweise in Berlm der verstarkte 
Ausbau von überbeineblichen Ausbildungsplatzen 1n Angnff 
genommen worden; 

3.3 obgleich dies den eigentlichen Intentionen des BBiG wi­
derspricht, ist in den letzten Jahren eine erhebliche Zunah­
me von Sonderausbildungsgangen nach § 48 BB1G (Kammer­
regelungen) zu beobachten. Zudem sind d1e jeweil1gen Aus­
bildungsgange von Kammer zu Kammer meist unterschied­
lich konzipiert. Es ist daher eine wicht1ge Aufgabe der ent­
sprechenden Fachabteilung des Bundesinstituts für Berufs­
bildung zu prüfen, 

- welche Ausbildungsgange nach § 48 BBiG bundeseinhell­
lieh geregelt werden sollten, um die Verwertbarkeit des 
Abschlusses auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern und 

welche Ausbildungsgange aufgrund regionaler und struk­
tureller Unterschiede der gewerblichen Wirtschaft oder 
der geringen Zahl der betroffenen Behindertengruppen 
nicht bundeseinheitlich geregelt zu werden brauchen oder 
können 3). 

Bevor Ausbildungsgänge nach § 48 BB1G zur Anwendung 
kommen, ist im Einzelfall jedoch in Abhang1gke1t von Art und 
Schwere der Lernbehinderung zu klaren, ob 

die Berufsausbildung an den allgememen oder an be­
sonderen Lernorten (z. B. in Berufsbildungswerken) er­
folgen sollte; 

durch Forderungsmaßnahmen vor Begmn der Berufsaus­
bildung die Wahrscheinlichkeit des Abschlusses 1n einem 
anerkannten Ausbildungsberuf erhöht werden kann; 

im Falle der Ausbildung 1n einem anerkannten Ausbil­
dungsberuf Hilfen wahrend der Berufsausbildung zur Er­
reichung des Ausbildungsziels angeboten werden müs­
sen; 

formale Abweichungen bei Zw1schen- und Abschlußprl.i­
fungen notwendig smd. 

Entsprechend der bildungspolitischen Leitlm1e, mogl1chst in 
anerkannten Ausbildungsberufen auszubilden, sind alle Maß­
nahmen zu berucks!chtlgen, d1e insbesondere auch Jugend­
liche mit schulischen Def1Z1ten und vorl.ibergehenden Lern­
störungen befahigen, eine Ausbildung 1n einem anerkannten 
Ausbildungsberuf zu durchlaufen. Als Beispiel se1 auf das 
Handwerksmodell zur Eingliederung "lernbehinderter" Ju­
gendlicher verw1esen [4]. 

4. "Recht auf Arbeit" für Behinderte? 

Ein Recht auf Arbe1t im Sinne eines subjektiv öffentlich­
rechtlichen Anspruchs des emzelnen gegenüber dem Staat 
besteht n1cht. 

Recht auf Arbeit versteht s1ch als Ausfluß des allgemeinen 
Personllchkeltsrechts des Artikels 2 (1) [5] und des Artikels 
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12 (1) [6] Grundgesetz (GG). Danach ist es staatltcher Ge­
walt verwehrt, den emzelnen daran zu hindern, zu arbeiten 
bzw em Arbetts- oder Ausblldungsverhaltnts emzugehen. 
Gletchwohl verpfltchten dtese Verfassungsbestimmungen den 
Staat auch - namltch msbesondere im Hinblick auf das So­
ztalstaatsgebot nach Art. 20 (1) GG [7] - Jedermann die 
Ausubung oder das Erlernen emes Berufs bzw. dte Siche­
rung des Lebensunterhalts durch Arbett zu ermögltchen. 

Recht auf Arbeit ist msowett als allgememer soztalpolttischer 
Handlungsauftrag an dte staatltche Exekutive und an dte 
staatltche Legislattve zu verstehen und zu verwtrkltchen. Dies 
gtlt m besonderem Maße fur benachteiligte Personengrup­
pen. Insofern 1st die berufltche Btldung und Emgltederung 
Behinderter eme vordnngltche soztalpoltttsche Aufgabe. 

Anmerkungen 

[1] § 48 Berufsbildungsgesetz (1) Fur d1e Berufsausbildung korperlich, 
ge1st1g oder seel1sch Behinderter gilt. sowe1t es Art und Schwere 
der Behinderung erfordern. § 28 n1cht (wonach fur e1nen anerkann­
ten Ausbildungsberuf nur nach Ausbildungsordnung ausgebildet 
werden darf) Sowe1t Vorschnften nicht bestehen. regelt d1e zu­
standlge Stelle d1e Durchfuhrung der Berufsausbildung 1m Rahmen 
d1eses Gesetzes (§ 44 BB1G) 

[2] Nach ,.HAWIK"" gilt als lernbehindert, wer e1nen Abweichungs­
quotienten vom Intelligenzdurchschnitt (IQ 100) 1n Hohe von 1-2 
Standardabweichungen (IQ 15-30) unter Beruckslchtlgung statiSti­
scher Vertrauensgrenzen (Standardmeßfehler IQ 4,5) ze1gt Lern­
behinderung l1egt demnach be1 e1nem IQ zw1schen 65 und 80 vor 
Unter 65 handelt es s1ch um Ge1st,gbeh1nderte (Hardesty, F. P, 
Pnester, H J Handbuch fur den HAWI K, Bern 1956) 

[3] S1ehe Empfehlung des Bundesausschusses fur Berufsbildung vom 
25 8 1976 

[4] Deutscher Handwerkskammertag (Hrsg ). Modell zur Berufsemglie­
derung und Berufsausbildung .. Lernbehinderter"' Sonn 1975 

[5] Art 2 (AIIgememes Personl1chke1tsrecht) (1) Jeder hat das Recht 
auf d1e fre1e Entfaltung semer Personl1chke1t, sowe1t er n1cht d1e 
Rechte anderer verletzt und n1cht gegen d1e verfassungsmaß1ge 
Ordnung oder das Sittengesetz verstoßt 

Sabine Adler 

[6] Art. 12 (Berufsfre1he1t) (1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, 
Arbeitsplatz und Ausbildungsstalle fre1 zu wahlen. D1e Berufsaus­
ubung kann durch Gesetz oder auf Grund e1nes Gesetzes geregelt 
werden 

[7] Art 20 (Bundesstaat11che Verfassung; W1derstandsrecht) (1) D1e 
Bundesrepublik Deutschland 1st e1n demokratischer und sozialer 
Bundesstaat (Grundgesetz fur d1e Bundesrepublik Deutschland 
vom 23 5 1949) 
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Perspektiven für die Erwachsenenbildung als Folge der 
derzeitigen Ausbildungsplatz- und Arbeitsplatzsituation 

Die sich seit einigen Jahren abzeichnende und_ in Zukunft 
aller Voraussicht und Berechnung nach verstärkende 
·nahme von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen verringert vor 

für diejenigen Jugendlichen, die zwischen 1957 bis­
_1969 geboren wurden die Chancen für ejne Beryfsausbi!­
.!tl!.fl9_bzw. für die Erlangung eines Arbeitsplatzes. Bildungs­
forschung, Bildungspolitik und Bildungspraxis haben sich in 
der Vergangenheit von den im Zusammenhang mit den ge­
burtenstarken Jahrgängen und den sich gleichzeitig abzeich­
nenden Entwicklungen im Ausbildungs- und Beschäftigungs­
sektor jeweils überraschen lassen. Damit in absehbarer Zeit 
die Erwachsenenbildung nicht ebenfalls vor unlösbaren .PrQ: 
blemen stehen wird, müssen bereits heute Konzeptionen und 

_Voraussetzungen für die aufgrund der derzeitigen Ausbil-
dungsplatz- und Arbeitsplatzsituation auf die Erwachsenen­
bildung zukommenden Aufgaben entwickelt werden. --

1. Auswirkungen von Ausbildungsplatz- und Arbeitsplatzman­
gel auf die Entwicklung im Jugendalter. 

1.1 Zur Prägung von Persönlichkeitsstrukturen 

Dte Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland deftniert 
steh gern - auch 1m Hmbltck auf das Bildungssystem und 

semer Funkttonen - als Leistungsgesellschaf!. Im Selbst­
verstandnts einer Leistungsgesellschaft wtrd der soztale Sta­
tus emes Mttglteds d1eser Gesellschaft als- wesentlich be­
sttmmt angesehen durch dte m der Arbetts- und Produktions­
-sphäre individuell erbrachte Leistung [1]. Unabhängig da: 
von, ob die Kritenen einer Leistungsgesellschaft und der 
darin enthaltene Grundsatz, daß vornehmltch aufgrund indi­
vidueller Leistung Soztal- und Lebenschancen verteilt wer­
den, objektiv uneingeschrankt auf dte Gesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland anzuwenden smd (2], vermit­
telt das bestehende gesellschaftliche Selbstbtld den Jugend­
lichen em am Leistungsbegriff orientiertes Lettbtld, an das ste 
steh durch berufltche Sozialisation [3] und berufliche Tätig­
kelt anpassen sollen. 

Berufltche Soztaltsatton stellt vor allem die Einfuhrung in 
_Berufspostttonen dar. "Die einzelnen mussen sich die tech­
nischen Kenntnisse und die normativen Orientierungenan­
eignen, die notig sind, um den verschiedenen Rollen emer 
Positton gerecht zu werden" [4]. Berufliche Sozialisation kann 
dabet ntcht als em abgegrenzter, isolierter Vorgang gesehen 
werden, sondern 1st m Zusammenhang und auf der Grund­
lage der vorausgegangenen und daneben bestehenden fami­
ltaren und schultsehen Sozialisation zu betrachten. 



24 S. Adler, Perspektiven fur die Erwachsenenbildung BWP 1/77 

D1e der Berufsausbildung und Berufstät1gke11 vorausgehende 
Sozialisation bereitet die Kinder untersch1edl1ch gut auf die 
Anforderungen von Berufsausbildung- und tatigke1t vor; Km­
der aus Fam1l1en der m1ttleren und oberen soz1alen Schich­
ten Sind auf diese Anforderungen in der Regel besser vor­
bereitet als Kinder aus den unteren Schichten. 

I. Zu dieser bereits in .. normalen" Zeiten m1t ausreichendem 
1

, Ausbildungsplatzangebot schw1engen S1tuat1on eines be­
trachtlichen Teils der Jugendlichen, die im Alter zwischen 14 
und 16 Jahren d1e Schulen verlassen, kommen noch Pro­
bleme, d1e msgesamt m1t dem Jugendalter und dem Uber-

1 gang 1n das Erwachsenenalter verbunden smd. 
I' 

· 1 Das Jugendalter und der Übergang in das Erwachsenen-
alter besteht naml1ch aus einer Folge von Losungs- und 
ldent1tätsknsen. Es 1st die Ze1t der Veranderungen 1m bis­
hengen Rollensystem eines Individuums. Bis dahin einge­
nommene Rollen erfahren qual1tat1ve Veränderungen wie 
z. B. die Geschlechtsrolle, andere Rollen w1e z. B. die des 
Staatsbürgers erfahren eine zunehmende Konkret1S1erung, 
w1eder andere wie die der Berufsrolle smd neu zu uberneh­
men und es vollzieht sich in d1eser Ze1t - als eine beson­
ders bedeutsame persönliche Knsens1luat1on - d1e Locke­
rung und Ablösung vom Elternhaus [5]. 

ln d1eser Krise des Jugendalters wird die Lebensperspek­
tive in Form von Lebenszielen w1e z. B. beruflicher Erfolg, 
so71ales Ansehen Familienleben. politisches und soziales 
Engagement festgelegt, es erfolgt em Wandel bisheriger Ein­
stellungen und die Bestimmung und Neubestimmung von 
handlungsbedeutsamen Wertonent1erungen. Es erfolgt wei­
ter eme Veranderung der bishengen Selbstwahrnehmung 
z. 8. durch erhohte Selbstkritik und Selbstreflektion und es 
entw1ckelt sich in dieser Zeit das .. moralische Bewußtsein" 
eines Menschen [6]. Im Verlauf dieser Prozesse muß der 
Jugendliche se1ne eigene ldentitat herausbilden [7]. 

1.2 Zur Bedeutung von Berufsausbildung und Berufstätigkeit 

D1e oben sk1zzierte biographische Phase des Jugendalters 
m1t ihren Krisen kann dann als abgeschlossen angesehen 
werden, wenn mit der Ubernahme emer Berufsrolle, der Be­
grundung einer vom Elternhaus unabhang1gen Existenz und 
u. U. der Gn.indung einer eigenen Familie d1e Integration des 
Individuums in die Gesellschaft als em vollberechtigtes, ei­
genstandiges, eigenverantwortliches und an den gemein­
schaftlichen Verpflichtungen und Lasten beteiligtes Mitglied 
gelungen ist. 

Ein Faktor. der wesentlich zum Abschluß der Phase des 
Jugendalters beitragt. ist d1e Berufsausbildung bzw. auch_ 
e1ne Tat1gkeit als d1e zwar nicht auf eine ziel­
genebiete und systemallsehe berufliche Sozialisation hin an­
gelegt 1st, Jedoch auch Elemente - allerdmgs auf niedrig­
stem Niveau- einer beruflichen Sozialisation enthalt Um di§ 
liberoahme bewfljcher Rollen erreichen und d1e an d1ese 
Bollen cesteilten Normen erfullen zu können, mussen 1n der 
Berufsausbildung vor allem berufsbefah1gende Persönllch­
kellsmerkmale erlanct bzw we1ter a11scepragt werden [8]. 
Die s1ch durch berufliche Ausbildung - geschwe1ge denn 
durch eme Jungarbe1tertatigkeit - vollziehende spezifische 
Form von Soz1al1sation erreicht in Wirklichkelt d1e Ausprä­
gung von berufsbefähigenden Personlichke1tsmerkmalen und 
die Herausbildung emer berufs- und arbeitsbezogenen Iden­
lital nur sehr unvollkommen; fehlen sie jedoch ganzlieh und 
kommen zusatzlieh d1e m1t dem Erlebnis der Arbeitslosig­
keit im Jugendalter gemachten Erfahrungen hmzu, ist m1i 
schweren Krisen und Schad1gungen der Persbnlichkertserif.: 
w1cklung zu rechnen. Denn Arbeit zu haben, bedeutet mehr 
als d1e bloße Magliehkelt der Existenzsicherung, .. Arbeit zu 
haben, he1ßt sozial verortet zu sein, zu wissen, wo man 
hingehört; ldentitat und Selbstwertgefuhl stutzen sich in 
nicht germgem Maße auf d1e Integration in den Arbe1ts­
bere1ch; im alltäglichen Kontakt m1t 
und Kollegen erfährt sich der e1nzelne als 10 d1e soz1ale 

Realität der Gesellschaft embezogen, als tatig und wirk­
lich" [9]. 

Arbeitslos zu se1n bedeutet fur d1e vom Ausbildungsbere;ch 
und Arbeitsmarkt nicht angenommenen Jugendlichen vor 
allem folgende Erfahrungen und Folgen: 

im sozialen Bereich: Betrachtung durch die Gesellschaft als 
,drop-outs', als Herausgefallene und StigmatiSierte, d1e fur 
ihre Situation zummdest tellverantwortlich gemacht werden 
Nicht der statiStisch festgestellte Ruckgang an Ausbildungs-

- und Arbeitsplatzen w1rd 1m gesellschaftlichen Bewußtsem a·ls 
Ursache von Arbeitslosigkeit angesehen, sondern e1n ange­
nommenes individuelles Versagen, se1 es eme n1cht mit ei­
nem Abschluß beendete Schullaufbahn. eme abgebrochene 
Ausbildung, se1en es Fah1gkeiten und Kenntn1sse, 
Unangepaßthe1t an bestehende Normen, Faulheit, mangeln­
der Fle1ß und dgl. mehr [10]. Durch Arbeitslos1gke1t werden 
d1e Jugendlichen vom Konsumverhalten der Gesellschaft aus­
geschlossen und erle1den Ansehenseinbußen im Freundes­
kreis, 10 Gle1chaltngengruppen und be1 andersgeschlechtli­
chen Jugendlichen. 

im familiären Bereich: Mbgl1chke1t der Erhohung der Kon­
flikte m1t den Eitern An s1ch 10 d1eses Lebensalter fallende 
Lockerungs- und Ablösungsbestrebungen der Jugendlichen 
konnen n1cht vollzogen werden, da sowohl d1e maleneile 
Abhangigkeit bestehen ble1bt als auch die Anerkennung durch 
d1e Eitern als zunehmend selbstand1g Werdender, der etwas 
Anerkennenswertes le1stet, ausbleibt. Eitern stehen der SI­
tuation des arbeitslosen Jugendlichen oft hilflos und ver­
standnlslos gegenuber, fuhlen s1ch f1nanz1ell durch die wei­
tere Versorgung des K1ndes belastet, vermuten ebenfalls In­
dividuell zu verantwortende Grunde und befurchten Embu­
ßen 1m soz1alen Ansehen und d1e Verachtung der Umwelt 

im individuellen Bereich sind d1e Erfahrungen und Folgen 
des Zuruckgew1esensems von Ausbildung und Arbe1t vor 
allem. Verunsicherung des Entmut1 ung, 
Ruckzug aus 1s er1gen soz1alen Bez1ehungen (z B vo·n­

-Freunden, d1e e1nen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz gefun­
den haben); Isolation; Ruckbildung von Interessen. Entwick­
lung von konkreten und d1ffusen Schuldgefuhlen, 

.zung der Ansprüche an das Leben, Verengung der Zukunfts:­
und Lebensperspekt1ve, Erfahrung, daß eigene Le1stung und 
Anstrengung keme Veranderung bew1rken und dam1t der ID,;­
divlduellen Ohnmacht, Veranderungen 1m Ze1tgefuhl, norma; 
live Onent1erungen w1e z. B. Punktlichke1t, Ausdauer, An­
passung an externe Anforderungen verl1eren an 
gehalt. Einschrankunq des soz1alen und psychischen Lebens 
honzontes, Bedukt1onen 1m Anspruchs- und Aktlv1tatsbere1ch., 
Aussichtslosigkeit und Resignation und 10 Emzelfallen 
moralisierung. Alkoholismus und Knmmal1tat [11] D1e Her: 
ausb1ldung der lch-ldent1tat gel1ngt nur unvollkommen und 
unter negativen Aspekten 

Diese Erfahrungen mussen fur Jugendliche zu Schlussel­
erlebnlssen werden Untersuchungen haben geze1gt, daß der­
artige Erfahrungen DICht nur unmittelbare, momentane Aus­
Wirkungen haben, sondern, .. daß e1ne solche Erfahrung die 
Haltung des Betroffenen s1ch selbst, der Gesellschaft, der­
Familie, Freundschaften und eth1schen Normen gegenub;r 
anhaltend andern kann" [12] 

Sowohl unter IDdiVIduellem wie unter gesellschaftlichem Be­
trachtungswmkel 1st e1ne solche Entwicklung n1cht tragbar 
Individuell gesehen, weil s1e ganzlieh inhuman 1st und psy­
chisch und soz1al zut1efst Geschad1gte hervorbnngt Gesell­
schaftlich gesehen, weil s1e e1nen Vertrauensschwund der 
Betroffenen 10 die Funktlonsfahlgkelt von Staat, Gesellschaft 
und pol1t1schem System nach s1ch z1ehen mussen. dessen 
extreme Beaktlonsmogllchkelten 1m ISOlierten md1v1duellen 
Bereich zw1schen Bes1gnat1on (b1s zu gegen das lnd1v1duum 
selbst genebieten Aggress1onen w1e Selbstmord) und Aufleh­
nung (und nach außen genebieten Aggressionen) sein ken­
nen. 

' , 
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2. Folgerungen für Bildungspolitik und Bildungspraxis 

Durch die für die nächsten Jahre (etwa bis 1982) ! entstehen­
d en Probleme hins1chtl1ch der Versorgung emes betrachtliehen 
J eils der schulentlassenen. Jug.endlichen .. mit . 
oder wenigstens mit Arbeitsplatzen gerat Bildungspolitik, 
-forschung und Bildungspraxis - unter dem Zugzwang kurz.: 
fristige Lösungshilfen bereitzustellen - leicht in die Gefahr, 
mittelfristige Perspektiven aus den Augen zu verlieren. Die 

• sich jetzt im Erstausbildungsbereich und hinsichtlich der Ju­
gendarbeitslosigkeit abzeichnende Situation sollte deshalb 
bereits heute Anlaß sein. sich im Bereich der Erwachsenen­
bildung 'mit den auf diesen Bildungsbereich unweigerlich zu­
kommenden Problemen auseinanderzusetzen und rechtzei­
tig Vorstellungen dazu zu entwickeln , wie diesen von Bil­
dungs- und Beschäftigungssystem Abgewiesenen Möglichkei­
ten eröffnet werden können , nachträglich in den Bildungs­
und Arbeitsprozeß und damit in die Gesellschaft voll inte­
griert zu werden. Dies ist um so notwendiger, da man diese 
benachteiligte Bevölkerungsgruppe nicht für ihr gesamtes 
Leben außerhalb dieser gesellschaftlichen Prozesse belassen 

\ kann und sie in den 90er Jahren - wegen des dann abseh­
baren Rückgangs der Erwerbstätigenzahl - für den Arbeits-

tl prozeß ohnehin benötigt werden dürften. Die auf beschäfti­
gungspolitischer Seite dafür zu schaffenden Voraussetzun­
gen (Vergrößerung des Faktors Arbeit durch geeignete Maß­
nahmen wie z. B. Arbeitszeitverkürzung , Urlaubsverlängerung, 
Erhöhung der Tätigkeiten im öffentlichen Bereich anstatt der 
weiteren Verknappung des Faktors Arbeit ; antizyklisches Ver­
halten der öffentlichen Hand anstatt des bisherigen mehr 
prozyklischen Verhaltens usw.) können im Rahmen dieses 
Beitrags nicht diskutiert werden. 

Im Bereich des Bildungssystems- und Erwachsenenbildung 
wird hier als ein Teil des Bildungssystems angesehen - sind 
zur mittelfristigen Lösung dieser Probleme m. E. vorrangig 
folgende politische, rechtliche, institutionelle , finanzielle , per­
sonell e und didaktische Überlegungen anzustellen und Maß­
nahmen vorzubereiten: 

2.1 Zu bildungspolitischen Aspekten 

Die Bildungspolitik steht vor der Notwendigkeit, sich der 
Aufgaben , die aufgrund der derzeitigen Situation im Au sbil­
dungs- und Beschäftigungssektor auf die Erwachsenenbil­
dung zukommen, rechtzeitig , d. h. jetzt, bewußt zu werden , 
damit die Voraussetzungen für d1e notwendigen Bildungs­

,angebote geschaffen werden können. Bestehende Bildungs­
pläne und Uberlegungen zur Strukturierung der Erwachse­
nenbildung (z. B. Bildungsgesamtplan ; ein im BLK-Stufen­
plan Weiterbildung vo rgesehenes Grundangebot an Erwach­
senenbi ldung, Kooperation und Koordination der Bildungs­
träger) sind so auszufüllen , daß sie auch dieser Aufgaben­
stellung gerecht werden. Gleichzeitig sind die Beziehungen 
und Abhängigkeiten zwischen Bildungs- und Beschäfti gungs­
system neu zu überdenken , mit anderen Worten , die Krise 
ei nes eng an das Beschäftigungssystem gebundenen Aus; 
bildung ssystems sollte Anlaß für Überlegungen se in , wie i!J 
der Zukunft die Ausbildung junger Menschen besser gesi­
chert werden kann. Bildungspolitische Zielsetzungen, d1e an­
gesichts der derzeitigen Quantitätenprobleme und einer ge­
se ll schaftlichen "Tendenzwende" in den Hintergrund getre­
ten sind , wie z. B. die Integration beruflicher und allgemeiner 
Bildung und die Durchlässig keit von Bildungsgängen; Über­
leg ungen hinsichtlich eines Baukastensystem s und Bildungs­
passes sind unter dem Gesichtspunkt der Lösung der o. g. 
Prob leme wieder aufzugreifen und zu überdenken. 

Diese Überlegungen müssen auch Eingang finden in gesetz­
geberische Vorhaben. So wird z. B. die bisherige gesetzlich 
festgeschriebene Trennung zwischen mehr soziokulturell aus­
gerichteter Weiterbildung und rein berufsqualifizierender 
Weiterbildung in Form der Weiterb il dungs(Erwachsenenbil­
dungs-)gesetze in den Bundesländern und des Arbeitsför-

derungsgesetzes zu überdenken sein , und falls aufgrund der 
Verfassungslage kein umfassendes und einheitliches Ge­
setzeswerk geschaffen werden kann , so wird doch zumin­
dest eine bessere Abstimmung unterschiedlicher, sich der­
zeit teilweise konterkarierender Gesetze gefunden werden 
müssen. 

2.2 Zur Notwendigkeit von Bildungswerbung, Bildungsbera-
tung und Bildungsbetreuung 

Die Defizite und psychischen und sozialen Schädigungen. 
die durch das Fehlen von Ausbildung und beruflicher Tätig-
keit im Jugendalter verursacht werden, bewirken, daß Bereit­
schaft und Motivation zur Aufnahme und die Fähigkeit zur 
Bewältigung von Lernprozessen stark gemindert werden und t 
teilweise völlig verloren gehen. Das bedeutet, daß Bildungs­
politik. -forschung und -praxis neue Formen der Bildungs-
werbung, -beratung und -betreuung zu entwickeln und bereit- • 
zustellen haben . \ 

Die bisherigen Formen der Bildungswerbung und -ansprache 
reichen nicht aus, um diese durch die Zurückweisung durch 
Bildungs- und Beschäftigungssystem Entmutigten und Bil­
dungsfernen, anzusprechen und ihnen Wert und Bedeutung 
von Bildung und Ausbildung für die individuelle Lebens­
gestaltung deutlich zu machen. Wichtig erscheint mir dabei 
eine realistische Bildungswerbung, ohne illusorische, über-
höhte Erwartungsweckung , die dann vom Beschäftigungs-
system nicht eingelöst wird (Arbeitslosigkeit ist nämlich ins:. 
gesamt gesehen keine Folge von Qualifikationsdefiziten auf n 
seilen der Arbeitskräfte. sondern hat andere Ursachen wie I 'Y 

0 

z. B. Rationalisierungsmaßnahmen . Taylorisierung). um er-
neute Frustrationen und evtl. endgültigen Verlust jeglicher 
Bildungsmotivat ion zu vermeiden. 

Bildungsberatung wird zum einen die Aufgabe haben, über 
geeignete Bildungsangebote in Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen (z. B. Bildungsträgern , Arbeitsverwaltung , Unterneh­
men) zu informieren und zu beraten. Zum anderen wird Bil-
dungsberatung die Aufg abe haben , geeignefe pädagogische \ 
Diagnostikverfahren einzusetzen , um individuelle Eignung,_ 
Neigung und Bildungsmöglichkeiten unter der Zielstellung _ • 
der bestmöglichen Lernförderung zu erfahre,[l . Dabei werden 
individuelle Bildungspläne- etwa vergleichbar mit den heute 
aus dem Bereich der Behinderteneingliederung 
Rehabilitationsplänen - zu erarbeiten sein, die es den ge­
genüber Bildung " Ungeübten, Angstlichen und Mißtrauischen" 
ermöglichen, sich zu orientieren und langsam selbständig 
Bildungsvorstellungen zu entwickeln und umsetzen zu kön-
nen. 

Da eine größere Anzahl der dann Erwachsenen aufgrund 
ihrer frustrierenden Vorgeschichte im Jugendalter psychisch 
teilweise destrukturiert und wenig stabil sein werden , kann 
angenommen werden, daß sie kaum in der Lage sind , auf­
genommene Lernprozesse ohne Schwierigkeiten längere Zeit 
durchzustehen, d. h. die Abbrecherguote dürfte bei diesem 
Personenkreis besonders hoch sein. Um die Belastungen des 
Lernprozesses und daraus entstehende Probleme im sozia­
len Umfeld tragen zu können, wird über die Bildungsbera-
tung hinaus vielfach eine den Lernprozeß begleitende sozial­
pädagogische Betreuung erforderlich sein. 

Die Aufgaben von Bildungswerbung , Bildungsberatung und 
Bildungsbetreuung verlangen die Ausbildung und Bereitstel­
lung von geeignetem Fachpersonal in ausreichender Anzahl. 
Solche Fachkräfte wie z. B. Psychologen, Sozialarbeiter/ -päd­
agogen, berufskundlieh geschulte Praktiker usw. müssen jetzt 
aus- bzw. weitergebildet werden. Dabei ist eine umfassende, 
die Gesamtproblematik erfassende und erhellende Aus- und 
Weiterbildung d ieses Personals notwendig. 

2.3 Zur Bereitstellung erforderlicher Ressourcen 

Im finanziellen Bereich ist eine auch mit bildungspolitischen 
Zielsetzungen abgestimmte Förderungspolitik für Erwachse-

• 
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nenbildung mit einer Neuverteilung der öffentlichen Finanz­
mittel zugunsten der von Schul- und Berufsbildung Benach­
te il igten einzuleiten. Diese Förderungspolitik ist anders ais 
z. B. die finanzielle Förderung nach dem Arbeitsförderungs­
gesetz nicht mehr nur auf die Vermittlung von beruflichen 
Qual jf ikatjonen anzulegen sondern wjrd glejchrangjg auch 
auf die Förderung allgemeinbildender und sozialer Qualifi­
kationen, die diesen dann Erwachsenen nicht vermittelt wur­
den bzw. die in der Zwischenzeit bereits wieder vergessen 
wurden, abgestellt sein müssen. Bei gleichbleibenden oder 
sogar knapper werdenden öffentlichen Mitteln für Bildung 
wird , um dem Problem auch nur annähernd gerecht werden 
zu können, eine Neuverteilung der Mittel in der Form un-

\ 

ausweichlich sein, daß diejenigen Teilnehmer an Erwachse­
nenbildung, die bereits über qualifizierte Bildungsabschlüsse 
und Berufspos it ionen verfügen und Erwachsenenbildung vor­
nehmlich als Mittel zum beruflichen Aufstieg oder aus all­
gemeinem Bildungsinteresse einsetzen, die Kosten ganz oder 

• weitgehend selbst übernehmen müssen bzw. die Arbeitgeber 
stärker belastet werden. 

) 

Im Bereich der Regional-. Standort- und Funkt ionalplanung 
sind bereits jetzt Überlegungen anzustellen. wje geplante 
Bildungsstätten (z. B. überbetriebliche A11sbjld!!ngsstätten, 
Schulen , Berufsschulen, Volkshochschulen) so konzipiert wer­
den, daß sie für diesen Adressatenkreis später genutzt wer­
den können . Gleichgerichtete Überlegungen sind anzustellen 
hinsichtlich einer möglichen Umfunktionierung bereits be­
stehender Bildungsstätten (z. B. von Grund- und Hauptschu­
len), die später wegen der folgenden geburtenschwachen 
Jahrgänge z. T. Ieerstehen werden. 

2.4 Zu didaktisch-methodischen Anforderungen 

Neben diesen mehr übergreifenden Überlegungen sind di­
daktisch-methodische Konzeptionen für die einzelnen bereit­
zustellenden Bildungsangebote zu entwickeln. Die für die 
Erwachsenenbildung immer wieder propagierte Adressaten­
orientierung - die in der Praxis allerdings noch kaum ver­
wirklicht wird - gewinnt dabei eine vorrangige Bedeutung . 
Von der Lebenssituation , den bisherigen (meist negativen) 
Erfahrungen und den Erwartungen und Bedürfnissen abge­
hobene Bildungsangebote können diesen Adressatenkreis 
kaum ansprechen und erreichen und zur Ausprägung der für 
eine spätere befriedigende Lebenssituation und Berufstätig ­
keil notwendigen Persönlichkeitsmerkmale beitragen. 

Die für diesen Adressatenkreis bereitzustellenden Bildungs­
angebote müssen auf "niedrigstem Niveau" ansetzen. Da 
z. B. die Fähigkeit zum Vollzug formaler Operationen vielfach 
nicht entwickelt sein wird, sind auf der Grundlage konkreter, 
überschaubarer Operationen die höheren Stufen kognitiver 
Fähigkeiten anzustreben, das gleiche gilt für den affektiv­
emotionalen Bereich. Hilfestellungen für die Entwicklung von 
spezifischen Lehrgängen können dabei z. B. die Typologisie­
rung von Lernenden in Mißerfolgsängstliche und Erfolgszu­
versichtliche oder Mißerfolgsmotivierte und Erfolgsmotivie rte 
(13] oder in additiv-kasuistische Lernende (die nur durch das 
nacheinander erfolgende Aneignen von Details konkreten 
Anforderungen gerecht werden können) und antizipierende 
Lernenden [14] sein . Für solche Lerntypen sind Rahmen­
konzepte, Lernziele/ -inhalte für Lehrgänge zu erarbeiten , die 
dann im konkreten Unterricht entsprechend den tatsächlichen 
Eingangsvoraussetzungen und -bedingungen und Bedürfnis­
sen der Teilnehmer zu modif izieren sind. 

Die in der heutigen Erwachsenenbildung vielfach noch vor­
herrschende Methode des Vortrags, im günstigsten Fall er­
gänzt durch ein Lehrgespräch, kann nicht als geeignet an­
gesehen werden , die kognitiven, affektiv-emotionalen und 
sozialen Defizite und Fehlentwicklungen dieser Adressaten­
gruppe auszugleichen. Hierfür sind andere Methoden zu ent­
wickeln und einzusetzen, z. B. speziell für diesen Adressaten­
kreis entwickelte Formen der Gruppenarbeit Der Einsatz 
von personal- und damit kostenintensiven Unterrichtsmetho-

den ist heute im Bereich der Führungskräfte- und Hochqua­
lif iz iertenweiterbil dung allgemein anerkannt und wird wegen 
der damit zu erzielenden Erfolge für diesen Adressatenkreis 
gefordert. Es ist nicht einzusehen, warum gerade diejenigen, 
die der Unterstützung im Lernprozeß durch fördernde Me­
thoden und Unterrichtsmittel /-medien besonders dringlich 
bedürfen , weiterhin mit wenig geeigneten Methoden und Un­
terrichtsmitteln unterrichtet werden sollen, die bei dieser II 
Adressatengruppe zu weiterer Entmutigung , Frustration und 
Bildungsabbrüchen und -ferne beitragen dürften . 

Ein besonders wichtiger Faktor für den Erfolg der für diese 
Adressatengruppe bereitzustell enden Bildungsmöglich keilen, 
ist in den Lehrkräften zu sehen. Um für die anstehenden 
Aufgaben geeignete Lehrkräfte in ausreichender Anzahl zur 
Verfügung zu haben, ist die Au sbildungskapazität für Päd­
agogen mit dem Stud ienschwerpunkt Erwachsenenbi ldung zu 
erhöhen. Weiterhin sind geeignete pädagogisch-andragogi­
sche Qualifizierungsangebote für nebenberufli ch jn der Er­
wachsenenbildung tätige Lehrkräfte so zu gestalten daß sie 
diese befähigen . eine adressatengerechte didaktisch-metho­
dische Planung und Durchführung der Bildungsgänge vo rzu­
nehmen und in der Lage sind , zusammen mit den Stellen 
der Bildungswerbung , -beratung und -betreuung optimale 
Lernförderung zu leisten. 

Für die Berufsb ildungsforschung bedeuten die zuvor aufge­
zeigten Vorstellungen zur Verbesserung der durch Ausbil­
dungsplatz- und Arbeitspl atzmangel entstandenen Situatio­
nen der dann erwachsenen Betroffenen jewe ils Forsch ungs- l 
aufgaben, die zügig in Angriff zu nehmen sind, wenn Berufs­
bildungsforschung ihrem Auftrag "die berufliche Bildung 
durch Forschung zu fördern" und Orientierungs- und Ent- • 
scheidungsgrundlagen für die Bildungspolit ik bereitzustellen, 
gerecht werden will. 

Anmerkungen 

[1] Vgl. Parsons, T .: The Social System , New York , London 1964, 
s. 117 f. 

[2] Vgl. z. B . Offe, C.: Leistungsprinzip und industrielle Arbeit, Frank­
furt!M. 1970 . 

[3] Sozialisation bedeutet d ie gese ll schaftliche Prägung von Persön­
l ichkeitsstrukturen , vgl. z. B . Lem pert, W.; Franzke , R.: Die Berufs­
erz iehung , München 1976, S. 141 . 

(4] Lüsche r, K. : Der Prozeß der beruflichen Sozialisation, Stuttgart 
1968, s. 41. 

[5] Vgl. Döbert , R.; Nunner-Winkler, G.: Adoleszenzkrise, Frankfu rt/M. 
1975 , S. 83 ff. 

[6] Vgl. ebd., bes. S. 75-111. 

[7] Vgl. zum Problem der Identität und Ident i tätsentwicklung z. B. 
Erikson , E. H. : Identität und Lebenszyklus . Drei Aufsätze , 2. Aufl. 
Frankfu rt/M. 1975 und Krappmann , L. : Soz io logische Dimensionen 
der Identität. Strukturel le Bedingungen für die Teilnahme an ln­
teraktion sprozessen, Stuttgart 1971. 
Unter Identität wird h ie r die Leistung ve rstanden, die das Indivi­
duum .. a ls Bedingung der Möglichkeit seiner Beteiligung an Kom­
munikations- und Interaktionsprozessen zu erbringen hat ", Krapp­
mann , L. a. a. 0 ., S. 207. 

[8] Lernperl und Franzke haben die berufsbefähigenden Merkmale 
zusammengestellt , vgl. Lempert/Franzke, a. a. 0 ., S. 84 . 

[9] Wacker. A.: Arbeitslosigkeit. Soziale und psychische Voraussetzun ­
gen und Folgen. Frankfurt/M., Köln 1976, S. 179, Anm . 139. 

[10] Ein allgemein sichtbares Zeichen fü r diese gesellschaftliche Ein­
schätzung von Arbeitslosen war z. B. ein Karnevalswagen in Köln . 
der Arbe itslose als vergnügte Müßiggänger und Faulenzer dar­
stell te . 

[11] Folgen und Symptome zusammengestellt nach Jahoda . M . ; Lazars­
fe ld , P. F.; Zeisel , H.: Di e Arbeitslosen von Marienthal , Neuauf­
lage, Frankfurt/M. 1975; Petzo ld , H.-J . (Hrsg.): Jugend ohne Be­
rufsperspektive. Berufsbildungsreform - Schulmisere - Jugend­
arbe itslosigkeit, Weinheim, Basel 1976; und Wacker. A . a. a. 0. 

[12] Braginsky, D. ; Braginsky, B . ; Arbeitslose: Menschen ohne Vertrauen 
in sich und das System, in: Psychologie heute , 1975 , 2 (11) , S. 23 . 

[13] Vgl. z. B . Atkinson , J . W.: Einfüh run g in die Motivationsforschung , 
Stuttgart 1975. 
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(14] Vgl. Ti etgens , H. i Weinberg, J.: Erwachsene im Feld des Lehrens 
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AUS DER ARBEIT DES BiBB 

Manfred Bobzien, Walter Fahle, Saskia Hülsmann und Otto Köllner 

Entwicklung von Lehrgängen 
zur Förderung der Ausbildungsreife Jugendlicher 

1. Gründe für die lnitiierung des Projekts 

Die Bundesanstalt fur Arbe1t fördert aufgrund des Arbeits­
forderungsgesetzes (AFG) § 40 se1t mehreren Jahren berufs­
vorbereitende Maßnahmen fur Schulentlassene, die aus unter­
schiedlichen Grunden weder einen Ausbildungsplatz noch 
eine Arbeitsstelle erhalten konnten. Die Zahl der Teilnehmer 
dieser Maßnahmen, d1e sowohl von offentl1chen als auch pri­
vaten EinriChtungen durchgefuhrt werden, ist in der Zeit von 
1972 b1s 1976 von ca. 8000 auf mehr als das dreifache ge­
stiegen [1]. 

Da die einzelnen Trager die von ihnen durchgeführten Maß­
nahmen weltgehend durch Eigeninitiative inhaltlich und for­
mal gestalten mußten, haben sich im Laufe der Jahre eine 
Vielfalt unterschiedlicher Formen entwickelt, die zudem un­
koordiniert durchgefuhrt werden. Es ist daher notwendig, 
entsprechende Hilfen fur Maßnahmetrager zur Verfugung 
zu stellen. Aus d1esem Grund hat der Bundesminister fur 
Bildung und Wissenschaft das Bundesinstitut fur Berufsbil­
dungsforschung gebeten, diese Aufgabe kurzfristig in das 
laufende Forschungsprogramm aufzunehmen. 

2. Aufgabe und Zielsetzung des Projekts 

Das Projekt dient der Bereitstellung curricularer Unterlagen 
zur Förderung der Ausbildungsreife Jugendlicher in Form 
von Lehrgangsmaterialien. 

Es 1st beabsichtigt, unmittelbar fur d1e Praxis anwendbare 
Hilfen fur bereits bestehende bzw. neu einzurichtende 
Maßnahmen zu entwickeln und den Maßnahmetragern zur 
Verfugung zu stellen. 

Z1el ist es dabei k u r z f r ist i g eine schnelle Bereitstel­
lung geeigneter H1lfen, die zum 1. August 1977 den Maßnah­
meträgern zur Verfugung stehen sollen. Auf der Grundlage 
einer detaillierten Auswertung bere1ts eingesetzter Unter­
lagen werden Lehrgangsmaterialien entwickelt. Diese sollen 
aufgrund einer ausbildungsbefahigenden Zielsetzung die 
Chancen fur einen Ausbildungsplatz für die Jugendlichen 
erhohen, die durch d1e Rezess1on besonders hart betroffen 
sind. 

Es 1st vorgesehen, praxiserfahrene Sachverständige aus be­
reits laufenden Maßnahmen an der Entwicklung der Lehr­
gangsmateriallen zu beteiligen. Hierdurch ist sichergestellt, 
daß bereits vorhandene Erfahrungen genutzt und d1e zu 
entwickelten Materialien im Interesse jedes einzelnen Ju­
gendlichen so effektiv und praxisnah wie möglich gestaltet 
werden. 

Lang f r i s t i g muß die Zielsetzung allerdings auf die 
Weiterentwicklung von Curricula für spezielle Problemgrup­
pen Jugendlicher gerichtet sein. Um dazu einen Beitrag zu 
leisten, mussen auch Daten !ur eine mittel- und langfristige 
Entwicklung von Curricula im we1teren Sinne erlaßt werden. 

3. Zielgruppe 

Das Projekt erlaßt die Gruppe "nicht ausbildungsreifer" 
Jugendlicher. Dieser Begriff impliziert zwei Aussagen: E1ner-

seits eine fehlende Ausbildungsreife und andererseits die 
Befähigung zur Aufnahme einer Ausbildung m1t Hilfe ent­
sprechender Förderungsmaßnahmen. Demnach handelt es 
sich be1 der Zielgruppe um Jugendliche, die voraussichtlich 
durch besondere Maßnahmen zur Aufnahme einer Ausbil­
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf befahigt wer­
den können. 

Für die als kurzfristig anzusehende Aufgabe der Entwicklung 
von Lehrgangsmaterialien wird die vorhergehende allgemei­
ne Umschreibung der Zielgruppe vorausgesetzt. Es wird 
davon ausgegangen, daß die zu entwickelnden Materialien 
hauptsächlich bei den Jugendlichen Verwendung finden, die 
den Hauptschulabschluß nicht erreicht haben (Sonderschüler 
und Jugendliche ohne Hauptschulabschluß). 

Der formale Schulabschluß ist kein hinreichendes Kriterium 
für d1e Ausbildungsreife. Es sind daruber hinaus Merkmale 
zu berucksichtigen, die sich auf Art und Umfang der Lern­
defiZite und Verhaltensstorungen der Jugendlichen beziehen. 

Solche Kriterien sind beispielsweise: 

kompensierbare Lernstörungen (z. B. erhebliche Konzen­
trationsmangell 

Lernmudigkeit aufgrund negativer Schulerfahrungen 

mangelnde Lern- und Leistungsmotivation 

fehlende soziale und berufliche Integrationsfähigkeit 

mangelnde Anpassungsleistung in Lerngruppen 

Verhaltensauffälligkeilen 

Eine Differenzierung der Zielgruppen ist kurzfristig nicht 
ausreichend zu bewaltigen. Langfristig gesehen stellt die 
Merkmalsbeschreibung unterschiedlicher Problemgruppen 
jedoch eine unumgangliche Voraussetzung für die weitere 
Arbe1t dar. 

4. Erläuterungen zum Projektablauf 

4 1 Sammlung vorhandener Lehrgangsunterlagen: 

Es werden Unterlagen aus bereits laufenden Maßnahmen 
ausgewertet. Unterlagen und Materialien wurden auf Anfor­
derung zur Verfugung gestellt durch 

- Maßnahmetrager, d1e von der Bundesanstalt !ur Arbeit 
(BA) gefördert werden (vor allem Eingliederungs- und 
Forderungsieh rgange) 

Kultusministerien der Länder 

- Verbande und Organisationen der Wirtschaft. 

ln der Hauptsache werden Lehrgänge herangezogen, die von 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) unterstutzt werden. Nach 
§ 40 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) werden Zuschüsse und 
Darlehen für berufsvorbereitende Maßnahmen gewährt. Hier­
bei unterscheidet man zwischen Grundausbildungslehrgän­
gen, Forderungslehrgängen und Eingliederungslehrgängen. 
Grundausbildungslehrgange bere1ten auf bestimmte Berufs­
bereiche vor und werden auf die Belange unterschiedlicher 
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Zielgruppen ausgerichet [2]. Dagegen sind Förderungslehr­
gange und Eingliederungslehrgänge im Sinne der BA 
schwerpunktmäßig Hrlfen fl.ir Jugendliche mit individuellen 
und soziokulturell bedingten Entwicklungsschwierigkeiten 
und schulischen Defiziten. Damit ist die Aufgabe der For­
derungs- und Eingliederungslehrgänge in erster Linie son­
der- und sozialpädagogischer Art [3]. 

4.2 Aufbereitung des Materials 

Die Erfassung des Materials dient dazu, die eingegangenen 
Unterlagen auf ihre Verwertbarkeit zu prüfen. Grundlage der 
Prüfung ist ein "Merkmalskatalog" mit Erläuterungen. 
Dieser legt Schwerpunkte fest, die für die Weiterarbeit von 
Bedeutung sind: 

- Zielgruppenbeschreibung, Lehrgangsziele, Lehrgangsor­
ganisatron, Berufsfelder, Beurteilungssysteme, Art und 
Typus der Curricula, Teilcurricula, Ausbildungsschwer­
punkte, Lerneinherten, Lernstufen, Klassifizierung von 
Lerngegenständen, Stundenansatz (Verteilung von Fach• 
theorie, Fachpraxis und allgemeinbildenden Fächern), 
Lehrer/Ausbilder - Schuler - Relation, räumliche und 
apparative Ausstattung, Medien, Unterrichtsmaterial, 
Orientierungshilfen (Rrchtlinien, Lehrpläne), Stutzmaß­
nahmen (Arbeitsgemeinschaften, sozialpädagogische Be­
treuung, Betriebserkundung und Betriebspraktikum) etc. 

Durch die systemairsehe Erfassung der Lehrgangsunterlagen 
ist 

eine Strukturierung des Malenals und 

- eine gezielte Ruckfrage bei den entsprechenden Trägern/ 
Durchführenden 

ermciglicht worden. 

Zur Aufbereitung von lnformatronen wird ein Beschreibungs­
system entwickelt. Dreses dient dazu, Curncula fur die oben 
angeführte Zrelgruppe zu erstellen und vorhandene Curri­
cula zu bewerten. 

Darüber hinaus besteht die Moglichkeit, gespercherte Infor­
mationen auch im Hinblick auf andere Zielgruppen zu ver­
wenden oder die Informationen dahingehend zu erwertern 

Arbeitstagungen stellen das notwendige Korrektiv zwischen 
"Theone und Praxrs" dar. Lehrer und Ausbilder die unmittel­
bar mit den betroffenen Personengruppen in der Praxis ar­
berten, sollen aufgrund eigener Erfahrungen Erganzungen 
bzw. Modrfrzrerungen der Entwurfe für Lehrgangsmatenarren 
vornehmen. 

4.3 Entwicklung und Strukturierung der zu erstellenden Lehr­
gangsmaterialien 

Als erstes wesentliches Ergebnis werden Lehrgangsmateria­
lien erwartet, die den Bedürfnissen der Maßnahmeträger der 
Durchführenden und der Terlnehmer gerecht werden. Die 
ber der Auswertung der Daten vorgefundene Breite des 
Spektrums von Lehr- und Lernhilfen und die Termrnsetzung 
erfordern zunächst eine Beschränkung des Projekts auf be­
stimmte Teilbereiche. Es ist daran gedacht, dre zugesandten 
Lehrgangsmaterialien nach inhaltlichen Schwerpunkten zu 
struktuneren, um fur die Mehrzahl von Maßnahmen kurzfri­
stig geeignete Unterlagen anbreten zu kbnnen. Die Unter­
lagen selbst werden dabei im wesentlichen Vorschlage für 
z. B. Lehrplane, organisatorische Hinweise, Werkstattaus­
stattung enthalten. Daneben sollen für die eigentliche Durch­
fuhrung drdaktische Unterlagen für dre Vermittlung theore-

tischer und praktischer Inhalte angeboten werden. Zu diesen 
Unterlagen zählen beispielsweise berufsfeldbezogene 
Ubungssätze mrt fachpraktischen Ubungen und deren Er­
gänzung durch adressatengerechte fachtheoretrsche Hinwei­
se in Form von Arbeits- und Aufgabensätzen. 

Erst mittel- und langfristig ist an die Entwicklung eines nach 
Breite und Tiefe vollstandigen Angebots curricularer Hilfen 
gedacht. in dreser Phase werden umfangrerche Lehrgangs­
materialien entwickelt, und zwar 

für dre Lehrgangsteilnehmer 
adressatenspezrfisch und unter Berucksrchtigung geeig­
neter Medren (Arbertstransparente, Dias, Filme, Modelle 
etc.) 

für dre Lehrer und Ausbilder 
in Form von Lehrplanen, Lehmelen, methodisch-didak­
tischen Handrerchungen, Tests, Hinwersen auf Projekt­
arbeit etc. 

fur die durchfuhrenden Stellen 
in Form von organrsatorischen Hinweisen wie Werkstatt­
ausstattung, Medienbedarf, Raumbedarf, Lehrgangsfre­
quenz, Ausbilder/Lehrer-Bedarf, Formblatter (Zeugnisse, 
Beurteilungen), Angaben Liber die sozial-padagogische 
Betreuung etc. 

Daruber hinaus rst auch daran gedacht, eine zentrale ln­
formatronsstelle einzunchten, dre den Durchfuhrenden bei 
der Losung unterschiedlicher Probleme 1m Einzelfall helfen 
soll. 

5. Perspektiven für die weiteren Aktivitäten 

Über die Entwicklung von Lehrgangsmaterialren hrnaus rst 
das Projekt so angelegt, daß es auch Fragestellungen ver­
wandter Forschungsprojekte berucksrchtigt Dadurch wrrd dre 
Mbglrchkert geschaffen, auch unter Iangeriristiger Zrelset­
zung Verbindungen herzustellen, z. B. zwrschen 

der Charakteristik von Lehrgangen fur nrcht ausbildungs­
reife Jugendliche im Unterschred zu Sonderformen des 
Berufsgrund bi I du ngsj ah res 

Ausbildungsgängen für Behinderte (§ 48 BBrG) zu Terl­
qual ifi kationen 

und Aussagen zu treffen beispielsweise uber 

die Konkretisierung der Zielgruppenbeschrerbung 

dre Klassifizierung von Lerngegenstanden und Lernstufen 

die Beschreibung und den Verglerch von Art und Typus 
verschredener Curncula. 

Unter Berucksichtigung dieser langerfristrgen Zrelsetzung 
war es notwendrg, dre Erfassung und Aufbereitung entspre­
chender Informationen fruhzeitig in den Arbertsablauf ein­
zugliedern. Das Beschreibungssystem umfaßt deshalb ein 
auf die kurz- und längerfnstige Zielsetzung abgestimmtes 
Klassifrkationsschema. 

Anmerkungen 

(1] Vgl Informalionen fur d1e Beratungs- und Verm1ttlungsd1enste der 
Bundesanslall fur Arbe1t Nr 15 (1976). S 419 

[2] Vgl Bundesanstalt fur Arbeit Berufsvorbereitende Maßnahme ln: 
D1enstblatt. 24 Jahrgang. Nr 16, Nurnberg 1975. S 223 ff. 

[3] Vgl Bundesanstalt für Arbe1t· Forderungslehrgange ln: Informa­
tionen Nr 1. Nurnberg 1976. S 3 ff 
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DISKUSSION 

Rudolf Werner 

Replik zur Stellungnahme des "Gesamtverbandes der 
metallindustriellen Arbeitgeberverbände e.V." CBWP 6/1976) 
zum Aufsatz "Ausbildungsintensitäten" CBWP 5/1976, S. 11 ff.) 

in dem Aufsatz ging es darum, die unterschiedlichen Aus­
bildungsintensitaten in den emzelnen Wirtschaftszweigen 
auf einer globalen Ebene aufzuwe1sen. Dazu wurde das Ver­
hältnis der Auszubildenden zu den insgesamt Beschäftigten 
fi.Jr eme Reihe von Wirtschaftsbereichen sowie in tiefer Glie­
derung fur einige Wirtschaftszweige berechnet und inter­
pretiert. 

Wie in den Vorbemerkungen zu dem Aufsatz ausgeführt wird, 
hat diese Vergehensweise em1ge Schwachen, die durch die 
Schwierigkeiten der Operationalisierung des Begriffs "Aus­
bildungsintensität" sowie durch die mangelhafte Datenlage 
bedingt sind. Jedoch wurde davon ausgegangen, daß d1ese 
Methode einige Anhaltspunkte für die Einschätzung der un­
terschiedlichen Ausbildungsleistungen erbringt. 

in der Stellungnahme wird dieser Punkt als problematisch 
angesehen und es w1rd davon ausgegangen, daß die glo­
bale Ausbildungsintensität zu falschen Ergebnissen führt. 
Als Bezugsgröße für d1e Bestimmung des Nachwuchses kön­
ne nur der Facharbeiterstamm herangezogen werden und 
nicht d1e Anzahl der Beschaftigten insgesamt. Aus diesem 
Grunde könnten aus den Ergebnissen auch keine bildungs­
politischen Folgerungen abgeleitet werden. 

Hier ist anzumerken, daß die Quote der Facharbeiter in der 
Tat in den einzelnen Wirtschaftszweigen schwankt. Dies 
hängt mit Faktoren wie Umfang der Serienproduktion, Stand 
der Produktionstechnik, Produktdiversifizierung u. ä. zusam­
men. Es zeigt sich jedoch, daß auch dann, wenn d1e Aus­
bildungsintensität im engeren Sinne (gewerbliche Auszubil­
dende zu Facharbeitern) berechnet wird, erhebliche Schwan­
kungen zu verzeichnen sind, die nicht mehr durch unter­
schiedliche Facharbeiterquoten erklärt werden können. in der 
Tab. 1 sind einige Wirtschaftszweige aus dem Bereich der 
Investitionsgüterindustrie (Betriebe über 10 Beschäftigte) 
herausgegriffen. Die Spanne reicht von 203 Auszubildenden 
(Hersteller von Bi.Jromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten 
usw.) bis zu 62 Auszubildenden (Stahl- und Leichtmetallbau) 
auf 1000 beschaftigte Facharbeiter. 

Allerdmgs ist zu bemerken, daß die Bereiche mit sehr hohen 
Ausbildungsintensitäten einen relativ geringen Facharbeiter­
anteil (um 20%) haben, so daß absolut gesehen der Bestand 
an gewerblichen Auszubildenden dort nicht so hoch ist. Eine 
Ausnahme bildet der Bereich "Werkzeugmaschinenbau", der 
eine Facharbeiterquote von 41 Dfo aufweist und gleichzeitig 
von einer hohen Ausbildungsintensität geprägt ist. Die an­
deren Wirtschaftszweige mit einem Facharbeiteranteil um 
40 Dfo haben geringere Ausbildungsmtensitaten (Tabelle 1 ). 
Z. B. wurden im Straßenfahrzeugbau 211 196 Facharbeiter ge­
zählt, denen 15 607 gewerbliche Auszubildende gegenüber 
stehen. Das ergibt eine Quote von 74 Auszubildenden auf 
1000 Facharbeiter, während andere Bereiche mehr als 100 
Jugendliche - nach dieser Berechnungsmethode - aus­
bilden. 

Tabelle 1: Ausbildungsintensität im Bereich "lnvestitions­
güterindustrie" (gewerbliche Auszubildende zu Facharbeitern) 
1972 

Cl> 

2 2 
"0 .;, Cl> Cl> <: 

Öl .<:Cl> Cl 

Q; Q; "-:;::; ::l :ctJ 
;(ij .0 -e :C:ö 
.<: 

"' Cl> Q; i3 -= (/) 

I 
" .<: .<:-

I 
.0 <: 

(/) " " 0 
(/) (/) Cl> 

Cl> "' "' :J 
Cl> :J :J-

CJ u. u. cr Cl<{ <{ .<:: 

Stahl- und Leicht-

6 2401 metallbau 217 492 102 892 0,47 62 

Maschinenbau 1 085 076 383 076 0,35 56196 147 

dar Werkzeug-
masch1nenbau 123198 50 102 0,41 9 390 187 

Sonstiger Maschi-
nenbau 546 974 199 636 0,37 26 134 131 

Straßenfah rzeugbau· 604 338 211 196 0,35 15 607 74 

Elektrotechnische 
Industrie 1 060 295 200 278 0,19 39 835 199 

E1sen-, Blech- und 
Metallwarenindustrie 419 079 87 511 0,21 7 880 90 

Büromasch., Daten-
Verarbeitungsgeräte 76 798 12 677 0,17 2 571 203 

I nvest1t 1 onsg uterin-
dustrie (msgesamt) 3 879 668 1 125 724 0,29 142 870 127 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie D, Re1he 4· Sonderbeiträge 
zur lndustriestat1st1k: Beschaftigte nach der Stellung im Be­
trieb. September 1972; e1gene Berechnungen. 

Diese Ergebnisse zeigen, daß der Bestand an Facharbeitern 
und die Anzahl der gewerblichen Auszubildenden voneinan­
der abhangen. Jedoch bleibt die Grundtatsache bestehen, 
daß in diesen Maßzahlen erhebliche Schwankungen von 
Wirtschaftszweig zu Wirtschaftszweig zum Ausdruck kommen, 
gerade auch, wenn der Facharbeiterstamm als Bezugspunkt 
dient. 

Solche differenzierten Analysen können vorgenommen wer­
den, wenn einzelne Branchen untersucht werden sollen. Dann 
liegen auch die entsprechenden Daten (z. B. in Form der 
lndustriestatistik) vor. Leider ist es jedoch nicht möglich, für 
alle Bereiche dieses Verfahren anzuwenden, da dann ent­
weder die Angaben über die Facharbeiter oder über die Aus­
zubildenden fehlen. Bildungspoiltisch ist es jedoch auch 
wichtig, einen Überblick uber die Situation im gesamten Be­
schaftigungssystem zu erhalten. Dazu können die allgemei­
nen Ausbildungsintensitäten, wie sie in dem Aufsatz dar­
gestellt wurden, Anhaltspunkte bieten. W1e gezeigt wurde, 
ergeben sich zwar Differenzen in den Detailaussagen, jedoch 
ble1bt das Faktum der unterschiedlichen Ausbildungsleistun­
gen bestehen. 



30 Rezensionen BWP 1/77 

Darüber hinaus ist auch der Ansatz, die Ausbildungsleistun­
gen nur am Umfang des Facharbeiterstammes zu messen, 
zu eng angelegt. Die technologtsehe Entwicklung befindet 
sich im Fluß und kann Anforderungen erbringen, die nur 
durch einen vorhandenen, d. h. vorher ausgebildeten Fach­
arbetterstamm erfullt werden können. Außerdem bedeutet 
die berufliche Ausbildung flir den Jugendlichen eine Start­
chance, die nur schwer nachzuholen ist, wenn sie einmal 
versäumt wurde. 

wtcht. Die Erhöhung der Ausbildungsleistungen stellt eine 
gesamtgesellschaftliche Verpflichtung dar, dte nicht nur da­
nach besttmmt werden kann, wie hoch der jeweilige gegen­
wärtige Facharbeiterstamm ist. Gerade in Wtrtschaftszwei­
gen mit derzeit geringer Facharbeiterquote können steh dte 
Qualiftkationsanforderungen erhöhen. Ste können von der 
Nachwuchslucke, die ab Mttte der 80er Jahre eintreten wtrd, 
besonders getroffen werden. Deshalb kann als Bezugsrah­
men zur Bestimmung von Ausbildungsletslungen durchaus 
die Beschäftigung in ihrer Gesamtheil herangezogen wer­
den, wodurch vor allem der Iangeririsiigen Entwtcklung 
Rechnung getragen wird. 

ln Anbetracht der kommenden geburtenstarken Jahrgänge 
gewinnen diese Argumente, die den gegenwärtigen Bestand 
nur als einen Faktor unter anderen sehen, besonderes Ge-

REZENSIONEN 

Riester, Waller; Schmidt, Hans; Seibert, 
Hildegard; Güner, Günter: Gegen Ju­
gendarbeitslosigkeit für bessere Berufs­
ausbildung. DGB. Hintergründe, Fakten, 
Forderungen. Hrsg. vom DGB Landes­
bezirk Baden-Wüttemberg. Stuttgart 
1976. 77 S.*) 

ln der vierteiligen Stellungnahme des 
DGB werden schwerpunktmaßig die 
Ursachen der Jugendarbeitslostgkeit 
analysiert, die gegenwärtigen Maßnah­
men zum Abbau der Jugendarbetts­
losigkeit kritisch bewertet sowie eigene 
Losungsvorschlage zur Bekampfung 
der Jugendarbeitslostgkeit gemacht. 

Als einer der Hauptgründe wird der 
Rückgang der Lehrstellen als Folge 
einer tiefgreifenden Strukturkrise des 
Berufsbildungs- und Beschafttgungs­
systems angesehen, die sich vor allem 
aus der Veränderung der Arbeitsorga­
ntsatton, der Verminderung der Quali­
fikationsanforderungen, der Kapttalkon­
zentratton und dem Strukturwandel der 
Wirtschaft entwickelt hat: 

Die Zergliederung der Arbeit in ihre 
kleinsten Bestandteile fuhrt ntcht 
nur zu einem sinkenden Fachkräfte­
bedarf, sondern erschwert zudem 
den Einsatz der Auszubildenden in 
der industriellen Produktion. Die 
Einrichtung von produkttonsgetrenn­
ten Ausbildungswerkstätten erfor­
dert wiederum einen hohen Kapital­
aufwand bei gleichzeitig sinkenden 
Einnahmen aus der direkten Ver­
wertung der Arbeitskraft des Aus­
zubildenden. 

Mit dem Lehrstellenabbau einher 
geht als ein weiteres Mittel der 
Kosteneinsparung die Deckung des 
Qualifikationsbedarfs durch Fortbil­
dungs- und Umschulungsmaßnah­
men, die, meist thematisch eng be­
grenzt und direkt auf die betrieb­
lichen Belange zugeschnitten, viel 
weniger Kosten verursachen als 
eine breit angelegte Berufsausbil­
dung, zumal sie vom Arbeitsamf 
finanziert werden. 

Darüber hinaus wtrd in der Stellung­
nahme aufgezeigt, daß Jugendliche 
stärker von Arbeitslosigkeit bedroht 

•j 01e h1er vorgetragene Stellungnahme des 
DGB 1st Teil einer gegenwart1g 1m BIBB 
vorbereiteten DokumentatiOn zur Jugend· 
arbe1tslos1gke1t und Berufsausbildung 

sind als andere Beschaftigungsgrup­
pen, weil 

erwachsene Arbeitskräfte Jugend­
lichen vorgezogen werden, da sie 
.,betnebstreuer" sind, über mehr 
Berufserfahrung verfugen und Ju­
gendliche überdies bis zu ihrem 
18. Lebensjahr ihren Zivil- oder Er­
satzdtenst ableisten mussen; 

- Auszubildende kein Anrecht darauf 
haben, im Anschluß an ihre Ausbil­
dung weiterbeschaftigt zu werden; 

dte Etnsatzmöglichketten fur un­
und angelernte Jugendliche infolge 
von Rattonaltsierung und Technisie­
rung vor allem in der Industrie 
schwinden; 

viele Jugendliche in Berufen aus­
gebildet werden, in denen sie nach 
der Ausbtldung keine Arbeit finden, 
sondern auf industrielle Arbeitsplät­
ze für an- und ungelernte Arbeiter 
verwiesen sind (Teil 2, S. 21-24). 

Bei der Darstellung und Einschätzung 
der von Bund, Landern, Arbeitsverwal­
tung und anderen Institutionen durch­
geführten Maßnahmen zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit werden insbe­
sondere die berufsvorbereitenden, po­
littschen und sozialpadagogischen Bil­
dungsmaßnahmen einer kritischen Be­
wertung unterzogen: 

Einerseits stellt sich die Frage, in­
wieweit eine sozialpädagogische, in­
dividuelle Betreuung, die die ar­
beitslosen Jugendlichen über Er­
folgserlebnisse stabilisieren und sie 
auf die Arbeitswelt vorbereiten soll, 
von Nutzen sein kann, wenn die 
Jugendlichen hinterher doch keinen 
Arbeitsplatz bekommen. 

Andererseits werden unter dem 
Aspekt der Verwertbarkelt der in 
diesen Maßnahmen vermtttelten Qua­
lifikationen für den Arbeitsmarkt 
grundsätzliche Zweifel angemeldet. 
Denn die Lehrgangsinhalte orien­
tteren sich an .,gängigen" Berufs­
feldern und Anlerntatigkeiten und 
sind weder an in die Zukunft wei­
sende Berufszweige noch an der 
Vermittlung neuer Technologien 
orientiert. ..Somit besteht die Ge­
fahr, daß gerade die Arbeitsmarkt­
und Ausbildungsstrukturen, die ver­
schärft Arbeitslosigkeit und Lehr­
stellenabbau produzieren, stabili­
siert werden" (Teil 3, S. 14). 

Die seit 1975 von verschiedenen 
Kultusministerien geplanten oder 

beretts durchgefuhrten schultsehen 
Btldungsmaßnahmen, .,die haufig 
als Reform des offentltchen Schul­
wesens verkauft werden", impltzte­
ren wiederum eine tetlweise Auf­
hebung der Berufsschulpfltcht, bzw. 
die Einfuhrung beruflicher Vollzeit­
schuljahre als einmaliges Abgelten 
der vollen Berufsschulpfltcht, was 
.,Stück fur Stück an Ausweitung un­
ternehmenscher Verfugungsgewalt 
uber die arbeitende Jugend" mtt 
sich bnngt (Teil 3, S. 15-16). 

Poltitsche Bildungsmaßnahmen von 
Jugendverbanden, durch dte die 
Jugendlichen über thre Situatton 
aufgeklart und akttviert werden sol­
len, stnd aus gewerkschaftlicher 
Sicht heute deshalb abzulehnen, 
weil sie .. im Grunde den Arbetts­
losen zum Objekt mtßbrauchen" und 
thn isoltert von der arbettenden Um­
welt zu behandeln suchen (Teil 3, 
S. 17). 

in etnem Nebensatz werden auch 
dte Bemuhungen des DGB selbst, 
durch Lehrgange des DGB-Fortbtl­
dungswerkes dte S1tuation Arbeits­
loser zu verbessern, gestreift und in 
Frage gestellt. 

Spatestens an dieser Stelle tst aber zu 
fragen, welche qualttativ besseren An­
gebote dte Gewerkschaft den arbeits­
losen Kollegen anzubieten hat außer 
der lakonischen Feststellung, daß .. un­
sere gewerkschaftliche Einflußnahme 
auf die Ursachen der Arbeitslostgkeit 
gering ist" (Tetl 4, S 6) und der Ver­
sicherung gewerkschaftlicher Solidari­
tat mit den Jugendlichen, die auf der 
Straße liegen. 

Auch der Weg, den die Gewerkschaften 
bisher eingeschlagen haben, indem sie 
die Jugendarbeitslostgkeit vorrangig 
als eine Frage mangelnder Qualtfika­
tion behandelt und von daher thre For­
derungen zur Reform der berufltchen 
Bildung aufgestellt haben, wtrd vom 
DGB nun aus der Distanz betrachtet, 
wenn nicht gar abgelehnt. So hatten 
die bundesweiten Kundgebungen und 
Demonstrationen nicht zu dem erhoff­
ten politischen Druck auf die Regierung 
und einer entsprechend veränderten 
Bildungspolitik gefuhrt, sondern seien 
in Gefahr gewesen, in Aktionismus und 
Resignation zu enden (Teil 4, S. 7-8). 

Hier ntmmt der DGB berechtigte For­
derungen zur Verbesserung der Aus­
bildungssttuation wieder zurlick, deren 
Realtsierung das ursächliche Problem 
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der Jugendarbeitslosigkeit sicherlich 
nicht lösen können, die jedoch eine 
breit angelegte Solidaritat mit den Be­
troffenen demonstriert und die Forde­
rung nach einer qualifizierten Ausbil­
dung in die Offentliehkeil getragen ha­
ben. Statt dessen wird resumiert, daß 
staatliche Bildungsmaßnahmen aus ge­
werkschaftlicher Sicht heute nur dann 
erfolgreich sein konnen, "wenn es den 
Gewerkschaften gelingt, über gewerk­
schaftlichen Druck Einfluß auf die 
Produktionsbedingungen zu erhalten" 
(Teil 3, s. 25). 

An welchen Punkten "gewerkschaft­
licher Druck" zur Bekampfung der Ju­
gendarbeitslosigkeit entwickelt werden 
soll, wird im letzten und kürzesten Teil 
der Stellungnahme dargelegt: 

Zunächst wird kritisch festgehalten, 
daß es n1cht Aufgabe der Gewerk­
schaft sem kann, die Tatigkeit der 
Arbeitsamter zu übernehmen oder 
die "im kapitalistischen Konzentra­
tionsprozeß zerstörten Arbeits- und 
Ausbildungsstellen" zu ersetzen. Es 
müsse vielmehr eine .. offene, ehr­
liche und nuchterne Analyse" der 
Möglichkellen und Grenzen des ge­
werkschaftlichen Handeins im eige­
nen Betrieb und in der örtlichen 
Arbeit einsetzen, d1e eine genaue 
Kenntnis der betrieblichen und ört­
lichen Bedingungen der Gewerk­
schaftsarbeit voraussetzt (Teil 4, 
S. 5-9). 

So sollte unter anderem nach der 
Zusammensetzung und Erfahrung 
der Kollegen im Betrieb, nach der 
Struktur und Entwicklung der Ar­
beitsplatze und deren Auswirkungen 
auf die Qualifikation der Kollegen 
gefragt werden. Daraus ergebe sich 
dann auch d1e Frage, wieviele Aus­
bildungsplätze im Betrieb zur Ver­
fugung stehen und w1e deren Quali­
tat beschaffen ist, bzw. ob und in­
wieweit es möglich Jst, geme1nsam 
mit dem Betriebsrat alle Auszubil­
denden in qualifizierten Arbeitsplät­
zen unterzubringen. 

- Außerdem werden Gespräche mit 
den Gewerkschaftsvertretern in den 
örtlichen Arbeitsämtern zur Ermitt­
lung genauer Strukturdaten zur Ju­
gendarbeitslosigkeit und die Ken­
Iakinahme von Betriebsräten und 
betrieblichen Jugendvertretern zu 
Betrieben mit größerem Ausbil­
dungsplatzangebot vorgeschlagen 
(Teil 4, S. 9-12). 

Die hier vorgetragenen Überlegungen 
sind gewiß sehr nützliche Vorschlage 
für e1ne Gewerkschaftsarbeit vor Ort 
und stellen ein wichtiges Pnnz1p ge­
werkschaftlicher Arbeit überhaupt dar. 
Es ist in diesem Zusammenhang je­
doch d1e Frage zu stellen, ob diese 
Form gewerkschaftlicher Arbeit im Be­
trieb und am Ort wirklich ausreicht, die 
vom DGB weiter oben geforderte Ein­
flußnahme auf die Produktionsbedin­
gungen zur Beseitigung der Arbeits­
losigkeit und Jugendarbeitslosigkeit 
durchzusetzen. Entsteht hier n1cht eher 
der Eindruck, daß !rotz der eingehen­
den und exakten Analyse der Ursachen 
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der Jugendarbeitslosigkeit die entspre­
chenden Schlußfolgerungen vom DGB 
an dieser Stelle nicht gezogen werden. 
Statt dessen wird zu globalen Fest­
stellungen und Vorschlägen Zuflucht 
genommen, die durch ihre Unverbind­
lichkelt und Folgelosigkeil weder kurz­
noch langfristig die Situation der ar­
beits- und ausbildungslosen Jugend­
lichen nachhaltig verändern werden. 

Bngitte Gravalas-Distler, Berlin 

Jugend ohne Berufsperspektive - Be­
rufsbildungsreform - Schulmisere -
Jugendarbeitslosigkeit - Hrsg. von H.­
J. Petzold im Auftrag der Redaktion be­
trifft: erziehung. 

Weinheim und Basel. Beltz 1976, 263 5., 
DM 18,-. 

in dem vorliegenden .. Reader Zur Dis­
kussion zu Themen der Zeit" kommen 
23 Autoren in 19 sehr unterschiedlichen 
Beiträgen zu Wort: Die Quote der ju­
gendlichen Arbeitslosen (unter 20 Jah­
ren) steigt seit 1970 an. Gleichzeitig ist 
der drastische Ruckgang der über die 
Arbeitsamter angebotenen Ausbildungs­
platze zu verzeichnen und b1s 1987 wer­
den jahrlieh sehr viele Schulabgänger 
einer weitaus geringeren Zahl an Aus­
bildungsplätzen gegenüber stehen 
(Mohr). 

Wer keinen Ausbildungsplatz erhält, 
wer auch keme Stelle als ungelernter 
Arbeitnehmer fmdet, wird arbeitslos 
wie z. B. Reinhard (Kypke). Er be­
schreibt (mit Wallraff) seine Versuch8 
.. em Bein auf die Erde" zu bekommen. 
Eine Gruppe aus Arbeitern und Lehr­
lingen h11ft ihm, Zusammenhange -
wie s1e auch 1n den weiteren Belträgen 
d1skut1ert werden - zu erkennen und 
er fordert alle gleichfalls von der Ju­
gendarbeitslosigkeit und Lehrstellen­
knappheit Betroffenen sowie die Ver­
antwortlichen 1n dieser Gesellschaft 
gleichzeitig zur Handlung auf. Back­
haus-Starost, Backhaus, Grotjahn, Ges­
sat und Kappeier stellen fest, _daß die 
meisten Betroffenen eher individuali­
stisch als kollektiv auf die schlechten 
Berufsperspektiven reagieren 

Der Staat und zahlreiche freie Träger 
haben bislang mit Maßnahmen reagiert, 
durch die die Betroffenen nach Auffas­
sung von Offergeid und Baethge ledig­
lich .. von der Straße geholt" werden 
sollen. D1e Programme haben diesen 
be1den Autoren zufolge weniger den 
Betroffenen genützt, als einer Zahl .. ein­
stellender" Betriebe, die auf diese 
Weise minderqualifiziertere Arbeitskral­
te bei niedrigerem Lohn beschäftigen 
konnten. 

Pädagogen, Sozialarbeiter u. a. (Oller­
geld, W1mmer, Apel, Kleinschmidt, 
Braun-Schindel, Roth, Wingert) bemü­
hen sich, in Schule, Volkshochschule 
und anderen Institutionen, den Betrof­
fenen deutlich zu machen, daß ihre Si­
tuation nicht selbstverschuldet ist, wie 
das vielfach behauptet wird (Vorwort). 

Die Verantwortlichen: die Betriebe und 
ihre lnteressenvertreter, die Schulver­
waltungen, der Gesetzgeber und die 
Verbände der Arbeitnehmervertreter 
lassen nicht erkennen, daß sie die an-
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stehenden Probleme durch die Beseiti­
gung deren Ursachen lösen, vielmehr 
w1rd deutlich, daß das, was emmal sehr 
verheißungsvoll als Berufsbildungsre­
form propagiert wurde (Lisop, Petzold) 
den Jugendlichen wenig nutzt, für d1e 
die Verbesserungen am dnnglichsten 
erforderlich waren und sind. Die Hinter­
grunde dieser Entwicklung werden 
durch (eme zu knappe) Entfaltung öko­
nomischer Kategonen deutl1ch 

Nach Auffassung von Mohr erweist sich 
die zu Beginn der 70er Jahre propa­
gierte Berufsbildungsreform aus der 
S1cht der Jugendlichen als Reformillu­
sion; in Wirklichkeit hat die Reform der 
beruflichen Bildung eher den Bedingun­
gen beineblichen Ausbildungsverhal­
tens wie sie s1ch aus dem kapitalisti­
schen Produktionsprozeß ergeben Rech­
nung getragen. 

Baethge stellt eine permanente Ten­
denz zur Minimierung der Bildungsaus­
gaben fest, da d1e Ausbildung auf den 
E1nsatz 1m Produktionsprozeß zielt und 
jede Erhohung von Ausbildungskosten 
in unserer Gesellschaft den Wert der 
Ware Arbeitskraft erhöhen und somit 
d1e Prof1trate beemflussen. D1e soge­
nannten .. Notwendigkeiten" des Pro­
duktionsprozesses geben fur ihn letzt­
lich die inhaltliche Richtung einer Be­
rufsbildungsreform vor 

Auch wenn durch das neue Umlagever­
fahren hinsichtlich der Fmanz1erung der 
beruflichen Bildung, Ansatze einer ge­
samtwirtschaftlichen Steuerung erkenn­
bar werden, ist eme zuverlassige .. Steu­
erung" der beruflichen Bildung nicht ge­
wahrleJstet, da allein die Betriebe dar­
i.Jber entscheiden, w1e viele Ausbil­
dungsplatze für welche Berufe angebo­
ten werden und nach welchen Kriterien 
unter den Bewerbern ausgesucht w1rd 
(Rudolph). 

Die (von Crus1us und Wilke) propagier­
te "echte" Beteiligung aller Betroffe­
nen am Entsche1dungsprozeß im Be­
reich der beruflichen B1ldung z1elt eher 
auf eme noch perfektere .. Sozialpartner­
demokratie" hm, d1e soeben für eine 
Reform verantwortlich ze1chnet, 1n der 
der Jugendliche am Ende der .. Ange­
schmierte" 1st. 

Petzold warnt davor, die potentiellen 
Arbeitslosen einfach in ein 10. Pflicht­
schuljahr umzulenken, denn wann wird 
- ohne die Hauptschulreform vorher 
durchgefuhrt zu haben - d1e vorhan­
dene Schulm1sere noch großer. 

Der Beltz .. Reader" fuhrt hier in eine 
notwend1ge Diskussion ein, durch die 
der Stellenwert von magliehen Problem­
losungen deutlich zu machen 1st. 

Helmut Altenstein, Berlin 

Autoren dieses Heftes 

Außer Karen Schober-Gottwald (lnst1tut !ur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt !ur Arbe1t, Regensburger 
Straße 104, 8500 Nurnberg). smd alle Auto­
ren d1eses Heftes M1tarbe1ter des Bundes­
InStituts für Berufsbildung, Fehrbell1ner 
Platz 3. 1000 Berlm 31 
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Ergebnisse der Oberprüfung 
berufsbildender Fernlehrgänge 

Es wird den im folgenden genannten 
Fernlehrinstituten die Berechtigung er­
teilt, die Eignung der Lehrgänge durch 
das Gütezeichen des Bundesinstituts 
(Abb.) kenntlich zu machen. 

Kurzbeschreibung Nr. 155 

Der Fernlehrgang 
Das Recht des Arbeitsvertrages 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
DGB - Die Bnefschule GmbH 
Hans-Bockler-Str. 39, 4000 Düsseldorf. 

Lehrgangsziel: 
Einfuhrung in das Recht des Arbeits­
vertrages. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen möglichst mit mehrjähriger 
praktischer betneblicher Tat1gkeit oder 
abgeschlossener Berufsausbildung. 

Lehrgangsinhalte: 
Das Arbeitsrecht und seine Grundlagen 
- Die Begrundung des Arbeitsvertra­
ges - Hauptpflichten des Arbeitneh­
mers - Hauptpflichten des Arbeitsge­
bers - BeschaftJgungspfiJcht und Für­
sorgepfiJcht - Beendigung des Arbeits­
verhaltnJsses - Berufsausbildungsver­
haltnJs. 

Lehrgangsdauer: 
Erff!hrungsgemaß braucht ein Teilneh­
mer nach Angaben des Instituts 16 bis 
18 Monate (100-120 Gesamtstunden). 
Bei einer tägl1chen Arbeitszeit von 2 
Stunden oder einer wochentlichen Ar­
beJtszeJI von 14 Stunden wäre der 
Lehrgang bezogen auf die angege­
bene Gesamtstundenzahl - demnach 
auch in 8 Wochen zu bearbeiten. 

Umfang des Lehrmaterials: 
10 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 330 
Se1ten - DIN A 4 (dicht bedruckt). 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei Teilzahlun­
gen b1s zu max1mal 10 Teillieferungen 
(10 x DM 12,-): DM 120,-

Fi.Jr diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfüllung bis zum 
31. 12. 1976 bzw. bis zum 31. 5. 1977 
bzw. bei Neuauflage nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 156 

Der Fernlehrgang 
Betriebsorganisation 
und Personalführung 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Akadem i kerg esellsch alt 
ft.ir Erwachsenenfortbildung GmbH 
Am Hohengeren 9, 7000 Stuttgart 1. 

Vom BBF er­
tei lies Güte­
zeichen für 
FernlehrgAnge 

Lehrgangsziel: 

GEPRDFTaGEEIGNET 

Vermrttlung von Grundkenntnissen der 
Betriebsorganisation sowie der Führung 
von Mitarbertern rm Betneb. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit erfolgreich abgeschlosse­
ner kaufmannischer Berufsausbrldung 
und mehrjähnger Berufspraxis 

Lehrgangsinhalte: 
Erscheinungsformen und Bestimmungs­
formen der Betriebsorganisation 
Strukturelle Organisation - Sonderfalle 
der strukturellen Organrsation - Dar­
stellung der Organisationsstruktur -
Prinzipien der Beziehungsordnung -
Dre Stellenbeschreibung - Ablauforga­
nisation - Wesen der Führung - Füh­
rungsmittel - Personalaspekte der Füh­
rung - Lohnbegriff - Entlohnungsfor­
men - Die Stabsorganrsation - Infor­
melle Beziehungen - Die innerbetrieb­
liche lnformatron. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std täglicher oder 15 
Stunden wöchentlrcher Studienzeit) 
12 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 480 
Serien - DIN A 4, 1 Anlertung für das 
Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monatlicher 
Zahlungsweise (12 x DM 20,-) 

DM 240,­
Durch Terlnahme an zwei Semesterprü­
fungen entstehen zusätzlrche Kosten in 
Höhe von je DM 30,-. 

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfüllung bis zum 
30. 06. 1977 nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 157 

Der Fernlehrgang 
Vorbereitung auf die Bilanzbuchhalter­
Prüfung IHK 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademie Nord 
Gesellschaft für angewandte Betriebs­
wirtschaft GmbH + Co. KG 
Möserstr. 26, 4500 Osnabrück. 

Lehrgangsziel: 
Erhaltung, Erweiterung und Anpassung 
beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten 
auf dem Gebiet des betrieblichen Rech­
nungswesens, insbesondere der Bilan-
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zierung - Vorberertung auf die IHK­
Prufung zum Bilanzbuchhalter. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Zulassungsbedingungen 
für die IHK-Pri.Jfung: 
1. Vollendung des 24. Lebensjahres 
2. Abgeschlossene kaufm. Berufsaus­

brldung und weitere 6 Jahre kaufm. 
praktische Tätigkeit, davon minde­
stens 3 Jahre 1m betrieblichen Rech­
nungswesen 
oder 
9 Jahre praktrsche kaufm. Tatigkeit, 
davon mrndestens 3 Jahre rm be­
tneblichen Rechnungswesen. 

Lehrgangsinhalte: 

Buchführung einschließlich Abschluß 
und Buchhaltungsorganisation- Grund­
züge des Steuerrechts und der beineb­
lichen Steuerlehre - Auswertung der 
Rechnungslegung - Planungsrechnung 
- Grundzüge der Kosten und Lei­
stungsrechnung - Grundzüge des Han­
dels- und Gesellschaftsrechts sowie des 
Mahn- und Klagewesens - Fmanzwirt­
schaft der Unternehmung. 

Lehrgangsdauer: 
(ber maximal 2 Stunden täglicher oder 
15 Stunden wöchentlicher Studienzeit) 
18 Monate, 1 Woche Nahunterricht je 
Halbjahr - insgesamt 120 Unterrichts­
stunden a 45 Minuten. 

Umfang des Lehrmaterials: 
18 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 1800 
Seiten - DIN A 4 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monatlicher 
Zahlungsweise (18 x DM 95,-) ernschl. 
Nahunterricht DM 1710,-
zusatzliche Lernmittel ca. DM 126,-
Abschlußprüfung DM 200,-

Fur die Teilnahme an diesem Lehrgang 
gewähren die Arbeitsamter - wenn die 
dafur geforderten Voraussetzungen er­
füllt sind - Leistungen im Rahmen der 
individuellen Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung nach dem 
Arbertsförderungsgesetz (AFG). 
Fur diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfi.JIIung der Auflagen 
rst teilweise bis zum 31. Dezember 1976, 
teilweise bis zum 1. April bzw. 1. Okto­
ber 1977 nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 158 

Der Fernlehrgang 
Einführung in die Volkswirtschaftslehre 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
DGB - Die Briefschule GmbH 
Hans-Böckler-Str. 39, 4000 Düsseldorf. 

Lehrgangsziel: 
Problemorientierte Einführung in die 
Grundkenntnisse der volkswirtschaft­
lichen Materie. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Arbeitnehmer, vor allem Betriebs- und 
Personalräte, gewerkschaftliche Ver­
trauensleute, Jugendvertreter. 



Lehrgangsinhalte: 
Die Ursachen des Wirtschattens - Be­
dürfnis und Bedarf - Die knappen Mit­
tel - Der wirtschaftende Mensch -
Wirtschaften als dynamischer Prozeß -
Wirtschaftliche Veranderungen und tech­
nischer Fortschritt - Ursachen und 
Merkmale, Vorteile und Probleme des 
Bedarfswandels - Wirtschaften als ge­
sellschaftlicher Vorgang - Arbeitstei­
lung - Die Tauschwirtschaft - Die pri­
mare Einkommensverteilung - Die se­
kundäre Einkommensverteilung. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Stunden täglicher oder 
15 Stunden wöchentlicher Studienzeit) 
4 Wochen. 

Umfang des Lehrmaterials: 
4 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 100 Sei­
ten - DIN A 4 (dicht bedruckt). 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung: 
bei monatl. Zahlungswe1se 
(4 x DM 19,-): 

DM 76,­

DM 76,-
Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfüllung bis zum 
31. 05. 1977 nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 159 

Der Fernlehrgang 
Marktforschung im Marketing 
ist als geeignet beurteilt worden 

Hermann Brenner 

Band 44 
Best.-Nr. 91853, 
190 Seiten, 
1. Auflage 1977, 
20,- DM 

Fordern Sie den neuen Pro­
spekt BE 09 an: Er informiert 
Sie ausführlich über die voll· 
ständige Schriften reihe. 

Fernlehreinrichtung: 
Betriebswirtschafts-Akademie e. V. 
TaunusstraBe 54, 6200 Wiesbaden. 

Lehrgangsziel: 
Fortbildung zum Marktforschungs-Assi­
stenten. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 

Personen mit abgeschlossener Schul­
und Berufsausbildung sowie zweijahri­
ger Berufspraxis im Marketingbereich 
eines Unternehmens oder Personen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
aber mit fünfjahriger entsprechender 
Berufspraxis oder Personen ohne abge­
schlossene Berufsausbildung oder Be­
rufspraxis, aber mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium. 

Lehrgangsinhalte: 

Arten und Aufgaben der Marktforschung 
- Marktforschung und Statistik - Sta­
tistische Marktanalysen: Ermittlung von 
Markt- und Verbraucheranteilen, Absatz­
kontrollen, Trendermittlung und Trend­
prognose, Regressionsfunkt1onen, Bran­
chenprognosen, Querschnittsanalysen, 
Marktinformationen und ihre Beschaf­
fung - Das Umfrageverfahren: Haupt­
probleme, Bevolkerungsumfragen, lndu­
stne- und Händlerbefragungen, Stich­
probenlehre, Stichprobenpraxis, Inter­
view und Fragebogen - Sonderverfah-

ren der demoskopischen Marktforschung 
- Marktforschung im Marketing M1x -
Marktforschung und EDV. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 
Std. wöchentlicher Studienzeit) 12 Mo­
nate. 3 Nahunterrichtsseminare (msge­
samt 100 Stunden). 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit msgesamt ca. 700 
Seiten- DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung: DM 480,-
bei monatlicher Zahlungsweise 
(12 X DM 42,-): DM 504,-
Abschlußprüfung: DM 160,-
Seminargebühren: DM 720,-
Fur Teilnehmer an diesem Lehrgang 
gewahren die Arbeitsämter - wenn die 
dafür bestimmten Voraussetzungen er­
füllt sind - Leistungen im Rahmen der 
individuellen Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG). Für Teil­
nehmer, die nach dem AFG gefordert 
werden, ist Nahunterricht obligatorisch. 

Besonderheiten: 
Vermittlung von Praktikantenstellen 
durch den Bundesverband Deutscher 
Marktforscher (BVM) und Aufnahme in 
die Berufsrolle des BVM ist möglich 

Schriften zur 
Berufsbildungsforschung 
Der Ausbildungsberuf als 
berufspädagogisches und 
bildungsökonomisches Problem 

Der Ausbildungsberuf, ein zentraler Begriff des dualen Systems, wird 
hier erstmalig in einem systematischen Zusammenhang untersucht. 
Die Vielschichtigkeit der mit dem Ausbildungsberuf verbundenen 
Probleme ist in Aspekten des Ausbildungsberufes verdeutlicht. Eine 
Darstellung der Entwicklung von Ausbildungsberufen offenbart die 
Kontinuität der Idee, der Ordnungsgrundsätze und der Ordnungs­
problematik des Ausbildungsberufes. Sein Bezug zwischen Bildungs­
und Beschäftigungssystem wird beispielhaft an Themen erläutert, die 
diese Grenzsituation des Ausbildungsberufes charakterisieren. Präg­
nante Zusammenfassungen geben selbst dem eiligen Leser eine 
gute Übersicht über das Thema. 

Hermann Schroedel Verlag KG 
Hildesheimer Str. 202-206 

3000 Hannover 81 

"-----Schroedel-____/ 
Partner der Schule 



Drei profilierte und bekannte Fachautoren prä­
sentieren einen hochinteressanten Zeichenlehr­
gang für die ganze Fachstufe, also für 2 - 2 1/2 
Ausbildungsjahre. 

ln 20 Hauptkapiteln werden die Themen exempla­
risch dargestellt und mit den notwendigen Texter­
läuterungen versehen. Sie können von der Auswahl 
gut in den Fachkundeunterricht einbezogen werden. 
FürdasZeichnungslesen enthält das Werk besondere 
Übungen. 

Die Bilder sind zum großen Teil in der Originai-Zei­
chengröße für die Schüler wiedergegeben. 

Meyer, 
Hohmann, 
Heisig Technisches 

Zeichnen 
Fachstufe etall 

Gleichzeitig ist 
lieferbar: 

Bestell Nr. 91020, 112Seiten, DIN A4, DM 15,60 
Lösungsheft, Best.-Nr. 91021, i. Vorb. 

Die Gliederung der Kapitel: 
Formen technischer Gegenstände; Schräge Zylinderschnitte; 
Schnitte am Prisma am Beispiel eines gefrästen Werkstücks mit 
Fertigungsstufen und Bemaßungsproblemen; Getriebeplan; 
Lagetaleranzen und Kennzeichnung von Oberflächen; Durch­
dringungen; Justiervorrichtung; Kegelschnitte; Durchdringung 
Kegel -Zylinder; Schnittwerkzeug; Kniehebelspanner; Lösbare 
Verbindungen; Feder und Federdiagramm; Abwicklungen; Niet­
verbindungen; Schweißteile - Gußteile; Passungen; Stirnradge­
triebe; Schleifspindellagerung mit Gleitlagern; Gerad- und Rund­
führungen; Perspektive; Zusammenbauzeichnung. 

Foliensatz zum Technischen Zeichnen Fachstufe Metall 

20 Folien für den Overhead-Projektor in Plastik-Ringmappe, 
Bestell Nr. 91022, DM 78,-. 

Hermann Schroedel Verlag KG 
Hannover · Dortmund 

Darmstadt · Berlin · München 

chroede------
Partner der Schule 


